Landesverordnung zur Bekampfung des Coronavirus SARS-CoV-2
(Corona-Bekampfungsverordnung — Corona-BekampfVO)
Vom 16. April 2021

Aufgrund des § 32 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 sowie
§ 28a Absatz 1, 3, 4 und 5 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBI. | S.
1045), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. Marz 2021 (BGBI. | S.
370), verordnet die Landesregierung:

§1
Grundsatze

(1) Diese Verordnung dient der Bekampfung der Pandemie des Coronavirus-SARS-
CoV-2 (Coronavirus) im Rahmen des Gesundheitsschutzes der Blrgerinnen und
Blrger. Zu diesem Zweck sollen Infektionsgefahren wirksam und zielgerichtet
reduziert, Infektionswege nachvollziehbar gemacht und die Aufrechterhaltung von
medizinischen Kapazitaten zur Behandlung der an COVID-19 erkrankten Patientinnen
und Patienten gewahrleistet werden.

(2) Zur Verfolgung der Ziele nach Absatz 1 werden in dieser Verordnung besondere
Ge- und Verbote aufgestellt, die in Art und Umfang in besonderem Male
freiheitsbeschrankend wirken. Umzusetzen sind diese Ge- und Verbote vorrangig in
Eigenverantwortung der Burgerinnen und Burger und nachrangig durch hoheitliches
Handeln der zustandigen Behorden, sofern und soweit es zum Schutz der
Allgemeinheit geboten ist.

§2

Allgemeine Anforderungen an die Hygiene;
Kontaktbeschrankungen

(1) Im privaten und 6ffentlichen Raum ist zu anderen Personen ein Mindestabstand
von 1,5 Metern einzuhalten (Abstandsgebot). Dies gilt nicht,

1. wenn die Einhaltung des Mindestabstands nach Satz 1 aus tatsachlichen oder
rechtlichen Grinden nicht mdglich ist;

2. wenn die Ubertragung von Viren durch &hnlich geeignete physische Barrieren ver-
ringert wird;

3. flr Angehdrige des eigenen Haushalts,

4. Dbei zulassigen Zusammenkunften zu einem privaten Zweck.



(2) Kontakte zu anderen Personen als den Angehdrigen des eigenen Haushalts sind
nach Maglichkeit auf ein absolut nétiges Minimum zu beschranken.

(3) Die jeweils aktuellen Empfehlungen und Hinweise der zustandigen offentlichen
Stellen zur Vermeidung der Ubertragung des Coronavirus sollen beachtet werden.

(4) Ansammlungen und Zusammenkunfte im 6ffentlichen Raum und privaten Raum zu
privaten Zwecken sind nur wie folgt zulassig (Kontaktbeschrankungen):

1. von Personen eines gemeinsamen Haushaltes unabhangig von der Personenzahl,
2. von Personen nach Nummer 1 und einer weiteren Person,

3. von Personen nach Nummer 1 und Personen eines weiteren Haushalts, wenn ins-
gesamt nicht mehr als funf Personen teilnehmen.

Bei den Obergrenzen aus Satz 1 Nummer 2 und 3 werden Kinder aus den jeweiligen
Haushalten bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres nicht mitgezahlt. Minderjahrige
gelten als Haushaltsangehorige ihrer Erziehungs- und Umgangsberechtigten. Paare
mit getrennten Wohnsitzen gelten als ein Haushalt. Notwendige Begleitpersonen von
Personen mit Behinderung, die Gber einen Ausweis flir schwerbehinderte Menschen
mit dem Merkzeichen B, H, Bl, Gl oder TBI verfligen, sind bei den Beschrankungen fur
private Ansammlungen und Zusammenkunfte nach Satz 1 nicht zu berucksichtigen.

§ 2a

Mund-Nasen-Bedeckung

(1) Soweit nach dieser Verordnung das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung
vorgeschrieben ist, sind Mund und Nase so zu bedecken, dass eine Ausbreitung von
Tropfchen und Aerosolen durch Husten, Niesen oder Sprechen vermindert wird; eine
Bedeckung mit Hand oder Arm oder die Verwendung einer Maske mit Ausatemventil
oder eines Visiers reicht nicht aus. Abweichend von Satz 1 ist die Verwendung eines
das ganze Gesicht abdeckenden Visiers durch Gebardendolmetscherinnen,
Gebardendolmetscher, Kommunikationshelferinnen oder Kommunikationshelfer
ausreichend, die fur Personen mit Horbehinderung tatig sind. Satz 1 gilt nicht far
Kinder bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr. Satz 1 gilt ebenfalls nicht fur
Personen, die aufgrund einer korperlichen, geistigen oder psychischen
Beeintrachtigung keine Mund-Nasen-Bedeckung tragen kdénnen und dies unter Vorlage
eines arztlichen oder psychotherapeutischen Attestes glaubhaft machen kdnnen.

(1a) Soweit nach dieser Verordnung das Tragen einer qualifizierten Mund-Nasen-
Bedeckung vorgeschrieben ist, gilt Absatz 1 mit der MalRgabe, dass eine medizinische
oder vergleichbare Maske oder eine Maske ohne Ausatemventil der Standards FFP2,
FFP3, N95, KN95, P2, DS2 oder KF94 zu verwenden ist.



(2) In Fulligangerzonen, Haupteinkaufsbereichen, Bahnhéfen und anderen
innerortlichen Bereichen, Strallen und Platzen mit vergleichbarem Publikumsverkehr,
in denen typischerweise das Abstandgebot nicht eingehalten werden kann, mussen
FuRgangerinnen und FuRganger eine Mund-Nasen-Bedeckung nach Mal3gabe von
Absatz 1 tragen. Die Bereiche nach Satz 1 sowie zeitliche Beschrankungen werden
von den zustandigen Behorden, im Bereich der Kreise nach Abstimmung mit den
betroffenen kreisangehdrigen Gemeinden, durch Allgemeinverfugung festgelegt und
ortsublich 6ffentlich bekanntgemacht. Auf die Geltung der Pflicht nach Satz 1 soll in
geeigneter Weise durch Beschilderung hingewiesen werden. Die Verpflichtung nach
Satz 1 gilt nicht bei der Nahrungsaufnahme und beim Rauchen, sofern dies jeweils im
Sitzen oder Stehen erfolgt.

(3) In geschlossenen Raumen, die 6ffentlich fir Kundinnen und Kunden oder
Besucherinnen und Besucher zuganglich sind, und an Arbeits- oder Betriebsstatten in
geschlossenen Raumen ist eine Mund-Nasen-Bedeckung nach Maligabe des Absatz 1
zu tragen. Satz 1 gilt nicht

1. am festen Steh- oder Sitzplatz, wenn ein Mindestabstand von 1,5 Metern
eingehalten oder die Ubertragung von Viren durch @hnlich geeignete physische
Barrieren verringert wird;

bei schweren korperlichen Tatigkeiten;
wenn Kontakte nur mit Angehorigen des eigenen Haushalts erfolgen;
bei der Nahrungsaufnahme;

wenn dies aufgrund der besonderen Umstande des Einzelfalls unzumutbar ist;
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im Rahmen gerichtlicher Verhandlungen und Anhdrungen.

Die Vorgaben der SARS-CoV-2-Arbeitschutzverordnung vom 21. Januar 2021 (BAnz
AT 22.01.2021 V1), geandert durch Verordnung vom 11. Marz 2021 (BAnz AT
12.03.2021 V1), bleiben unberuhrt.

§ 2b

Alkoholverbot

Auf offentlichen Verkehrsflachen der Innenstadte und an sonstigen 6ffentlichen Orten
unter freiem Himmel, an denen sich Menschen entweder auf engem Raum oder nicht
nur vorubergehend aufhalten, sind der Ausschank und der Verzehr von alkoholhaltigen
Getranken untersagt. Die Bereiche nach Satz 1 sowie zeitliche Beschrankungen
werden von den zustandigen Behorden, im Bereich der Kreise nach Abstimmung mit
den betroffenen kreisangehérigen Gemeinden, durch Allgemeinverfligung festgelegt
und ortsublich &ffentlich bekanntgemacht. Auf die Geltung der Pflicht nach Satz 1 soll in
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geeigneter Weise durch Beschilderung hingewiesen werden. Innerhalb von Gaststatten
gilt § 7 Absatz 1a Satz 1 Nummer 5.

§3

Allgemeine Anforderungen flur Einrichtungen mit Publikumsverkehr,
bei Veranstaltungen und Versammlungen

(1) Beim Betrieb von Einrichtungen mit Publikumsverkehr, insbesondere den in §§ 7
bis 11 und §§ 12a bis 17 genannten Einrichtungen, sowie bei der Durchfihrung von
Versammlungen nach § 6 gelten die nachfolgenden Anforderungen.
Arbeitsschutzrechtliche Vorgaben bleiben unberthrt.

(2) Die jeweils aktuellen Empfehlungen und Hinweise der zustandigen offentlichen
Stellen zur Vermeidung der Ubertragung des Coronavirus sollen beachtet werden. Die
Betreiberinnen und Betreiber oder Versammlungsleiterinnen und Versammlungsleiter
haben die erforderlichen MaRnahmen zu treffen, um die Einhaltung folgender
Hygienestandards zu gewahrleisten:

1. Besucherinnen und Besucher, Teilnehmerinnen und Teilnehmer halten in der Ein-
richtung und beim Warten vor dem Eingang das Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1
ein;

2. Besucherinnen und Besucher sowie Beschaftigte, Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer halten die allgemeinen Regeln zur Husten- und Niesetikette ein;

3. in geschlossenen Raumen bestehen flr Besucherinnen und Besucher, Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer Moglichkeiten zum Waschen oder Desinfizieren der Hande;

4. Oberflachen, die haufig von Besucherinnen und Besuchern, Teilnehmerinnen und
Teilnehmern bertihrt werden, sowie Sanitaranlagen werden regelmafig gereinigt;

5. Innenraume werden regelmafig geluftet.

(3) An allen Eingangen ist durch deutlich sichtbare Aushange in verstandlicher Form
hinzuweisen

1. auf die Hygienestandards nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 bis 5 und weitere nach
dieser Verordnung im Einzelfall anwendbaren Hygienestandards;

2. darauf, dass Zuwiderhandlungen zum Verweis aus der Einrichtung oder Veranstal-
tung fuhren kdnnen;

3. auf sich aus dieser Verordnung fur die Einrichtung ergebende Zugangsbeschran-
kungen, gegebenenfalls unter Angabe der Hochstzahl fur gleichzeitig anwesende
Personen.

Die Umsetzung der Hygienestandards nach Nummer 1 ist jeweils kenntlich zu machen.
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(4) Bei der Bereitstellung von Toiletten ist zu gewahrleisten, dass enge Begegnungen
vermieden werden und leicht erreichbare Moglichkeiten zur Durchfihrung der
Handehygiene vorhanden sind. Andere sanitare Gemeinschaftseinrichtungen wie
Sammelumkleiden, Duschraume, Saunen und Wellnessbereiche sind fur den
Publikumsverkehr zu schlie3en.

§4

Besondere Anforderungen an die Hygiene

(1) Soweit nach dieser Verordnung ein Hygienekonzept zu erstellen ist, hat die oder der
Verpflichtete dabei nach den konkreten Umstanden des Einzelfalls die Anforderungen
des Infektionsschutzes zu bertcksichtigen. Im Hygienekonzept sind insbesondere
MafRnahmen fur folgende Aspekte vorzusehen:

1. die Begrenzung der Besucherzahl auf Grundlage der raumlichen Kapazitaten;
2. die Wahrung des Abstandsgebots aus § 2 Absatz 1;
3. die Regelung von Besucherstromen,;

4. die regelmafige Reinigung von Oberflachen, die haufig von Besucherinnen und
Besuchern beruhrt werden;

5. die regelmaRige Reinigung der Sanitaranlagen;
6. die regelmalige Luftung von Innenraumen, maéglichst mittels Zufuhr von Frischluft.

Die oder der Verpflichtete hat die erforderlichen MaRnahmen zu treffen, um die
Einhaltung des Hygienekonzepts zu gewahrleisten. Auf Verlangen der zustandigen
Behorde hat die oder der Verpflichtete das Hygienekonzept vorzulegen und Uber die
Umsetzung Auskunft zu erteilen. Darlber hinaus gehende Pflichten zur Aufstellung von
Hygieneplanen nach dem Infektionsschutzgesetz bleiben unberihrt.

(2) Soweit nach dieser Verordnung Kontaktdaten erhoben werden, sind
Erhebungsdatum und -uhrzeit, Vor- und Nachname, Anschrift, sowie, soweit
vorhanden, Telefonnummer oder E-Mail-Adresse zu erheben und fur einen Zeitraum
von vier Wochen aufzubewahren. Es gelten die Anforderungen aus § 28a Absatz 4 des
Infektionsschutzgesetzes. Die oder der zur Datenerhebung Verpflichtete hat Personen,
die die Erhebung ihrer Kontaktdaten verweigern, von dem Besuch oder der Nutzung
der Einrichtung oder der Teilnahme an der Veranstaltung auszuschlieen. Soweit
gegenuber der oder dem zur Erhebung Verpflichteten Kontaktdaten angegeben
werden, mussen sie wahrheitsgemal} sein; bei dienstlichen Tatigkeiten genligen die
dienstlichen Kontaktdaten. Die Verpflichtungen aus Satz 1 entfallen, wenn die Nutzung
einer Anwendungssoftware zur Verfugung gestellt wird, mittels der Kontaktdaten sowie
Erhebungsdatum und -uhrzeit sowie Aufenthaltsdauer erfasst werden konnen; die
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Software muss fiir einen Zeitraum von vier Wochen eine Ubermittlung an das
zustandige Gesundheitsamt ermdglichen.

§5

Veranstaltungen

(1) Veranstaltungen sind untersagt.

(2) Absatz 1 und § 3 gelten nicht

1.

fur Veranstaltungen und Einrichtungen, die der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen
Sicherheit und Ordnung, der Rechtspflege, der Beratung von Organen offentlich-
rechtlicher Korperschaften, Anstalten und Stiftungen oder der Daseinsfur- und -
vorsorge zu dienen bestimmt sind; dies betrifft insbesondere Veranstaltungen und
Sitzungen der Organe, Organteile und sonstigen Gremien der gesetzgebenden,
vollziehenden und rechtsprechenden Gewalt sowie Einrichtungen des Selbstorga-
nisationsrechtes des Volkes wie Gemeindewahlausschuisse;

fur Zusammenkunfte, die aus geschaftlichen, beruflichen oder dienstlichen Grin-
den, zur Durchfuhrung von Prufungen oder von Studieneignungstests im Rahmen
von Zulassungsverfahrenoder zur Betreuung erforderlich sind;

im Rahmen der Kindertagesbetreuung, einer aul3erfamiliaren Wohnform oder von
Betreuungs- und Hilfeleistungsangeboten nach dem Achten Buch Sozialgesetz-
buch — Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII);

fur erforderliche MaRnahmen zur Inbetriebnahme von Booten, wobei die Veranstal-
terin oder der Veranstalter nach MalRgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept zu
erstellen hat;

fur Veranstaltungen zu privaten Zwecken im Rahmen von § 2 Absatz 4;

fur unaufschiebbare Veranstaltungen von Parteien und Wahlergruppen zur Aufstel-
lung ihrer Bewerberinnen und Bewerber nach den jeweiligen Wahlgesetzen fur un-
mittelbar bevorstehende Wahlen;

fur arztlich oder psychotherapeutisch verordnete Gruppentherapien und fur Kurse
zur Geburtsvorbereitung und Ruckbildung mit Hygienekonzepten nach Maligabe
von § 4 Absatz 1;

fur die Teilnahme an von der Kultusministerkonferenz anerkannten Schiler- und
Jugendwettbewerben, soweit eine digitale Teilnahme nicht moglich ist, und

fur Veranstaltungen, die nach anderen Vorschriften dieser Verordnung zulassig
sind.



Bei Einrichtungen und Veranstaltungen nach Satz 1 Nummer 1 sind Kontaktdaten nach
Malgabe von § 4 Absatz 2 zu erheben.

§6

Versammlungen

(1) Offentliche und nichtéffentliche Versammlungen sind unbeschadet der Vorschriften
des Versammlungsfreiheitsgesetzes fir das Land Schleswig-Holstein (VersFG SH)
vom 18. Juni 2015 (GVOBI. Schl.-H. S. 135), Ressortbezeichnungen ersetzt durch
Verordnung vom 16. Januar 2019 (GVOBI. Schl.-H. S. 30), nur zulassig, sofern eine
Teilnehmerzahl von 100 Personen aulRerhalb und 50 Personen innerhalb
geschlossener Raume nicht Uberschritten wird. Bei Versammlungen mussen die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer eine qualifizierte Mund-Nasen-Bedeckung nach
Malgabe von § 2a Absatz 1a tragen. Die Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-
Bedeckung gilt nicht fur die jeweils sprechende Person bei Ansprachen und Vortragen.

(2) Wer eine o6ffentliche oder nichtéffentliche Versammlung veranstalten will, hat ein
Hygienekonzept nach Mallgabe von § 4 Absatz 1 zu erstellen. Satz 1 gilt nicht fur
Spontanversammlungen nach § 11 Absatz 6 VersFG SH. Das Hygienekonzept ist
einer Anzeige nach § 11 VersFG SH beizufuigen. Die Versammlungsleitung hat die
erforderlichen MalRnahmen zu treffen, um die Einhaltung des Hygienekonzepts zu
gewahrleisten. Bei Versammlungen in geschlossenen Raumen hat die Leitung die
Kontaktdaten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach Maligabe von § 4 Absatz 2
zu erheben.

(3) Die zustandigen Versammlungsbehorden kdnnen im Benehmen mit der
zustandigen Gesundheitsbehdrde nach Durchfuhrung einer auf den Einzelfall
bezogenen VerhaltnismaRigkeitsprifung abweichend von Absatz 1 Versammlungen
genehmigen, oder, sofern anders ein ausreichender Infektionsschutz nicht
gewabhrleistet werden kann, beschranken oder verbieten.

§7

Gaststatten

(1) Der Betrieb von Gaststatten im Sinne des § 1 des Gaststattengesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 20. November 1998 (BGBI. | S. 3418), zuletzt
geandert durch Artikel 14 des Gesetzes vom 10. Marz 2017 (BGBI. | S. 420), ist
unzulassig. Dies gilt nicht fur

1. den Betrieb von Gaststatten aufl3erhalb geschlossener Raume mit vorheriger
Terminreservierung und soweit die Gaste auf festen Platzen sitzen;
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5.
6.

Kantinen fur Betriebsangehdrige im Sinne von § 25 Absatz 1 des
Gaststattengesetzes, soweit dies fur die Aufrechterhaltung der betrieblichen
Ablaufe erforderlich ist;

die Abgabe und Lieferung von Speisen und Getranken zum Verzehr auf3erhalb der
Gaststatte; Gaste durfen die Gaststatte nur einzeln zur Abholung betreten;

die Bewirtung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer im Rahmen von nach § 5
Absatz 2 Nummer 1, 2 und 6 zulassigen Veranstaltungen;

Hotels und andere Beherbergungsbetriebe bei der Bewirtung ihrer Hausgaste;

Autobahnraststatten und Autohofe.

(1a) Fur den Betrieb von Gaststatten nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 4 bis 6
gelten folgende zusatzliche Anforderungen:

1.

die Betreiberin oder der Betreiber erstellt nach Mallgabe von § 4 Absatz 1 ein
Hygienekonzept;

die Betreiberin oder der Betreiber erhebt nach MalRgabe von § 4 Absatz 2 die
Kontaktdaten der Gaste;

die Betreiberin oder der Betreiber verabreicht keine alkoholischen Getranke an
erkennbar Betrunkene;

die gleichzeitige Bewirtung von mehr als 50 Gasten erfolgt nur, wenn das
Hygienekonzept zuvor der zustandigen Behorde angezeigt worden ist;

der Ausschank und der Verzehr alkoholhaltiger Getranke ist in der Zeit zwischen
21 Uhr und 6 Uhr unzulassig.

In Gaststatten nach Absatz 1 Satz 2 haben Gaste und dort Beschéftigte in Bereichen
mit Publikumsverkehr innerhalb und auf3erhalb geschlossener Raume nach Maligabe
von § 2a Absatz 1a eine qualifizierte Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen.
Ausgenommen von Satz 2 sind Gaste wahrend des Aufenthaltes an ihren festen Steh-
oder Sitzplatzen. Die Betreiberin oder der Betreiber hat die erforderlichen Mallhahmen
zu treffen, um die Einhaltung der Pflicht nach Satz 2 zu gewahrleisten.

(2) Zwischen 23 Uhr und 6 Uhr darf aufl3er Haus kein Alkohol verkauft oder
ausgegeben werden. Dies gilt auch flr gastronomische Lieferdienste.

(3) Diskotheken und ahnliche Einrichtungen sind zu schliel3en.



§8

Einzelhandel

(1) Bei Verkaufsstellen des Einzelhandels ist die Kundenzahl auf eine Person je zehn
Quadratmeter Verkaufsflache begrenzt. Ubersteigt die Verkaufsflache 800
Quadratmeter, wird die Kundenzahl fir die 800 Quadratmeter Ubersteigende
Verkaufsflache auf eine Person je 20 Quadratmeter begrenzt. Satz 1 und 2 gelten
nicht, soweit das Sortiment Gberwiegend aus Lebensmitteln besteht. Die
Betreiberinnen und Betreiber von Verkaufsstellen haben die Begrenzung der
Kundenzahl in geeigneter Weise sicherzustellen.

(2) Die Betreiberinnen und Betreiber von Verkaufsstellen des Einzelhandels haben ein
Hygienekonzept nach MalRgabe von § 4 Absatz 1 zu erstellen. Sie haben die nach § 3
Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 obligatorischen Mdglichkeiten zur Handdesinfektion im
Eingangsbereich bereit zu stellen. In der Zeit zwischen 23 Uhr und 6 Uhr darf kein
Alkohol verkauft oder ausgegeben werden.

(3) Die Betreiberinnen und Betreiber von Einkaufszentren und Outlet-Centern mit
jeweils mehr als zehn Geschaftslokalen haben nach Mal3gabe von § 4 Absatz 1 ein
Hygienekonzept zu erstellen. Der Betrieb ist unzulassig, soweit das Hygienekonzept
nicht zuvor von der zustandigen Behorde genehmigt worden ist.

(4) Vor und in Verkaufs- und Warenausgabestellen des Einzelhandels, in
abgeschlossenen Verkaufsstanden, in Uberdachten Verkehrsflachen von
Einkaufszentren, auf den jeweils dazugehdrigen Parkflachen und auf Wochenmarkten
haben Kundinnen und Kunden und dort Beschaftigte in Bereichen mit
Publikumsverkehr nach Maligabe von § 2a Absatz 1a eine qualifizierte Mund-Nasen-
Bedeckung zu tragen. Ausgenommen von Satz 1 sind Beschaftigte, wenn die
Ubertragung von Viren durch ahnlich geeignete physische Barrieren verringert wird.
Die Betreiberin oder der Betreiber hat die erforderlichen MalRnahmen zu treffen, um die
Einhaltung dieser Pflicht zu gewahrleisten.

§9

Dienstleistungen

(1) Bei Dienstleistungen mit Kérperkontakt mussen Dienstleisterinnen und Dienstleister
sowie die Kundin oder der Kunde eine qualifizierte Mund-Nasen-Bedeckung nach
Malgabe von § 2a Absatz 1a tragen.

(2) Dienstleistungen mit Kérperkontakt, bei denen die Kundin oder der Kunde keine
Maske tragen kann, sind verboten. Dies gilt nicht, wenn



1. die Dienstleisterin oder der Dienstleister eine Maske ohne Ausatemventil der Stan-
dards FFP2, FFP3, N95, KN95, P2, DS2 oder KF94 sowie ein Gesichtsvisier oder
eine Schutzbrille tragt,

2. die Kundin oder der Kunde eine Bescheinigung uber ein negatives Testergebnis
vom selben Tag oder vom Vortag in Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus
vorlegt oder vor Ort einen solchen Test durchfuihrt oder es sich um medizinisch o-
der pflegerisch notwendige Dienstleistungen handelt und

3. die Betreiberin oder der Betreiber Uber ein schriftliches Testkonzept flr das Perso-
nal verfligt und es umsetzt.

Die Schutzmalnahme nach Satz 2 Nummer 1 ist nicht erforderlich, soweit sonst
aufgrund einer korperlichen, geistigen oder psychischen Beeintrachtigung der Kundin
oder des Kunden die Tatigkeit nicht ausgetbt werden kann.

(3) Betreiberinnen und Betreiber, die Tatigkeiten mit Kérperkontakt anbieten, haben
nach Maligabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept zu erstellen und die
Kontaktdaten der Kundinnen und Kunden nach MalRgabe von § 4 Absatz 2 zu
erheben.

(4) Der Betrieb des Prostitutionsgewerbes und die Erbringung sexueller
Dienstleistungen mit Korperkontakt sind untersagt.

§10

Freizeit- und Kultureinrichtungen

(1) Freizeit- und Kultureinrichtungen innerhalb und auf3erhalb geschlossener Raume
sind fur den Publikumsverkehr zu schlie3en, insbesondere

1. Theater-, Opern- und Konzerthauser,

2. Kinos und Autokinos,

3. Freizeitparks und

4. Spielhallen, Spielbanken und Wettannahmestellen.

(2) Absatz 1 gilt nicht fur frei zugangliche Spielplatze aulerhalb geschlossener Raume.
Betreiberinnen und Betreiber von Spielplatzen haben nach Maligabe von § 4 Absatz 1
ein Hygienekonzept zu erstellen.

(3) Abweichend von Absatz 1 kbnnen Museen, Gedenkstatten, Bibliotheken, Archive,
Botanische Garten, Tierparks, Wildparks, Aquarien, Angelteiche,
Strandkorbvermietungen, Sonnenstudios und Zoos betrieben werden. Die Betreiberin
oder der Betreiber hat nach Malgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept zu
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erstellen. Die Besucherzahl ist innerhalb geschlossener Raume auf eine Person je
zehn Quadratmeter Besuchsflache begrenzt, hinsichtlich der 800 Quadratmeter
Ubersteigenden Besuchsflache und aulRerhalb geschlossener Raume auf eine Person
je 20 Quadratmeter. Die Kontaktdaten der Besucherinnen und Besucher sind nach
Malgabe von § 4 Absatz 2 zu erheben. Innerhalb geschlossener Raume haben
Besucherinnen und Besucher nach Mal3gabe von § 2a Absatz 1a eine qualifizierte
Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen; dies gilt nicht wahrend der Nutzung einer
Sonnenbank.

§ 11

Sport
(1) Die Sportauslbung ist nur wie folgt zulassig:

1. allein oder gemeinsam mit im selben Haushalt lebenden Personen oder einer an-
deren Person,

2. aulerhalb geschlossener Raume ohne Kdrperkontakt in Gruppen von bis zu zehn
Personen,

3. aulerhalb geschlossener Raume ohne Kdorperkontakt in festen Gruppen von bis zu
20 Kindern bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres unter Anleitung von bis zu
zwei Ubungsleiterinnen und Ubungsleitern.

Die Kontaktbeschrankungen aus § 2 Absatz 4 Satz 1 finden keine Anwendung. § 2
Absatz 4 Satz 2 bis 4 qilt in den Fallen von Satz 1 Nummer 1 entsprechend. Soweit der
Sport in geschlossenen Raumen ausgeubt wird, gilt die Beschrankung aus Satz 1
Nummer 1 flr jeden Raum oder innerhalb groRer Raume fir mindestens 80
Quadratmeter pro sporttreibender Person; die Sporttreibenden haben sich
grundsatzlich gleichmalfig zu verteilen. Die Veranstalterin oder der Veranstalter hat
sicherzustellen, dass die Vorgaben aus Satz 4, erster Halbsatz eingehalten werden. Im
Fall des Satz 1 Nummer 3 hat die Ubungsleiterin oder der Ubungsleiter ein
Hygienekonzept nach MalRgabe von § 4 Absatz 1 zu erstellen und die Kontaktdaten der
Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach Maligabe von § 4 Absatz 2 zu erheben.

(2) Der Betrieb von Schwimm- und Spaf3badern ist untersagt. In Sportanlagen haben
Zuschauerinnen und Zuschauer keinen Zutritt. Bei der Sportaustubung innerhalb
geschlossener Radume hat die Veranstalterin oder der Veranstalter ein Hygienekonzept
nach Mafdgabe von § 4 Absatz 1 zu erstellen und die Kontaktdaten der Sporttreibenden
nach Maldgabe von § 4 Absatz 2 zu erheben.

(3) Die zustandige Behorde kann fir die Nutzung von Sportanlagen und
Schwimmbadern durch Berufssportlerinnen und Berufssportler, Kaderathletinnen und
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Kaderathleten, Rettungsschwimmerinnen und Rettungsschwimmer sowie deren
Trainerinnen und Trainer und fur Prafungen, Sportangebote zur medizinischen
Rehabilitation, Gruppen-Schwimmunterricht flr Kinder bis zur Vollendung des 14.
Lebensjahres und Praxisveranstaltungen im Rahmen des Studiums an Hochschulen
Ausnahmen von den Anforderungen aus den Absatzen 1, 2 und 4 unter der
Voraussetzung zulassen, dass nach Mal3gabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept
erstellt und der Ausschluss des Zugangs fur weitere Personen mit Ausnahme
notwendiger Begleitpersonen sichergestellt wird. Dies gilt auch fur Abschlussprufungen
an offentlichen Schulen oder Ersatzschulen in der Sportart Schwimmen sowie die in
diesem Zusammenhang noch zu erbringenden abschlussrelevanten
Leistungsnachweise und hierzu erforderliche Trainingsgelegenheiten unter Aufsicht von
Sportlehrkraften. Das fur Sport zustandige Ministerium ist Uber die
Ausnahmegenehmigung zu unterrichten.

(4) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 ist die Ausubung von Profisport
zulassig. Das Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1 ist nicht einzuhalten. § 3 Absatz 4 Satz
2 findet keine Anwendung. Die Veranstalterin oder der Veranstalter hat nach MaRgabe
von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept zu erstellen, das auch das besondere
Infektionsrisiko der ausgeulbten Sportart berlcksichtigt und ein Testkonzept enthalt. Die
Veranstalterin oder der Veranstalter hat nach MalRgabe von § 4 Absatz 2 die
Kontaktdaten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer zu erheben. Sie oder er hat die
Konzepte und Empfehlungen der jeweiligen Sportfach- und -dachverbande
umzusetzen. Zuschauerinnen und Zuschauer haben keinen Zutritt.

§ 12

Schulen und Hochschulen

(1) Die Ermachtigung der Landesregierung zum Erlass von Verordnungen nach § 32
Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes wird auf das Ministerium fur Bildung,
Wissenschaft und Kultur tbertragen, soweit der Schulbetrieb, der Schulweg sowie
staatliche und staatlich anerkannte Hochschulen nach § 1 Absatz 1 des
Hochschulgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Februar 2016
(GVOBI. Schl.-H. S. 39), zuletzt geandert durch Gesetz vom 13. Dezember 2020
(GVOBI. Schl.-H. 2021 S. 2), betroffen sind.

(2) Im Ubrigen werden Schulen und Hochschulen von dieser Verordnung nicht erfasst.
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§ 12a

AuBerschulische Bildungsangebote

(1) AuRerschulische Bildungsangebote als Prasenzveranstaltungen sind unzulassig.
Keine Prasenzveranstaltungen sind insbesondere digitaler Fernunterricht und digitale
Fernangebote. Prufungen sind nach § 5 Absatz 2 Nummer 2 zulassig.

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht far

1. die Durchfihrung von prifungsvorbereitendem Unterricht an Volkshochschulen,
soweit dieser dem Erwerb eines Schulabschlusses im Schuljahr 2020/21 dient;

2. die Durchfuhrung von prufungsvorbereitendem Unterricht bei Integrationskursen,
Berufssprachkursen, Erstorientierungskursen sowie Starterpaket fur Flichtlinge-
Kursen, soweit eine digitale Teilnahme nicht moglich ist;

3. berufliche Qualifizierungen, die fur eine ausgeubte oder angestrebte berufliche Ta-
tigkeit zwingend erforderlich sind und deren Durchfihrung in digitaler Form recht-
lich nicht moglich ist;

4. Fahrschulen und Flugschulen;
5. Kurse in Erster Hilfe;

6. die Ausbildung von Hunden aufRerhalb geschlossener Rdume in Gruppen mit bis
zu zehn Personen einschlielich der Trainerin oder des Trainers;

7. Einzelunterricht und Einzelberatungsgesprache;

8. die Ausbildung zur Vorbereitung auf die Jagerprufung gemal § 15 Absatz 5 des
Bundesjagdgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. September
1976 (BGBI. | S. 2849), zuletzt geandert durch Artikel 291 der Verordnung vom 19.
Juni 2020 (BGBI. | S. 1328);

9. studienvorbereitende Ausbildung an den offentlichen Musikschulen und Proben
von Auswahlensembles des Landesmusikrates.

(3) Bei zulassigen Veranstaltungen nach Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 ist nach
Malgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept zu erstellen. Wahrend der gesamten
Veranstaltung und in den Pausen ist eine qualifizierte Mund-Nasen-Bedeckung nach
Malgabe von § 2a Absatz 1a zu tragen; dies gilt nicht bei Veranstaltungen nach Absatz
2 Nummer 9, Einzelunterricht unter freiem Himmel und fir Beatmungsibungen in
Erste-Hilfe-Kursen. Die Kontaktdaten der Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind nach
Malgabe von § 4 Absatz 2 zu erheben.

(4) Die Vorschriften uber offentliche berufsbildende Schulen gelten entsprechend fur
1. die Uberbetriebliche Lehrlingsunterweisung,
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2. die von den Heilberufekammern durchgefuhrte Uberbetriebliche Berufsausbildung,

3. Vorbereitungskurse fur berufliche Bildungsabschlisse und fir Meisterprifungen
sowie

4. Gesundheitsfach- und Pflegeschulen.

§13

Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, Be-
stattungen

(1) An rituellen Veranstaltungen der Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften
dirfen hochstens 100 Personen auf3erhalb und 50 Personen innerhalb geschlossener
Raume teilnehmen. Die Veranstalterin oder der Veranstalter hat nach Maligabe von § 4
Absatz 1 ein Hygienekonzept zu erstellen. Der Gemeindegesang ist innerhalb
geschlossener Raume untersagt. Wahrend der gesamten Veranstaltung ist eine
qualifizierte Mund-Nasen-Bedeckung nach MaRRgabe von § 2a Absatz 1a zu tragen;
dies gilt nicht fir die Leiterin oder den Leiter der Veranstaltung. Die Kontaktdaten der
Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind nach Mal3gabe von § 4 Absatz 2 zu erheben.

(2) Fur Bestattungen sowie Trauerfeiern auf Friedhéfen und in
Bestattungsunternehmen gelten die Vorgaben aus Absatz 1 Satz 1 bis 5 mit der
Malgabe, dass hdchstens 25 Personen teilnehmen.

§14

Stationare Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen sowie Mut-
ter-/Vater-Kind-Einrichtungen

(1) Stationare Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen sowie Einrichtungen zur
stationaren medizinischen Vorsorge und Rehabilitation fir Matter und Vater erbringen
ihre Leistungen in einem dem jeweiligen Infektionsgeschehen angemessenen
Rahmen. Sie kdnnen Betretungsbeschrankungen zum Zwecke des Infektionsschutzes
erlassen. Es gelten folgende zusatzliche Anforderungen:

1. die Betreiberin oder der Betreiber hat nach MalRgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygie-
nekonzept zu erstellen, welches auch Festlegungen zur Rickreise von mit dem
Coronavirus infizierten Personen sowie zur vorlaufigen Absonderung trifft;

2. externe Personen haben nach MalRgabe von § 2a Absatz 1 eine Mund-Nase-Be-
deckung zu tragen;

3. die Kontaktdaten von allen Personen, die das Gelande der Einrichtung betreten,
sind nach Maligabe von § 4 Absatz 2 zu erheben;
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4. vor der Aufnahme ist ein negatives Testergebnis in Bezug auf eine Infektion mit
dem Coronavirus vorzulegen.

(2) Far Angebote der Kinderbetreuung in Mutter-/Vater-Kind-Einrichtungen ist ein
Hygienekonzept nach MalRgabe von § 4 Absatz 1 zu erstellen, welches im Rahmen
des Regelbetriebes unter Bericksichtigung der ortlichen Gegebenheiten die Anzahl
der gleichzeitig gemeinsam zu betreuenden Kinder und die Teilnehmerzahl insgesamt
bei Trennung in einzelne Gruppen festlegt.

§ 14a

Krankenhauser

(1) Zugelassene Krankenhauser nach § 108 des Flinften Buches Sozialgesetzbuch —
Gesetzliche Krankenversicherung (SGB V) stellen ihren Versorgungsauftrag
entsprechend dem gultigen Feststellungsbescheid in einem dem jeweiligen
Infektionsgeschehen angemessenen Rahmen sicher. Sie kdnnen
Betretungsbeschrankungen zum Zwecke des Infektionsschutzes erlassen.

(2) Die unter Absatz 1 genannten Krankenhauser, die gleichzeitig im COVID-19-
Intensivregister Schleswig-Holstein registriert sind, nehmen im Rahmen der
allgemeinen und der Notfall-Versorgung jederzeit COVID-19-Patientinnen und
Patienten unverziglich auf und versorgen diese medizinisch angemessen. Die
Notfallversorgung und die Behandlung von COVID-19-Patientinnen und -Patienten sind
vorrangig vor planbaren Behandlungen sicher zu stellen.

(3) Die vorhandenen Hygieneplane sind entsprechend der nachfolgenden Regelungen
Zu erweitern:

1. ein dem Infektionsgeschehen angemessenes Testkonzept ist Teil des
Hygieneplanes;

2. Personal mit regelmaRigem Patientinnen- und Patientenkontakt soll mindestens
zweimal wochentlich in Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus getestet
werden; soweit ein hinreichender Impfschutz entsprechend § 15 Absatz 4 gegen
eine Infektion mit dem Coronavirus besteht, gentgt eine wochentliche Testung;

3. die stationare Aufnahme von Patientinnen und Patienten soll bei planbaren
Aufenthalten vom Vorliegen eines vom selben Tag oder vom Vortag stammenden
negativen Testergebnisses in Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus
abhangig gemacht werden; dies gilt nicht fur Notfallaufnahmen oder soweit
ansonsten eine Testung medizinisch nicht geboten ist;

4. Besucherinnen und Besuchern soll der Zugang verweigert werden, soweit kein
vom selben Tag oder vom Vortag stammendes negatives Testergebnis in Bezug
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auf eine Infektion mit dem Coronavirus vorgelegt werden kann und kein Hartefall
vorliegt.

§15

Einrichtungen und Gruppenangebote der Pflege

(1) Far voll- und teilstationare Einrichtungen zur Betreuung und Unterbringung alterer,
behinderter oder pflegebedurftiger Menschen nach § 71 Absatz 2 des Elften Buches
Sozialgesetzbuch — Soziale Pflegeversicherung (SGB Xl) sowie fur Gruppenangebote
zur Betreuung pflegebedurftiger Menschen nach dem SGB XI gelten folgende
zusatzliche Anforderungen:

1. die Betreiberin oder der Betreiber hat nach MalRgabe von § 4 Absatz 1 ein Hygie-
nekonzept zu erstellen, welches bei vollstationaren Einrichtungen auch Regelun-
gen Uber die Verantwortlichkeit fur und Durchfihrungen von Testungen sowie Re-
gelungen fir das Betreten durch externe Personen vorsieht;

2. externe Personen, die nicht von Nummer 5 erster Halbsatz erfasst sind, dirfen die
Einrichtung aulRer bei Gefahr im Verzug oder beim Vorliegen eines Hartefalls nur
betreten, wenn sie Uber eine Bescheinigung uber ein vom selben Tag oder vom
Vortag stammendes negatives Testergebnis in Bezug auf eine Infektion mit dem
Coronavirus verfugen; sie haben nach MalRgabe von § 2a Absatz 1a eine qualifi-
zierte Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen;

3. die Betreiberin oder der Betreiber hat die Kontaktdaten von allen Personen, die
das Gelande der Einrichtung betreten, nach Maligabe von § 4 Absatz 2 zu erhe-
ben;

4. fur Personen mit akuten Atemwegserkrankungen, ausgenommen Personen, die in
der Einrichtung betreut werden, gilt ein Betretungsverbot;

5. die angestellten sowie die externen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von voll- und
teilstationare Einrichtungen haben eine qualifizierte Mund-Nasen-Bedeckung nach
Maligabe von § 2a Absatz 1a zu tragen; im unmittelbaren Kontakt mit Bewohnerin-
nen und Bewohnern soll dies eine Maske der Standards FFP2, FFP3, N95, KN95,
P2, DS2 oder KF94 sein; sie sind mindestens zweimal wochentlich in Bezug auf
eine Infektion mit dem Coronavirus zu testen; soweit ein hinreichender Impfschutz
nach Absatz 4 gegen eine Infektion mit dem Coronavirus besteht, genugt eine wo-
chentliche Testung;

6. personliche Besucherinnen und Besucher, die nachweislich Uber einen hinreichen-
den Impfschutz nach Absatz 4 verfligen, sind von der allgemeinen Testpflicht der
Nummer 2, 1. Halbsatz ausgenommen.

7. die Betreiberin oder der Betreiber hat vor Ort Testungen entsprechend Nummer 2,
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erster Halbsatz und Nummer 5, dritter und vierter Halbsatz anzubieten; Testergeb-
nis und -zeitpunkt sollen auf Verlangen der getesteten Person bestatigt werden.

(2) Bewohnerinnen und Bewohner von vollstationaren Einrichtungen, die akute
respiratorische Symptome oder eine Storung des Geruchs- oder Geschmackssinns
aufweisen, sind in einem Einzelzimmer mit Nasszelle unterzubringen
(Einzelunterbringung). Die Erstaufnahme von Bewohnerinnen und Bewohnern mit
Symptomen nach Satz 1 in vollstationdre Einrichtungen ist nur zulassig, sofern
aufgrund einer arztlichen Diagnostik mittels eines molekularbiologischen Tests keine
akute Infektion mit dem Coronavirus vorliegt. Die Wiederaufnahme von Bewohnerinnen
und Bewohnern mit Symptomen nach Satz 1 in vollstationare Einrichtungen ist
zulassig, sofern ein vom selben Tag oder vom Vortag stammendes negatives
Testergebnis in Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus vorliegt. Bei positivem
Testergebnis ist in Einzelfallen eine Wiederaufnahme in vollstationare Einrichtungen
zulassig, wenn keine Symptome nach Satz 1 vorliegen und aufgrund einer Labor-
Diagnostik ein arztliches Zeugnis daruber vorgelegt werden kann, dass die Bewohnerin
oder der Bewohner nicht mehr infektids ist. In den Fallen des Satzes 4 gilt Satz 1
entsprechend.

(3) Die Nutzung von Gemeinschaftsraumen auch fuir wohnbereichsubergreifende
Gruppenangebote und Gemeinschaftsveranstaltungen ist zulassig; § 2 Absatz 4 findet
keine Anwendung. Wahrend der Angebote nach Satz 1, erster Halbsatz haben
Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach Maldgabe von § 2a Absatz 1a eine qualifizierte
Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen.

(4) Ein hinreichender Impfschutz gegen eine Infektion mit dem Coronavirus liegt vor,
soweit nach der letzten erforderlichen Impfung mit einem in der Europaischen Union
zugelassenen Impfstoff eine Zeit von zwei Wochen vergangen ist.

§ 15a

Einrichtungen der Eingliederungshilfe und der Gefahrdetenhilfe so-
wie Fruhforderstellen

(1) Far Einrichtungen der Eingliederungshilfe zur Betreuung und Unterbringung
behinderter Menschen nach § 42a Absatz 2 Nummer 2 des Zwodlften Buches
Sozialgesetzbuch — Sozialhilfe (SGB Xll) gelten die Anforderungen nach § 15 Absatz 1
Nummer 1 bis 4, 6 und 7 und Absatz 2 entsprechend. Es gelten folgende weitere
Anforderungen:

1. die angestellten sowie externe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben eine qualifi-
zierte Mund-Nasen-Bedeckung nach MalRgabe von § 2a Absatz 1a zu tragen; sie
sind mindestens zweimal wdchentlich auf eine Infektion mit dem Coronavirus zu
testen; soweit ein hinreichender Impfschutz gegen eine Infektion mit dem Corona-
virus besteht, genlgt eine wochentliche Testung;
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2. besonders vulnerable Personen, die keinen hinreichenden Impfschutz gemaf § 15
Absatz 4 gegen eine Infektion mit dem Coronavirus haben, durfen im Geltungszeit-
raum dieser Verordnung jeweils nur von zwei verschiedenen Personen personli-
chen Besuch erhalten, die von der Betreiberin oder vom Betreiber zu registrieren
sind, soweit nicht ein Hartefall vorliegt.

Die Ausnahmen gemal} § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 gelten fir Einrichtungen der
Eingliederungshilfe entsprechend, soweit nicht besonders vulnerable Personen
betroffen sind.

(2) Die Betreiberinnen und Betreiber von Werkstatten fur behinderte Menschen nach

§ 219 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch — Rehabilitation und Teilhabe von
Menschen mit Behinderungen (SGB IX) und Tagesforderstatten sowie Tagesstatten fur
Leistungen nach § 81 SGB IX erstellen nach Maldgabe von § 4 Absatz 1 ein
Hygienekonzept. § 15 Absatz 1 Nummer 4 gilt entsprechend. Personen, die flr den
Betrieb der Einrichtung nicht erforderlich sind, haben keinen Zutritt. Satz 3 gilt nicht fur
Besuche, die behinderungsbedingt, heilpadagogisch oder pflegerisch notwendig sind.

(3) Fur stationare Einrichtungen der Gefahrdetenhilfe nach § 67 SGB Xl gelten die
Anforderungen nach § 15 Absatz 1 Nummer 1, 3 und 4 sowie Absatz 2 entsprechend.
Die Ausnahmen gemal § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 gelten flr stationare
Einrichtungen der Gefahrdetenhilfe entsprechend, soweit nicht besonders vulnerable
Personen betroffen sind.

(4) FUr Frihférderstellen nach § 35a SGB VIII und § 46 SGB IX gelten die
Anforderungen nach § 15 Absatz 1 mit Ausnahme der Nummern 2, 5, 6 und 7
entsprechend.

§16

Einrichtungen und Angebote der Kinder- und Jugendhilfe

(1) Angebote der Kinder- und Jugendhilfe im Rahmen des SGB VIl als
Prasenzveranstaltung mit mehr als zehn Teilnehmerinnen und Teilnehmern einer
festen Gruppe sind unzuldssig. Die Trager haben nach MalRgabe von § 4 Absatz 1 ein
Hygienekonzept zu erstellen. Vom Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1 kann abgewichen
werden, soweit der Angebotszweck dies erfordert und wenn alle Teilnehmerinnen und
Teilnehmer eine qualifizierte Mund-Nasen-Bedeckung nach Mal3gabe von § 2a Absatz
1a tragen.

(2) Absatz 1 und § 2a Absatz 3 gelten nicht fir stationare Einrichtungen der
Erziehungshilfe mit Betriebserlaubnis nach § 45 SGB VIII.

(3) In Innen- und Aufenbereichen von Kindertageseinrichtungen und
Kindertagespflegestellen haben alle Personen eine qualifizierte Mund-Nasen-
Bedeckung nach MalRgabe von § 2a Absatz 1a zu tragen. Satz 1 gilt nicht flr Kinder
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vor der Einschulung. Satz 1 gilt auch nicht flr Betreuungskrafte, soweit dies aus
padagogischen Grunden situationsabhangig erforderlich ist. In Horten gelten die
Ausnahmen aus § 2 Absatz 2 und § 5 der Schulen-Coronaverordnung entsprechend.
Im Ubrigen gelten die Ausnahmen des § 2a Absatz 3 Satz 2 entsprechend. Personal
mit regelmafligem Kontakt zu Kindern soll mindestens zweimal wochentlich in Bezug
auf eine Infektion mit dem Coronavirus getestet werden; soweit ein hinreichender
Impfschutz entsprechend § 15 Absatz 4 gegen eine Infektion mit dem Coronavirus
besteht, genugt eine wochentliche Testung.

§ 17

Beherbergungsbetriebe

FUr Hotels und andere Beherbergungsbetriebe gelten folgende zusatzliche
Anforderungen:

1. Die Betreiberin oder der Betreiber erstellt nach Maligabe von § 4 Absatz 1 ein Hy-
gienekonzept;

2. die Kontaktdaten der Besucherinnen und Besucher werden nach Maligabe von § 4
Absatz 2 erhoben,;

3. eine Beherbergung erfolgt nur, wenn der Gast zuvor schriftlich bestatigt, dass die
Ubernachtung ausschlieBlich zu beruflichen, medizinischen oder zwingenden so-
zial-ethischen Zwecken oder in einem Sportboothafen zum Zwecke der Herstel-
lung der Seetlichtigkeit und zur Uberfiihrung eines Bootes zu seinem Dauerliege-
platz erfolgt.

§18

Personenverkehre

(1) Bei der Nutzung des o6ffentlichen Personennah- und -fernverkehrs einschlielich
Taxen, Schulbussen oder vergleichbarer Transportangebote sowie bei Flugreisen gilt
das Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1 nicht. Kundinnen und Kunden haben nach
Malgabe von § 2a Absatz 1a eine qualifizierte Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen.
Dies qilt nicht in abgeschlossenen Raumen, in denen sich nur Personen aufhalten, fur
die das Abstandsgebot nach § 2 Absatz 1 Satz 2 nicht gilt. § 3 findet keine
Anwendung.

(2) Gewerblich angebotene Reiseverkehre zu touristischen Zwecken sind unzulassig.
Reiseverkehre, die Schleswig-Holstein nur durchqueren und bei denen die Kundinnen
und Kunden das Verkehrsmittel nicht verlassen, werden von dieser Verordnung nicht
erfasst.
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§19

Kritische Infrastrukturen

(1) Die zustandigen Behorden konnen bei MalRnahmen nach §§ 28 und 28a des
Infektionsschutzgesetzes in geeigneten Fallen danach unterscheiden, ob Personen
oder ihre Angehorigen zu kritischen Infrastrukturen gehdéren. Das ist der Fall, wenn die
berufliche oder gewerbliche Tatigkeit fir die Kernaufgaben der jeweiligen Infrastruktur
relevant ist.

(2) Kritische Infrastrukturen im Sinne von Absatz 1 sind folgende Bereiche:

1.

10.
11.

Energie: Strom-, Gas-, Kraftstoff-, Heiz6l- und Fernwarmeversorgung geman § 2
BSI-Kritisverordnung (BSI-KritisV) vom 22. April 2016 (BGBI. | S. 958), geandert
durch Artikel 1 der Verordnung vom 21. Juni 2017 (BGBI. | S. 1903);

Wasser: Offentliche Wasserversorgung und offentliche Abwasserbeseitigung ge-
maR § 3 BSI-KritisV, Gewasserunterhaltung, Betrieb von Entwasserungsanlagen;

Ernahrung, Futtermittelhersteller, Hygiene (Produktion, Grof3- und Einzelhandel),
einschlieBlich Zulieferung und Logistik, geman § 4 BSI-KritisV;

Informationstechnik und Telekommunikation einschlief3lich der Einrichtung zur Ent-
storung und Aufrechterhaltung der Netze gemal} § 5 BSI-KritisV;

Gesundheit: Krankenhauser, Rettungsdienst, ambulante, stationare und teilstatio-
nare Pflege, Niedergelassener Bereich, Angehorige der Gesundheits- und Thera-
pieberufe, Medizinproduktehersteller, Arzneimittelhersteller und -grof3handler, Heb-
ammen, Apotheken, Labore, Sanitatsdienste der Bundeswehr gemal § 6 BSI-Kri-
tisV, Schwangerschaftskonfliktberatung, die fur den ordnungsgemafen Betrieb ei-
nes Krankenhauses sowie einer stationaren Pflegeeinrichtung erforderlichen
Dienstleistungen (Nahrungsversorgung, Hauswirtschaft, Reinigung), notwendige
medizinische Dienstleistungen fur die Tiergesundheit;

Finanzen und Bargeldversorgung gemal § 7 BSI-KritisV;
Arbeitsverwaltung, Jobcenter und andere Sozialtransfers;

Transport und Verkehr, einschlieBlich der Logistik fur die kritischen Infrastrukturen,
offentlicher Personennahverkehr, gemaf § 8 BSI-KritisV;

Entsorgung, insbesondere Abfallentsorgung;
Medien und Kultur: Risiko- und Krisenkommunikation;

Kernaufgaben der o6ffentlichen Verwaltung, insbesondere Regierung und Parla-
ment, Polizei, Verfassungsschutz, Feuerwehr, Katastrophenschutz, Steuerverwal-
tung, Justiz, Veterinarwesen, Kustenschutz, Hochwasserschutz;
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12. Lehrkrafte und alle weiteren in Schulen Tatige; in Kindertageseinrichtungen Tatige
sowie Kindertagespflegepersonen;

13. Leistungsangebote der Eingliederungshilfe nach dem SGB 1X, stationare Gefahr-
detenhilfe, stationare Einrichtungen der Jugendhilfe und ambulante sowie teilstati-
onare Angebote der Jugendhilfe als notwendige Voraussetzung fir die Gewahr-
leistung des Kindeswohls nach dem SGB VIII;

14. Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalte, Notarinnen und Notare, Steuerberaterin-
nen und Steuerberater, Berufsbetreuerinnen und Berufsbetreuer und deren Kanz-
leipersonal;

15. Sicherheitspersonal, Hausmeisterinnen und Hausmeister und Gebaudereinigerin-
nen und Gebaudereiniger fur die zuvor aufgeflihrten Bereiche;

16. Bestattungswesen.

§ 20

Befugnisse und Pflichten der zustiandigen Behorden

(1) Die zustandigen Behorden konnen auf Antrag Ausnahmen von den Geboten und
Verboten aus §§ 5 bis 18 genehmigen,

1. soweit die dadurch bewirkten Belastungen im Einzelfall eine besondere Harte dar-
stellen und die Belange des Infektionsschutzes nicht Uberwiegen;

2. soweit dies zur Bekdmpfung der Pandemie erforderlich ist.

(2) Die Befugnis der zustandigen Behoérden, weitergehende Mallhahmen zum Schutz
vor Infektionen nach dem Infektionsschutzgesetz zu treffen, bleibt von dieser
Verordnung unberthrt. Dies gilt insbesondere flir Betretungsverbote zur Regulierung
des Tagestourismus oder Einschrankungen des Bewegungsradius, um das
Infektionsgeschehen kontrollieren zu konnen. Regelungsinhalte geplanter
Allgemeinverfugungen sind dem fur Gesundheit zustandigen Ministerium mindestens
einen Tag vor Bekanntgabe anzuzeigen.

§ 20a

Modellprojekte

Die zustandigen Behorden konnen fur Modellprojekte mit strengen Schutzmaflnahmen
und einem Testkonzept zeitlich befristet und raumlich abgrenzbar Ausnahmen von den
Geboten und Verboten der §§ 2 bis 18 zulassen, soweit die fachlich zustandige oberste
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Landesbehdrde dem Modellprojekt zugestimmt hat und es zeitnah wissenschaftlich
ausgewertet wird.

§ 21

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig nach § 73 Absatz 1a Nummer 24 des Infektionsschutzgesetzes
handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1.

entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 den Mindestabstand trotz wiederholter Aufforderung
durch eine Ordnungskraft nicht einhalt;

entgegen § 2 Absatz 4 Satz 1 an einer Ansammlung im 6ffentlichen Raum oder ei-
ner Zusammenkunft zu privaten Zwecken teilnimmt;

entgegen § 3 Absatz 2 Satz 2 nicht die erforderlichen MalRnahmen trifft, um die
Einhaltung der in § 3 Absatz 2 Satz 2 Nummern 1 bis 5 genannten Hygienestan-
dards zu gewahrleisten;

entgegen § 3 Absatz 3 dort genannte Aushange nicht anbringt;

entgegen § 3 Absatz 4 Satz 2 sanitare Gemeinschaftseinrichtungen geoffnet halt;

entgegen

)

k)
1)

§ 5 Absatz 2 Nummer 4,

§ 6 Absatz 2 Satz 1,

§ 7 Absatz 1a Satz 1 Nummer 1,

§ 8 Absatz 2 Satz 1 oder Absatz 3 Satz 1,

§ 9 Absatz 3,

§ 10 Absatz 2 Satz 2 oder Absatz 3 Satz 2,

§ 11 Absatz 1 Satz 6, Absatz 2 Satz 3, Absatz 3 Satz 1 oder Absatz 4 Satz 4,
§ 12a Absatz 3 Satz 1,

§ 14 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 oder Absatz 2,

§ 15 Absatz 1 Nummer 1, auch in Verbindung mit § 15a Absatz 1 Satz 1, oder
Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4,

§ 15a Absatz 2 Satz 1 oder
§ 17 Satz 1 Nummer 1,
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10.
11.
12.

13.
14.

15.

16.

jeweils in Verbindung mit § 4 Absatz 1, kein oder kein vollstandiges
Hygienekonzept erstellt;

entgegen § 4 Absatz 1 Satz 3 nicht die erforderlichen MalRnahmen trifft, um die
Einhaltung eines Hygienekonzepts zu gewahrleisten;

entgegen § 4 Absatz 1 Satz 4 ein Hygienekonzept nicht vorlegt oder Auskunfte
nicht erteilt;

entgegen

a) §6 Absatz 2 Satz 5,

b) § 7 Absatz 1a Satz 1 Nummer 2,

c) §9 Absatz 3,

d) § 10 Absatz 3 Satz 4,

e) § 11 Absatz 1 Satz 6, Absatz 2 Satz 3 oder Absatz 4 Satz 5,
f) § 12a Absatz 3 Satz 3,

g) § 14 Absatz 1 Satz 3 Nummer 3,

h) § 15 Absatz 1 Nummer 3, auch in Verbindung mit § 15a Absatz 1 Satz 1,
Absatz 3 Satz 1 oder Absatz 4, oder

i) §17 Nummer 2,

jeweils in Verbindung mit § 4 Absatz 2, Kontaktdaten nicht oder nicht vollstandig
erhebt;

entgegen § 4 Absatz 2 Satz 1 Kontaktdaten nicht aufbewahrt;
entgegen § 5 Absatz 1 eine Veranstaltung durchflhrt;

entgegen § 6 Absatz 2 Satz 4 als Leiter einer Versammlung nicht die erforderli-
chen Malinahmen trifft, um die Einhaltung des Hygienekonzepts zu gewahrleisten;

entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 eine Gaststatte betreibt;

entgegen § 7 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 zweiter Halbsatz mehr als einen Gast
gleichzeitig eine Gaststatte betreten lasst;

entgegen § 7 Absatz 1a Satz 1 Nummer 3 in Gaststatten alkoholische Getranke an
erkennbar Betrunkene verabreicht;

entgegen § 7 Absatz 1a Satz 1 Nummer 4 in Gaststatten mehr als 50 Gaste gleich-
zeitig bewirtet, ohne das Hygienekonzept zuvor der zustandigen Behorde ange-
zeigt zu haben;
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17.

18.

19.

20.
21.
22.

23.
24.
25.

26.

27.

28.
29.

30.

31.

32.

33.
34.

entgegen § 7 Absatz 1a Satz 1 Nummer 5 in der Zeit zwischen 21 Uhr und 6 Uhr in
Gaststatten alkoholhaltige Getranke ausschenkt;

entgegen § 7 Absatz 1a Satz 4 nicht die erforderlichen MaRnahmen trifft, um zu
gewahrleisten, dass Gaste und Beschaftigte in Gaststatten eine Mund-Nasen-Be-
deckung tragen;

entgegen § 7 Absatz 2 in der Zeit zwischen 23 Uhr und 6 aul3er Haus Alkohol ver-
kauft oder ausgibt;

entgegen § 7 Absatz 3 Diskotheken und ahnliche Einrichtungen gedffnet halt;
entgegen § 8 Absatz 1 Satz 4 die Begrenzung der Kundenzahl nicht sicherstellt;

entgegen § 8 Absatz 3 Satz 2 ein Einkaufszentrum oder Outlet-Center ohne ge-
nehmigtes Hygienekonzept betreibt;

entgegen § 9 Absatz 1 Dienstleistungen mit Kdrperkontakt erbringt;
entgegen § 9 Absatz 2 Satz 1 Dienstleistungen mit Korperkontakt erbringt;

entgegen § 9 Absatz 4 ein Prostitutionsgewerbe betreibt oder sexuelle Dienstleis-
tungen mit Korperkontakt erbringt;

entgegen § 10 Absatz 1 eine der in Nummer 1 bis 4 genannten Freizeit- oder Kul-
tureinrichtungen fur den Publikumsverkehr gedffnet halt;

entgegen § 11 Absatz 1 Satz 5 die Einhaltung der Vorgaben aus Satz 4, erster
Halbsatz nicht sicherstellt;

entgegen § 11 Absatz 2 Satz 1 Schwimm- und SpalRbader betreibt;

entgegen § 12a Absatz 1 auRerschulische Bildungsangebote als Prasenzveran-
staltung durchfihrt;

entgegen § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7, auch in Verbindung mit § 15a Absatz 1
Satz 1, Testungen nicht anbietet;

entgegen § 15 Absatz 2 Satz 1 Bewohnerinnen und Bewohner nicht in einem Ein-
zelzimmer mit Nasszelle unterbringt;

entgegen § 15 Absatz 2 Satz 2 Bewohnerinnen und Bewohner in vollstationare
Einrichtungen aufnimmt;

entgegen § 17 Nummer 3 Gaste beherbergt;

entgegen § 18 Absatz 2 Reiseverkehre zu touristischen Zwecken durchfihrt.

(2) Ordnungswidrig nach § 73 Absatz 1a Nummer 24 des Infektionsschutzgesetzes
handelt, wer vorsatzlich

24



1. entgegen § 2b im 6ffentlichen Raum alkoholhaltige Getranke verzehrt, nachdem er
zur Unterlassung aufgefordert worden ist, oder alkoholhaltige Getranke
ausschenkt;

2. entgegen § 4 Absatz 2 Satz 4 falsche oder unvollstandige Kontaktdaten angibt;
3. entgegen

a) §2aAbsatz2 Satz 1,

b) § 14 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2,

jeweils in Verbindung mit § 2a Absatz 1, keine Mund-Nasen-Bedeckung tragt;
4. entgegen

a) §6 Absatz 1 Satz 2,

b) § 7 Absatz 1a Satz 2,

c) § 8 Absatz4 Satz 1,

d) § 9 Absatz 1 als Kundin oder Kunde,

e) § 10 Absatz 3 Satz 5,

f) § 12a Absatz 3 Satz 2,

g) § 13 Absatz 1 Satz 4,

h) § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 oder 5, auch in Verbindung mit § 15a Absatz 3
Satz 1,

i) § 15a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1, erster Halbsatz,
j) § 16 Absatz 3 Satz 1 oder
k) § 18 Absatz 1 Satz 2,

jeweils in Verbindung mit § 2a Absatz 1a, keine qualifizierte Mund-Nasen-
Bedeckung tragt;

5. entgegen § 17 Satz 1 Nummer 3 als Gast falsche Angaben zum
Beherbergungszweck macht.

§ 22
Inkrafttreten; AuBerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 19. April 2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Corona-
Bekampfungsverordnung vom 26. Marz 2021 (ersatzverkiindet am 26. Marz,
bekanntgemacht im GVOBI. Schl.-H. S. 366), geandert durch Verordnung vom 9. April
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2021 (ersatzverkiindet am 10. April 2021 auf der Internetseite https://www.schleswig-

holstein.de/DE/Schwerpunkte/Coronavirus/Erlasse/210410 Aenderung Corona Quara
ntaene VO.html), aulRer Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 9. Mai 2021 aul3er Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkinden.

Kiel, 16. April 2021

Daniel Gunther

Ministerprasident

FUr den Minister fur Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren

Dr. Bernd Buchholz

Minister fur Wirtschaft, Verkehr, Arbeit,
Technologie und Tourismus
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Begriindung der Landesregierung zur Corona-Bekampfungsverordnung
vom 16. April 2021 gemaR § 28a Absatz 5 Satz 1 IfSG:

A. Allgemein

Nach Ausbruch der Corona-Pandemie hat die Landesregierung mit zahlreichen Malnah-
men zur Bekampfung Ubertragbarer Krankheiten reagiert. Auf der Grundlage von § 32
Satz 1 Infektionsschutzgesetz erging erstmals am 17. Marz 2020 die Landesverordnung
Uber Malinahmen zur Bekdmpfung der Ausbreitung des neuartigen Coronavirus SARS-
CoV-2 in Schleswig-Holstein (SARS-CoV-2-Bekampfungsverordnung — SARS-CoV-2-
BekampfVO). Diese Verordnung ist seitdem mehrfach Uberarbeitet, neugefasst und ge-
andert worden.

Der Deutsche Bundestag hat am 25. Marz 2020 mit Inkrafttreten des § 5 Absatz 1 Satz 1
Infektionsschutzgesetz aufgrund der Ausbreitung des neuen Coronavirus in Deutschland
eine epidemische Lage von nationaler Tragweite festgestellt. Mit Beschlussen vom 18.
November 2020 und vom 4. Marz 2021 (BGBI. | S. 397) hat er jeweils festgestellt, dass
die epidemische Lage von nationaler Tragweite fortbesteht. Eine Aufhebung dieser Fest-
stellung nach § 5 Absatz 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes ist bislang nicht erfolgt.

Die mehrfachen Neufassungen und Anderungen der Verordnung waren notwendig, weil
der Fortgang der Corona-Pandemie der kontinuierlichen und fortwirkenden Beobachtung
durch die Landesregierung unterliegt und jeweils eine Anpassung an die aktuelle Pande-
mie-Situation erfolgte. Die Landesregierung war und ist sich dabei bewusst, dass durch
die Verordnung in der Vergangenheit in Grundrechte eingegriffen wurde und gegenwartig
in wesentlichen Bereichen in elementare Grundrechte der Burgerinnen und Blrger des
Landes Schleswig-Holstein und daruber hinaus eingegriffen wird. Dies hat seinen Grund
darin, dass die Pandemie nach wie vor nicht in dem Umfang zum Stillstand gebracht
werden konnte, der Beschrankungen entbehrlich gemacht hatte.

Mit der Anpassung der Verordnung am 14. Dezember 2020 wurde eine erhebliche Re-
duzierung der Kontakte in der Bevdlkerung bezweckt, um auf die sehr hohe Dynamik der
Ausbreitung des Coronavirus zu reagieren.

Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Lander ha-
ben am 14. Dezember einschneidende und befristete Mallnahmen beschlossen bzw.
verlangert, um die erheblich angestiegenen Corona-Infektionszahlen in Deutschland ein-
zudammen und damit auch schwere Krankheitsverlaufe und Todesfalle zu verhindern.
Damit sollte zudem eine Uberlastung des Gesundheitssystems verhindert werden, denn
Krankenhauser und vor allem zahlreiche Intensivstationen sind durch die hohen Zahlen
schwer erkrankter Corona-Patienten stark belastet.

Es ist durch die Malinahmen gelungen, das exponentielle Wachstum zu stoppen und das
Infektionsgeschehen auf hohem Niveau zu stabilisieren, nicht jedoch es nachhaltig zu
senken. Eine weiterhin hohe Belastung des Gesundheitssystems und eine nicht hin-
nehmbare hohe Zahl taglicher Todesfalle sind die Folge.
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Besorgniserregend sind die Erkenntnisse Uber Mutationen des SARS-CoV2-Virus. Die
britischen Gesundheitsbehdrden und die Uberwiegende Zahl der Forscher sind sehr alar-
miert, weil epidemiologische Erkenntnisse darauf hindeuten, dass die dort aufgetretene
Mutation B1.1.7 deutlich infektidser ist, als das uns bisher bekannte Virus. Ahnlich wie
damals zu Beginn der Pandemie hinsichtlich des Virus gibt es jetzt hinsichtlich der neuen
Mutation noch keine eindeutige Gewissheit bezuglich deren Eigenschaften. Da die Mu-
tation B.1.1.7 in Deutschland vermehrt nachgewiesen wurde, sind Bund und Lander ge-
meinsam der Auffassung, dass der jetzige Erkenntnisstand zwingend ein vorsorgendes
und umsichtiges Handeln erfordert, weil die Folgen einer Verbreitung einer Virusmutation
mit hdherem Ansteckungspotenzial eine schwerwiegende Verscharfung der pandemi-
schen Lage bedeuten wuirde. Deshalb gebietet es das Vorsorgeprinzip, den weiteren
Eintrag nach Deutschland und die Verbreitung der Mutationen in Deutschland moglichst
weitgehend zu unterbinden.

Trotz der bisherigen MaRnahmen bewegt sich die Zahl der Infektionen mit dem Corona-
virus (SARS-CoV-2) - in vielen Regionen Deutschlands und Schleswig-Holsteins auf
nach wie vor hohem Niveau. Dies hat dazu geflihrt, dass nicht in allen Gesundheitsam-
tern eine vollstandige Kontaktnachverfolgung gewahrleistet werden kann, was wiederum
zu einer beschleunigten Ausbreitung des Virus beitragt.

In Schleswig-Holstein entwickelten sich sowohl die Zahlen der Neuinfektionen als auch
die Anzahl intensivmedizinisch behandelter COVID-19-Falle seit Oktober stark anstei-
gend und wurden im Laufe des Winters wieder abgesenkt. Derzeit bewegen sich die
Zahlen wieder seitwarts mit steigender Tendenz. Nach dem aktuellen Datenstand vom
14. April 2021 haben in Schleswig-Holstein 11 Kreise und kreisfreie Stadte die Zahl von
50 Neuinfektionen pro 100.000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen Uberschritten
(Stand 27. November 2020 waren es 5 Kreise und kreisfreie Stadte). Eine Inzidenz von
100 Neuinfektionen pro 100.000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen ist zwei Kreisen
Uberschritten. Der hdchste Inzidenzwert liegt aktuell bei 160,1 in der kreisfreien Stadt
Flensburg. Die landesweite 7-Tages-Inzidenz liegt aktuell bei 77,5. Die zeitabhangige
Reproduktionszahl betragt (Stand 14. April 2021) 1,11 (95%-Pradiktionsintervall: 1,01 bis
1,21).

Gemal § 28a Absatz 3 Satz 10 des Infektionsschutzgesetzes sind bei einer landeswei-
ten Uberschreitung eines Schwellenwertes von (ber 50 Neuinfektionen je 100.000 Ein-
wohner innerhalb von sieben Tagen landesweit abgestimmte umfassende, auf eine ef-
fektive Eindammung des Infektionsgeschehens abzielende Schutzmalinahmen anzu-
streben. Nach Satz 11 kdnnen die in Bezug auf den jeweiligen Schwellenwert genannten
Schutzmalnahmen aufrechterhalten werden, soweit und solange dies zur Verhinderung
der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) erforderlich ist.

Bei der aktuellen Lage ist es erforderlich, die weiterhin bestehenden erheblichen grund-
rechtseinschrankenden Malinahmen aufrecht zu halten. Zugleich ist es mdglich, auf-
grund der leicht sinkenden Infektionszahlen erste Lockerungsschritte einzuleiten. Wei-
tergehende Lockerungsschritte sind derzeit nicht zu rechtfertigen, da sich die Infektions-
zahlen trotz der bestehenden MalRnahmen weiterhin auf einem hohen Niveau bewegen.
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Die Landesregierung pruft kontinuierlich, ob nicht die VerhaltnismaRigkeit des staatlichen
Handelns im weiteren Sinne eine Modifizierung der Mal3nahmen nétig macht und damit
weniger grundrechtseinschrankende Wirkungen fur die Blrgerinnen und Burger méglich
sind.

Im Rahmen der vorliegenden Neufassung sind Beschrankungen in nahezu allen Lebens-
und Wirtschaftsbereichen aufrechterhalten worden, die insgesamt zur Kontaktbeschran-
kung erforderlich sind. In einzelnen Bereichen erfolgen erste Lockerungsschritte. Gean-
dert werden neben redaktionellen Anpassungen insbesondere § 2a (Mund-Nasen-Bede-
ckung), § 5 (Veranstaltungen) § 10 (Freizeiteinrichtungen), § 11 (Sport) und § 16 (Ein-
richtungen und Angebote der Kinder- und Jugendhilfe). Die aktuellen Anderungen sind
dadurch gekennzeichnet, dass die am 2. November 2020 in Kraft getretenen und am 16.
Dezember 2020 verscharften Beschrankungen teilweise gelockert, teilweise aber auch
nachgescharft werden.

Insgesamt sind die getroffenen MalRinahmen dazu geeignet, das offentliche Leben weit-
gehend herunter zu fahren. Dabei hat die Landesregierung berucksichtigt, dass die be-
troffenen Bereiche bereits seit mehreren Monaten umfassenden Regelungen durch diese
Verordnung zur Verhinderung der Ausbreitung des Coronavirus unterworfen sind (Pflicht
zur Erstellung von Hygienekonzepten etc.). Die Einschrankungen bezwecken nach wie
vor eine Reduzierung der Kontakte in der Bevolkerung. Ohne solche Beschrankungen
bestliinde das Risiko, dass die Infiziertenzahlen exponentiell wachsen koénnten. Dies
wiirde unweigerlich binnen weniger Wochen zu einer Uberforderung des Gesundheits-
systems flUhren und die Zahl der schweren Verlaufe und der Todesfalle wiirde erheblich
ansteigen. Wesentlich bleibt es, schnell und konsequent zu agieren. Je spater die Infek-
tionsdynamik umgekehrt wird, desto langer bzw. umfassender sind Beschrankungen er-
forderlich. Nach den Statistiken des Robert-Koch-Institutes sind die Ansteckungsum-
stédnde im Bundesdurchschnitt in mehr als 75% der Falle unklar. Zur Vermeidung einer
akuten nationalen Gesundheitsnotlage ist es deshalb weiterhin erforderlich, durch eine
erhebliche Reduzierung der Kontakte in der Bevdlkerung insgesamt das Infektionsge-
schehen aufzuhalten bzw. gering zu halten und die Zahl der Neuinfektionen wieder in die
nachverfolgbare Grélienordnung von unter 50 Neuinfektionen pro 100.000 Einwohner in
einer Woche zu senken bzw., soweit einzelne Gebiete diese Grenze noch nicht Uber-
schritten haben, den Anstieg der Infektionszahlen aufzuhalten.

Vor diesem Hintergrund ist es geboten, bis auf Weiteres keine weiteren wesentlichen
Offnungsschritte einzuleiten. Dies ist aufgrund der stetig steigenden Infektionszahlen
auch in Schleswig-Holstein aktuell nicht vertretbar. Die Entwicklungen in unseren Nach-
barlandern und bundesweit lassen erwarten, dass eine weitere Steigerung der Belastun-
gen des Gesundheitswesens zu erwarten ist. Die weitgehende Beibehaltung des Status
quo wird dabei der Gesamtlage in Schleswig-Holstein am besten gerecht, indem Sie eine
weitere Beobachtung der Entwicklung auf der aktuellen Stufe ermdglicht, ohne allgemein
SchlieRBungen erneut zu verfigen. Die Unterlassung weiterer Offnungsschritte sorgt einer
Steigerung der Infektionszahlen durch deutlich ausgeweitete Kontaktmdglichkeiten vor.
Parallel dazu schafft eine regionalisierte Betrachtung Uber Allgemeinverfigungen und
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lokal weitergehende Beschrankungen zusatzlich Moglichkeiten zur Begegnung des lan-
desweit sehr unterschiedlichen Infektionsgeschehens.

Das aktuelle Infektionsgeschehen lasst sich nur mit einer generellen und systematischen
Reduzierung der Kontakte eindammen, wie dies bereits im Fruhjahr 2020 erfolgreich
durch ahnliche Malinhahmen erreicht werden konnte.

Bei der Auswahl und Prufung der VerhaltnismaRigkeit der getroffenen MalRnahmen ver-
folgte die Landesregierung bisher das Ziel, dass die betroffenen Blrgerinnen und Burger
als Kundinnen und Kunden uberwiegend in ihrer Freizeitgestaltung eingeschrankt wer-
den. Aufgrund der aktuellen Dynamik des Ausbruchsgeschehens bleiben auch weiterge-
hende Einschrankungen erforderlich und angemessen.

Bei den Inhaberinnen und Inhabern der betroffenen Betriebe (Beherbergungsbetriebe,
Gastronomie, Kulturtreibende etc.) wurde bei der Prifung der VerhaltnismaRigkeit der
Umstand einbezogen, dass die Bundesregierung umfassende finanzielle Hilfe fir die be-
troffenen Betriebe zur Verfugung stellt. Bei der Fortgeltung der MalRnahmen wurde be-
rucksichtigt, dass die finanziellen Hilfen fortgesetzt werden.

Dabei hat die Landesregierung berucksichtigt, dass am 27. Dezember 2020 mit der Impf-
kampagne begonnen wurde. Seither (Stand: 14. April 2021) haben in Schleswig-Holstein
18,5 % der Bevolkerung eine Erstimpfung und 5,2 % eine Zweitimpfung erhalten. Eine
weitgehende Impfung des vulnerablen Teils der Bevoélkerung ist damit noch nicht erreicht.
Die Zahl der geimpften Personen hat noch keinen wesentlichen Einfluss auf die Ausbrei-
tung der Pandemie. Die Auswirkungen der geplanten Umsetzung eines geplanten um-
fassenden Testkonzepts bleiben abzuwarten.

Die Regelungen dieser Verordnung werden fortlaufend hinsichtlich Ihrer Erforderlichkeit
und Angemessenheit Uberprift und angepasst im Lichte der dann gegebenen Infektions-
lage.

B. Im Einzelnen
Zu § 1 (Grundsatze)

Absatz 1 beschreibt den Zweck, den die Verordnung verfolgt. Um die Corona-SARS-
CoV-2-Pandemie wirksam und zielgerichtet bekdmpfen zu kdnnen, ist es notwendig, die
Ubertragung durch Verfolgung von Infektionswegen nachvollziehen zu kénnen und die
Aufrechterhaltung von medizinischen Kapazitaten zur Behandlung des Coronavirus zu
gewahrleisten.

Absatz 2 erkennt an, dass die Verordnung durch ihre Ge- und Verbote freiheitsbeschran-
kend wirkt. Gleichzeitig stellt er klar, dass Pflicht und Zwang nur dort eingreifen sollen,
wo dies unumganglich erscheint. Wesentlich und vorrangig fur die Umsetzung ist die Ei-
genverantwortung der Burgerinnen und Burger.
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Zu § 2 (Allgemeine Anforderungen an die Hygiene; Kontaktbeschrankungen)

Die Vorschrift beinhaltet die allgemeinen Hygieneanforderungen und die notwendigen
Kontaktbeschrankungen, die zur Bekampfung des Virus von jedermann einzuhalten sind.
Die Ubertragung von SARS-CoV-2 erfolgt hauptsachlich Uber Trépfchen, die aus dem
Nasen-Rachenraum abgegeben werden. Infizierte kdnnen bereits vor Symptombeginn
ansteckend sein. Es wird davon ausgegangen, dass schon am Tag vor dem Symptom-
beginn eine hohe Ansteckungsfahigkeit besteht. Auch asymptomatische Personen kon-
nen das Virus Ubertragen. Daher sind SchutzmalRnahmen nicht nur beim Auftreten von
Symptomen geboten; derartige MaRnahmen sind vielmehr generell zu treffen.

Zu Absatz 1

Um das Risiko der Ubertragung zu minimieren, sind daher im privaten und 6ffentlichen
Raum das Einhalten eines Mindestabstands von 1,5 Metern und die Begrenzung von
Kontakten die wesentlichen MaRnahmen. Der private Raum umfasst den privaten Wohn-
raum und das dazugehorige befriedete Besitztum (insbesondere den Garten). Der o6ffent-
liche Raum umfasst alle Orte, die nicht zum privaten Raum gehéren. Entsprechend sind
das diejenigen Orte, die fur die Allgemeinheit gedffnet oder zuganglich sind, unabhangig
davon, ob sich der Ort im Freien oder in geschlossenen Raumen befindet.

Das Abstandsgebot aus Absatz 1 ist einzuhalten, wo immer dies moglich ist. Angesichts
der Vielfalt sozialer Situationen sind sehr unterschiedliche Ausnahmen denkbar. So kon-
nen hilfs- oder betreuungsbedurftige Personen auf eine korperliche Unterstlitzung ange-
wiesen sein oder der Weg zur Arbeitsstatte kann die Benutzung von tUbermaRig besetz-
ten Verkehrsmitteln des Offentlichen Personennah- und Fernverkehrs erforderlich ma-
chen. Kann der Mindestabstand vorubergehend nicht eingehalten werden, ist er mog-
lichst rasch wiederherzustellen. Das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung befreit nicht
von der Einhaltung des Abstandsgebots, es sei denn, eine Regelung in der Verordnung
erlaubt dies ausdrucklich. Zu der Unterschreitung des Mindestabstands aus rechtlichen
Grunden gehort beispielsweise die Tatigkeit der Polizei bei Benutzung ihrer Fahrzeuge.
Auch Prufungen stellen solchen rechtliche Ausnahmen dar.

Das Abstandsgebot gilt nach Nummer 2 nicht, wenn geeignete physische Barrieren vor-
handen sind, z.B. Plexiglasscheiben, die in Lange, Breite und Hohe derart dimensioniert
sind, dass eine Tropfchenubertragung zwischen Personen vermieden wird.

Nummer 3 bis 5 regeln weitere Ausnahmen vom Abstandsgebot. Die Unterschreitung
des Mindestabstandes bei Zusammenkunften nach Nummer 3 und 4 gilt unabhangig von
dem Ort des Treffens, gilt also flr den privaten und 6ffentlichen Raum. Die Ausnahme
nach Nummer 5 stellt den Gleichklang zu Zusammenkunften im privaten Raum her. Bei
zuldssigen Zusammenkunften im privaten Raum nach Absatz 4 gilt das Abstandgebot
nicht.

Die Umsetzung des Abstandsgebots erfordert in besonderem Mal3e die Eigenverantwor-
tung der Burgerinnen und Burger.
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Zu Absatz 2

Dies gilt auch fur das Gebot aus Absatz 2, Kontakte mit Personen aul3erhalb des eigenen
Haushalts auf ein absolut notwendiges Minimum zu reduzieren. Auch hier hangt die Be-
stimmung dieses Minimums von den Umstanden des Einzelfalls ab und bleibt letztlich in
der Verantwortung der oder des Einzelnen. Allerdings sollte aus Griinden des Infektions-
schutzes diese Moglichkeit nicht ausgeschopft werden. Treffen sollten auch im Familien-
und Verwandtenkreis auf die jeweilige Erforderlichkeit hin gepruft und auf den engsten
Familienkreis beschrankt bleiben.

Zu Absatz 3

Absatz 3 verweist auf die Hinweise und Empfehlungen zu SchutzmaRnahmen der Mini-
sterien und Fachinstitutionen des Bundes (zum Beispiel Robert Koch-Institut, Bundes-
zentrale fur gesundheitliche Aufklarung, ortliche Gesundheitsbehérden pp.), die von je-
dermann beachtet werden sollen. Nach dieser Norm kénnen auch Ministerien Empfeh-
lungen veroffentlichen.

Zu Absatz 4

Zusammenklnfte zu einem gemeinsamen privaten Zweck sind nur noch mit Personen
aus 2 Hausstanden mit maximal 5 Personen zuldssig. Es spielt dabei keine Rolle, wo die
Zusammenkunft stattfindet. Bei getrennt lebenden Erziehungs- oder Umgangsberechtig-
ten zahlen die Kinder jeweils zu jedem der getrennten Haushalte, um hier Kontaktmog-
lichkeiten aufrecht erhalten zu kénnen.

Soweit nur ein Hausstand betroffen ist, gibt es keine Obergrenze. Ein Hausstand kann
zudem unabhangig von seiner GréfRe immer mit einer weiteren Person zusammenkom-
men.

Mit dem Begriff ,zu einem gemeinsamen privaten Zweck® wird klargestellt, dass sich die
Personen bewusst entscheiden, als Gruppe etwas gemeinsam zu unternehmen.

Bei zulassigen Kontakten bleiben Kinder bis einschlieRlich 13 Jahren aus den betroffe-
nen Haushalten unberucksichtigt. Paare gelten als gemeinsamer Haushalt, auch wenn
sie nicht zusammen wohnen. Dies ist damit zu begrinden, dass Paare sich ohnehin be-
sonders nahekommen, auch wenn sie nicht zusammen leben. Mit Paare sind 2 Personen
gemeint, zwischen denen eine auf gewisse Dauer angelegte Liebes- oder Lebensbezie-
hung besteht.

Nach Satz 3 sind notwendige Begleitpersonen fur Personen mit Schwerbehinderung von
den Kontaktbeschrankungen ausgenommen, wenn im Ausweis fur Menschen mit
Schwerbehinderung nach § 3 der Schwerbehindertenausweisverordnung in der Fassung
der Bekanntmachung vom 25. Juli 1991 (BGBI. | S. 1739), zuletzt geandert durch Artikel
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42 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2652), eines der Merkzeichen B,
H, Bl, Gl oder TBI. eingetragen ist.

Zu § 2a (Mund-Nasen-Bedeckung)
Zu Absatz 1

Eine Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung besteht nur, soweit dies in der
Verordnung besonders angeordnet ist. Fur diese Falle regelt Absatz 1 die Anforderungen
an die Mund-Nasen-Bedeckung und die stets geltenden Ausnahmen. Als Mund-Nasen-
Bedeckung kommt jeder Schutz in Betracht, der aufgrund seiner Beschaffenheit geeignet
ist, eine Ausbreitung von Ubertragungsfahigen Trépfchenpartikeln und Aerosolen durch
Husten, Niesen oder Aussprache zu verringern, unabhangig von der Kennzeichnung o-
der einer zertifizierten Schutzkategorie. In Betracht kommen etwa aus Stoff gendhte Mas-
ken, Schals, Tucher oder Schlauchschals. Dagegen reicht es nicht aus, Mund und Nase
nur mit Hand oder Arm abzudecken. Auch die Verwendung einer Maske mit Ausatem-
ventil reicht nicht aus, um der Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung
nachzukommen.

Durchsichtige Schutzvorkehrungen aus Kunststoff, die meist an einem Stirnband befes-
tigt sind und im Ubrigen das Gesicht nicht beriihren, reichen ebenfalls nicht aus, da sie
nur die Verbreitung von Tropfchen vermindern; die Verbreitung von Aerosolen wird
dadurch hingegen nicht ausreichend gehemmt. Eine Ausnahme gilt fir Gebardendolmet-
scherinnen und Gebardendolmetschern sowie bei Kommunikationshelferinnen oder
Kommunikationshelfern fiur Menschen mit Hérbehinderung. Personen, die grundsatzlich
von der Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung befreit sind, dirfen dennoch
freiwillig zum Infektionsschutz Visiere verwenden. Dies gilt auch flr alle anderen Perso-
nen in Situationen, in denen eine Maskenpflicht nicht besteht.

Die Mund-Nasen-Bedeckung bedarf keiner Zertifizierung, wie sie beispielsweise bei Me-
dizinprodukten verlangt wird. Ausdrucklich nicht erforderlich ist das Tragen von Medizin-
produkten wie Schutzmasken oder ein Mund-Nasen-Schutz, soweit dies nicht nach Ab-
satz 1a vorgeschrieben ist. Die Tragerin oder der Trager einer Mund-Nasen-Bedeckung
hat darauf zu achten, dass Mund und Nase beim Aufenthalt in den &ffentlich zugangli-
chen Bereichen bedeckt bleiben. Die Anforderung an die Einhaltung von notwendigen
Mindestabstanden und Hygieneanforderungen werden durch das Tragen einer Mund-
Nasen-Bedeckung nicht ersetzt.

Von der Tragepflicht ausgenommen sind Kinder bis zum vollendeten sechsten Lebens-
jahr.

Auch Personen, die aufgrund koérperlicher, geistiger oder psychischer Beeintrachtigung
(einschlieBlich Behinderungen) nicht in der Lage sind, eine Mund-Nasen-Bedeckung zu
tragen, sind von der Tragepflicht ausgenommen. Das betrifft insbesondere einen Perso-
nenkreis, fir den auch Bedeckungsalternativen nicht in Frage kommen. Menschen mit
Horbehinderungen und Menschen mit Sprachbehinderungen dirfen eine Mund-Nasen-

33



Bedeckung auch abnehmen, soweit dies zum Zwecke der Kommunikation mit anderen
erforderlich ist.

Als Nachweis ist ein Attest daruber erforderlich, dass aufgrund einer korperlichen, geis-
tigen oder psychischen Beeintrachtigung keine Mund-Nasen-Bedeckung getragen wer-
den kann; eine Begriindung, insbesondere die Angabe einer Diagnose, ist nicht erfor-
derlich. Das Attest muss erkennen lassen, von welcher Arztin oder Psychotherapeutin,
welchem Arzt oder Psychotherapeuten es ausgestellt worden ist. Die Person, die sich
auf diese Ausnahme beruft, muss im Attest namentlich benannt sein und ihre Identitat
glaubhaft machen.

Zu Absatz 1a

In bestimmten Situationen ist das Tragen einer qualifizierten Mund-Nasen-Bedeckung
erforderlich, die einen besseren Schutz vor der Ausbreitung von Tropfchen und Aeroso-
len bieten als einfache Bedeckungen nach Absatz 1. Dabei handelt es sich insbeson-
dere um Situationen wie im Einzelhandel oder in Verkehrsmitteln, in denen die Einhal-
tung des Mindestabstandes typischerweise nicht jederzeit moglich ist.

Als qualifizierte Masken sind zulassig:

e medizinische Masken nach der europaischen Norm DIN EN 14683:2019+AC:
2019,

e mit medizinischen Masken vergleichbare Masken, d.h. industriell hergestellte
Masken aus mehrlagigem Vlies, die eine ahnliche Schutzwirkung bieten, auch
wenn sie nicht Uber eine Zulassung als Medizinprodukt verfligen,

o partikelfiltrierende Halbmasken ohne Ausatemventil folgender Klassen:
- FFP 2 und FFP3 nach der europaischen Norm DIN EN 149:2001+A1:2009,
- N95 nach dem US-amerikanischen Standard NIOSH-42CFR84,
- KN95 nach dem chinesischen Standard GB 2626-2006.
- P2 nach dem australisch-neuseelandischen Standard AS/NZ 1716:2012,
- DS2 nach dem japanischen Standard JMHLW-Notification 214,2018 und
- KF94 nach dem koreanischen Standard 1st Class KMOEL-2017-64.

Im Ubrigen gelten die Vorgaben des Absatzes 1 und damit auch die Ausnahmen fiir die
Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung.
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Zu Absatz 2

Eine Maskenpflicht ist nunmehr auch in Fullgangerzonen, Haupteinkaufsbereichen und
anderen innerortlichen Bereichen, StralRen und Platzen sowie Bahnhofen und Bahnhal-
tepunkten mit vergleichbarem Publikumsverkehr erforderlich.

Ein Einkaufsbereich ist eine Stralle oder ein Platz mit Ladenzeilen, wo sich also ein
Geschaft an ein anderes reiht, nicht aber die Nebenstralde, in der sich nur vereinzelt
Geschafte befinden, oder die angrenzende Parkzone. Ein Haupteinkaufsbereich zeich-
net sich durch eine Konzentration von Einzelhandelsbetrieben, Gaststatten, Dienstleis-
tungsunternehmen und oft auch kulturellen Einrichtungen auf engem Raum aus. Mal3-
geblich ist, ob der Handel und das 6ffentliche Leben in dem Bereich derart konzentriert
sind, dass dort ein typischerweise erhohter Publikumsverkehr vorliegt. Dabei kommt
auch eine unterschiedliche Bewertung fiir jede Stralenseite in Betracht.

Ein vergleichbarer Publikumsverkehr kann etwa auf Kurpromenaden, Bahnhofsvorplat-
zen oder stark frequentierten Bushaltestellen vorkommen.

Die entsprechenden Bereiche werden durch eine Allgemeinverfigung der zustandigen
Behdrden — Gesundheitsamter bei den Kreisen und kreisfreien Stadten — festgelegt. Die
Allgemeinverfligung kann die Geltung zeitlich einschranken (z.B. Beschrankung auf Ge-
schaftszeiten). Die betroffenen Bereiche sollen durch geeignete Beschilderung ausge-
wiesen werden.

Die Maskenpflicht gilt fir FuRgangerinnen und Fu3ganger. Sie gilt daher nicht beim Fah-
ren mit Fahrradern, Tretrollern und anderen Ein- und Zweiradern, wohl aber beim Schie-
ben solcher Fahrzeuge. Ausnahmen zur Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bede-
ckung gelten beim Rauchen und bei der Nahrungsaufnahme.

Zu Absatz 3

Fir Bereiche, in denen typischerweise vermehrt mit Kontakten gerechnet werden muss,
wird in Satz 1 das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung angeordnet. Soweit in anderen
Vorschriften dieser Verordnung fur besondere Kontexte bereits eine Maskenpflicht an-
geordnet ist, tritt die zusatzliche Maskenpflicht aus Satz 1 selbstandig daneben; die Vo-
raussetzungen und Ausnahmen sind jeweils unabhangig voneinander zu beurteilen. Ab-
satz 3 umfasst auch Behorden; die bisherige Sonderregelung in § 6a kann daher entfal-
len.

Satz 2 definiert Ausnahmen und Grenzen der Maskenpflicht, soweit sie angemessen
und erforderlich sind. Im Rahmen des Hausrechts oder der gerichtlichen Sitzungspolizei
kénnen auch strengere Anforderungen gestellt werden; die Ausnahmen aus Satz 2 fin-
den insoweit keine Anwendung, sondern gelten allein fur die Maskenpflicht aus Satz 1.

Als feste Platze im Sinne von Nummer 1 kommen sowohl Sitz- als auch Stehplatze von
Beschaftigten, Kundinnen und Kunden in Betracht.
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Unabhangig von diesen Pflichten werden zusatzliche Pflichten von Beschaftigten zum
Tragen bestimmter Masken durch die SARS-CoV-2-Arbeitschutzverordnung vom 21.
Januar 2021 (BAnz AT 22.01.2021 V1), geandert durch Verordnung vom 11. Marz 2021
(BAnz AT 12.03.2021 V1), des Bundes eingeflhrt.

Zu § 2b (Alkoholverbot)

Das Verbot des Konsums und des Ausschanks von Alkohol in der Offentlichkeit dient
dazu, alkoholbedingte VerstoRe gegen InfektionsschutzmalRnahmen zu unterbinden. Um
nicht dem Gaststattenverbot in § 7 zu unterliegen, werden in Verkaufsstanden die Ge-
tranke ,to go“ angeboten, also zum Verzehr aul’er Haus. Dies fuhrt dazu, dass sich in
der Nahe der Verkaufsstande Menschen treffen, um dort gemeinsam alkoholhaltige Ge-
tranke zu konsumieren. Der Alkoholkonsum kann zu einer Herabsetzung der Hemm-
schwelle fihren, was dazu flhrt, dass die gebotenen VorsichtsmaRnahmen wie die Ein-
haltung des Mindestabstandes oder das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung nicht
mehr eingehalten werden. Aulerdem dient das Verbot der Kontaktminimierung. Sowohl
der Verkauf von Alkohol als auch der Konsum von Alkohol in der Offentlichkeit fiihren zu
einer grolkeren Zahl von Begegnungen von Menschen. Dies widerspricht der derzeitigen
Pandemiepolitik, das offentliche Leben dort herunter zu fahren, wo menschliche
Zusammenkunfte entbehrlich sind.

Das Verbot gilt nur auf offentlichen Verkehrsflachen der Innenstadte und an sonstigen
offentlichen Orten unter freiem Himmel, an denen sich Menschen entweder auf engem
Raum oder nicht nur voribergehend aufhalten und die von den zustandigen Behérden
durch Allgemeinverfigung festgelegt und ortsublich 6ffentlich bekanntgemacht worden
sind. Zum Ausschank im Sinne dieser Vorschrift zahlt nicht der Verkauf von geschlosse-
nen Gebinden, deren Inhalt nicht zum sofortigen Verzehr bestimmt ist.

Das Ausschankverbot gilt nicht innerhalb von Gaststatten. Dort gibt es speziellere eigen-
standige Regelungen. Gaststatten durfen dabei nur unter den eingeschrankten Voraus-
setzungen des § 7 Absatz 1 Satz 2 6ffnen; der Alkoholausschank ist zudem nach § 7
Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 beschrankt.

Zu § 3 (Allgemeine Pflichten bei Einrichtungen mit Publikumsverkehr, bei Veran-
staltungen und Versammlungen)

§ 3 regelt die allgemeinen Pflichten fur die Betreiberinnen und Betreiber von Einrichtun-
gen mit Publikumsverkehr, fur die Ausrichterinnen und Ausrichter von Veranstaltungen
nach § 5 sowie flr die Leiterinnen und Leiter von Versammlungen nach § 6.
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Zu Absatz 1

Bei den in §§ 7 bis 11 und §§ 12a bis 17 geregelten Einrichtungen treten die dort nor-
mierten besonderen Anforderungen neben die allgemeinen Pflichten aus § 3 und ggf.
den besonderen Anforderungen an die Hygiene aus § 4. Die Regelungen des § 2, die
jeder einzuhalten hat, gelten demnach auch in den Einrichtungen mit Publikumsverkehr,
Veranstaltungen und Versammlungen.

Auf die Einhaltung der arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften wird zudem in Satz 2 hinge-
wiesen. Soweit nach diesen arbeitsschutzrechtlichen Vorgaben das Tragen einer Mund-
Nasen-Bedeckung fir die Kunden und/oder die Beschaftigten vorgegeben wird, sind
diese einzuhalten.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 Satz 1 sollen die Empfehlungen und Hinweise der zustandigen offentli-
chen Stellen beachtet werden, wozu auch die Ministerien gehdren; dies entspricht § 2
Absatz 3. Dies setzt voraus, dass sich die Betreiberinnen und Betreiber von Einrichtun-
gen regelmalig Uber den jeweils aktuellen Stand der Empfehlungen und Hinweise kundig
machen, was Uber das Internet ohne unzumutbaren Aufwand jederzeit moglich ist.

Soweit sich aus § 2 Pflichten fur die Besucherinnen und Besucher bzw. Teilnehmerinnen
und Teilnehmer ergeben, hat die Betreiberin oder der Betreiber, die Veranstalterin oder
der Veranstalter oder die Versammlungsleiterin oder der Versammlungsleiter nach Ab-
satz 2 Satz 2 im Rahmen seiner organisatorischen Mdglichkeiten zu gewahrleisten, dass
die Pflichten eingehalten werden. Dabei stehen ihr oder ihm insbesondere das Direkti-
onsrecht gegenuber Angestellten sowie das Hausrecht zur Verfugung. Als geeignete
MaRnahme kommt beispielsweise in Betracht, auf das Verhalten der Besucherinnen und
Besuchern zu achten, sie bei Verstdlien mit dem im Einzelfall gebotenen Nachdruck zur
Einhaltung der Hygienestandards anzuhalten und sie erforderlichenfalls der Einrichtung
Zu verweisen.

Absatz 2 Satz 3 Nummer 3 fordert, dass in geschlossen Raumen Moglichkeiten fur Be-
sucherinnen und Besucher bestehen mussen, sich die Hande waschen oder desinfizie-
ren zu kénnen. Fur die Verhinderung der Ubertragbarkeit des Coronavirus ist die Hand-
hygiene von elementarer Bedeutung. Die Ubertragung der Infektion erfolgt Giber Sekrete
des Respirationstraktes. Wenn die infektidsen Sekrete an die Hande gelangen, ist es
moglich, dass Uber diese eine Ubertragung stattfindet. Wichtig bleibt die Handehygiene,
neben der Einhaltung im medizinischen Bereich, vor allem auch vor dem Verzehr von
Lebensmitteln oder nach Kontakten zu Oberflachen im 6ffentlichen Raum. Zur Handehy-
giene gehdren das Waschen der Hande mit Wasser und Seife, oder — falls dies 6rtlich
bedingt nicht durchfihrbar ist - die Handedesinfektion. Beide Mallhahmen sind bei kor-
rekter Durchfihrung wirksam. Die Hinweise der 6ffentlichen Stellen zur korrekten Umset-
zung sind zu beachten. Aulerhalb des medizinischen und pflegerischen Bereiches bietet
eine Handedesinfektion in Situationen, wo die Hande auch gewaschen werden konnen,
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keinen Vorteil in Bezug auf die Inaktivierung von SARS-CoV-2. Sofern eine Handedes-
infektion erfolgt, ist auf die Verwendung eines adaquaten Desinfektionsmittels zu achten.

Nummer 4 sieht die regelmafige Reinigung von solchen Oberflachen vor, die haufig von
Besucherinnen und Besuchern berthrt werden, da die Umweltstabilitat der Corona-Viren
von den Umgebungsbedingungen abhangt. Zwar liegen Nachweise fiir eine Ubertragung
durch Oberflachen im 6ffentlichen Bereich bislang nicht vor. Trotzdem ist es notwendig,
auch in diesem Bereich jegliches Infektionsrisiko so weit als moglich zu minimieren. In
offentlichen Bereichen steht dabei die Reinigung der Oberflachen im Vordergrund. So-
fern eine Desinfektion im Einzelfall als notwendig erachtet wird, so soll diese generell als
Wisch- (und nicht als Spriih-) Desinfektion erfolgen. Besondere Bedeutung hat die Fla-
chendesinfektion durch Wischdesinfektion in medizinischen Einrichtungen. Das gleiche
gilt fur die Sanitaranlagen, die ebenfalls regelmafig gereinigt werden mussen.

Nach Nummer 5 sind MalRnahmen zur regelmafigen Liftung von Innenrdumen notwen-
dig, weil hier das Risiko einer Aerosolbildung besteht. Aerosole sind Tropfchenkerne, die
sich langer in der Luft halten und die unter Umstanden beim Sprechen freigesetzt werden
kénnen. Diese kdnnen potentiell Erreger Ubertragen. Daher ist das haufige Liften, also
die Frischluftzufuhr und der Luftaustausch in Innenrdumen eine zentrale Ma3nahme zur
Minimierung des Infektionsrisikos.

Zu Absatz 3

Absatz 3 fordert die Transparenz gegenuber den Besucherinnen und Besuchern. Es wer-
den die Hygienestandards, mogliche Zugangsbeschrankungen mit der Hochstzahl der
gleichzeitig anwesenden Personen und nach Nummer 3 im Einzelfall die nach Absatz 2
anwendbaren Anforderungen angegeben, die auch im Form einer Checkliste erfolgen
kénnen. In der Checkliste kann auch kurz und knapp angegeben werden, ob die Anfor-
derungen Uberpruft und eingehalten worden sind. Eine Checkliste wird auf den Seiten
der Landesregierung vorgehalten. Soweit die nach Absatz 3 an allen Eingangen erfor-
derlichen Hinweise in verstandlicher Form zu erfolgen haben, kommt etwa die Verwen-
dung einer einfachen Sprache, von Bildern oder von Ubersetzungen in Betracht.

Zu Absatz 4

Absatz 4 Satz 1 enthalt besondere Vorgaben bei der Bereitstellung von Toiletten. An-
sammlungen vor und in den sanitaren Einrichtungen sind zu vermeiden, so dass die Ver-
fugbarkeit sanitarer Einrichtungen auch ein limitierender Faktor fur die zulassige Perso-
nenzahl und die Einhaltung der Abstandsregeln sein kann.

Zu § 4 (Besondere Anforderungen an die Hygiene)

§ 4 spezifiziert einige besondere Hygieneanforderungen, die Uber § 3 hinausgehen und
nur dann zu beachten sind, wenn sie gezielt in anderen Vorschriften angeordnet werden.
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Bei diesen Einrichtungen und bei den Veranstaltungen bestehen erhdhe Risiken fur eine
Ubertragbarkeit von Infektionserregern, die es insofern erforderlich machen, sich inten-
siver mit den Gefahren auseinanderzusetzen und im Anschluss die erforderlichen Mal3-
nahmen zu treffen und zu gewahrleisten.

Satz 2 regelt die SchlieBung von Gemeinschaftseinrichtungen wie Sammelumkleiden,
Duschraumen und Wellnessbereichen. Dabei sind auch Einzelkabinen umfasst, die ei-
nen gemeinsamen Vorraum haben. Nicht umfasst sind Umkleidemdoglichkeiten im Rah-
men von Kleidungsgeschaften. Diese Umkleiden stellen keine Gemeinschaftseinrichtun-
gen dar, sondern gehdren zum Verkaufsraum.

Zu Absatz 1

In einem Hygienekonzept nach Absatz 1 sind die MaRnahmen zur Verhinderung der
Ubertragung von Infektionserregern darzulegen. Es hat die Verfahrensweisen zur Ein-
haltung von Anforderungen an die Hygiene abzubilden und die Dokumentation durchge-
fuhrter MalRnahmen sicherzustellen. Soweit aus Grunden des Arbeitsschutzes zusatzli-
che Malinahmen zur Minimierung des Infektionsrisikos erforderlich sind, kdnnen diese
ebenfalls abgebildet werden. Der Umfang des Hygienekonzeptes hangt von den jeweili-
gen individuellen Gegebenheiten in der Einrichtung oder bei der Veranstaltung ab.

In Absatz 1 Satz 2 Nummern 1 bis 6 werden Vorgaben zum Mindestinhalt eines Hygie-
nekonzepts gemacht. So sind insbesondere Mallhahmen zur Besucherzahl, zum Ab-
standsgebot, zur Lenkung von Besucherstromen, zur Reinigung von Oberflachen und
Sanitaranlagen und zum Luften, moglichst mit frischer Luft, erforderlich. Auf die teilwei-
sen Ausfuhrungen zu § 3 wird verwiesen. Fur die Besucherzahl gibt es keine feste Be-
zugsgrole wie zum Beispiel eine maximale Besucherzahl fur eine bestimmte Flache.
Entscheidend sind hier die oértlichen Verhaltnisse. Es muss jederzeit gewahrleistet sein,
dass die einzelnen Besucherinnen und Besucher das Abstandsgebot einhalten kdnnen.
Bei kleineren Einrichtungen, die aus einem oder wenigen Radumen bestehen, kann eine
maximale Obergrenze von Besucherinnen und Besuchern festgeschrieben werden. Ist
zu erwarten, dass die Besucherinnen und Besucher sich in bestimmten Raumen auf-
stauen konnten, kann die Beschrankung aber auch auf einzelne Rdume bezogen wer-
den. Zu dem Hygienekonzept gehort auch, die Wegefuhrung und die Nutzung von Fla-
chen, Raumen oder Gegenstanden so zu gestalten, dass die Einhaltung dieses Abstands
maoglich ist. Besucherstrome kdnnen im Rahmen der Wegefluhrung durch Markierungen,
Einbahnstraltenregelungen und gesonderte Zu- und Ausgange gelenkt werden. In Ab-
hangigkeit von der Grolke der zur Verfligung stehenden Flachen und Rdume missen
erforderlichenfalls Zutrittsbeschrankungen veranlasst und kontrolliert werden. Wo erfor-
derlich, ist dies durch Terminvorgaben zu gewahrleisten, um unkontrollierte Ansammlun-
gen zu vermeiden.

Satz 5 stellt klar, dass damit keine Hygieneplane im Sinne des Infektionsschutzgesetzes
gemeint sind. An ein Hygienekonzept sind weniger strenge Anforderungen zu stellen.
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Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt die Einzelheiten der Erhebung der notwendigen Kontaktdaten und deren
datenschutzkonforme Aufbewahrung und Vernichtung. Ob die Daten schriftlich oder di-
gital erhoben werden, gibt die Verordnung nicht vor. Durch die Nutzung digitaler Erhe-
bungsverfahren, beispielsweise Uber datenschutzkonforme Apps, kann jedoch die Arbeit
der Gesundheitsbehorden deutlich erleichtert werden. Die Kontaktdaten konnen dann
auch digital Gbermittelt werden.

Die Erhebung von Kontaktdaten ist nur in den in der Verordnung geregelten Fallen ver-
pflichtend. Es mussen nur die Daten angegeben werden, die vorhanden sind. Wenn also
jemand keine E-Mail-Adresse besitzt, muss diese auch nicht angegeben werden; die Ein-
richtung kann dennoch genutzt werden. Soweit sich Besucherinnen oder Besucher wei-
gern, Name und Anschrift anzugeben, sind sie vom Zugang auszuschlief3en.

Das Erhebungsdatum und die -uhrzeit sind neben der Einrichtung von Ldschroutinen
auch fur die Nachverfolgbarkeit von Bedeutung. Der Speicherungszeitraum von 4 Wo-
chen ist erforderlich, um eine effektive Ruckverfolgbarkeit von Infektionen auch praktisch
umsetzen zu kénnen. Diese Frist ist auch angemessen, da vor dem Hintergrund der In-
kubationszeit des Virus, des bis zum Behandlungsbeginn verstreichenden Zeitraums und
der sodann erforderlichen Anordnung und Durchfuhrung einer Testung ein erheblicher
Teil der Speicherfrist bereits verstrichen sein kann, bevor das zustandige Gesundheits-
amt Mal3nahmen zur Ruckverfolgung Uberhaupt einleiten kann. Eine kirzere Frist wirde
sodann die Ruckverfolgbarkeit erheblich einschranken. Eine langere Frist ist vor dem
Hintergrund des bisher bekannten Pandemieverlaufs nicht erforderlich.

Die Regelung zur Kontaktdatenerhebung in Absatz 2 wird durch § 28a Absatz 4 IfSG
erganzt, dessen Bestimmungen im Landesrecht nicht zu wiederholen sind. Danach ha-
ben die Verantwortlichen sicherzustellen, dass eine Kenntnisnahme der erfassten Daten
durch Unbefugte ausgeschlossen ist. Die Daten durfen nicht zu einem anderen Zweck
als der Aushandigung auf Anforderung an die nach Landesrecht fur die Erhebung der
Daten zustandigen Stellen verwendet werden und sind vier Wochen nach Erhebung zu
I6schen. Die zustandigen Stellen (nach § 10 Gesundheitsdienstgesetz sind dies die
Kreise und kreisfreien Stadte) sind berechtigt, die erhobenen Daten anzufordern, soweit
dies zur Kontaktnachverfolgung nach § 25 Absatz 1 IfSG erforderlich ist. Die Verantwort-
lichen sind in diesen Fallen verpflichtet, den zustandigen Stellen die erhobenen Daten zu
Uubermitteln. Eine Weitergabe der Ubermittelten Daten durch die zustandigen Stellen oder
eine Weiterverwendung durch diese zu anderen Zwecken als der Kontaktnachverfolgung
ist ausgeschlossen. Die den zustandigen Stellen Gbermittelten Daten sind von diesen
unverzuglich irreversibel zu I6schen, sobald die Daten fur die Kontaktnachverfolgung
nicht mehr bendtigt werden.

Nach Satz 5 sind Personen, die in Rahmen einer Erhebung nach dieser Verordnung
Kontaktdaten angeben, zu wahrheitsgemalien Angaben verpflichtet. Die vorsatzliche An-
gabe falscher Kontaktdaten stellt nach § 21 Absatz 2 eine Ordnungswidrigkeit dar.
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Wer nach der Verordnung Kontaktdaten erhebt, muss auch die Vorgaben der Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO) erflllen. Hierzu zahlen insbesondere die Einhaltung
von Informationspflichten nach Art. 13 DSGVO, die Einhaltung von Léschregeln nach Art.
17 DSGVO und die Erflillung technisch-organisatorischer Anforderungen nach Art. 32
DSGVO.

Die digitale Kontaktdatenerhebung Uber geeignete Apps ist ebenfalls moglich. Dies ist
eine zusatzliche Option. Die Mdglichkeit der Nutzung darf allerdings nicht dazu fihren,
dass Menschen, die keine Apps nutzen, die Angebote nicht wahrnehmen kdnnen.

Zu § 5 (Veranstaltungen)
Zu Absatz 1

Eine Veranstaltung ist ein zeitlich begrenztes und geplantes Ereignis mit einer definierten
Zielsetzung oder Absicht, einer Programmfolge mit thematischer, inhaltlicher Bindung o-
der Zweckbestimmung in der abgegrenzten Verantwortung einer Veranstalterin oder ei-
nes Veranstalters, einer Person, Organisation oder Institution, an dem eine Gruppe von
Menschen teilnimmt (vgl. OLG Dusseldorf, Urteil vom 1. Juli 2014, 1-20 U 131/13). Der
Veranstaltungsbegriff ist sehr weit gefasst: Dazu zahlen unter anderem private Feiern
aller Art, Unterrichtsformate, bestimmte Kulturangebote wie Kino- oder Theateraufflih-
rungen und Grol3veranstaltungen wie Volksfeste und Festivals. Zusammenkulnfte von 2
Personen stellen keine Veranstaltung dar.

Nach Absatz 1 sind grundsatzlich samtliche Veranstaltungen untersagt, soweit nicht in
Absatz 2 eine Ausnahme zugelassen ist.

Zugelassen wird auch die saisontypische Inbetriebnahme von Booten und die dafur er-
forderlichen Tatigkeiten wie der Transport aus dem Winterlager, das Kranen und Slippen
sowie MalRnahmen zur Herstellung der Seetichtigkeit. In den Hygienekonzepten ist da-
rauf einzugehen, dass ansonsten gréfere Ansammlungen auf dem Bootsgelande ver-
mieden werden und bei zu geringem Abstand eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen
ist. Bei allen Arbeiten, die zwingend mehr als eine Person erfordern (z.B. das Kranen,
Slippen, transportieren oder die Durchfuhrung von bestimmten Reparaturen), ist eine
Durchmischung der Gruppen mit anderen Gruppen durch geeignete Regelungen im Hy-
gienekonzept auszuschlie®en. Wer Veranstalterin oder Veranstalter ist, richtet sich da-
nach, wer jeweils Ort, Zeit und Zweck der Veranstaltung bestimmt. Das kdonnen etwa
Segelvereine sein, die ihre Mitglieder zu einer gemeinsamen Aktion aufrufen und dabei
ggf. sogar einen Kranfuhrer stellen, oder private Bootseigner, die in eigener Verantwor-
tung ihre Boote zu Wasser bringen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 normiert fur bestimmte Veranstaltungen und Einrichtungen Ausnahmen vom
Verbot des Absatz 1 sowie von den Vorgaben des § 3. Bei diesen Veranstaltungen gilt
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lediglich das allgemeine Abstandsgebot aus § 2 Absatz 1 sowie das Gebot aus § 2 Ab-
satz 2, Kontakte nach Moglichkeit auf ein Minimum zu beschranken. Dartberhinausge-
hende Hygienemalnahmen sind in eigener Verantwortung zu treffen.

Zu den ausgenommenen Veranstaltungen nach Nummer 1 zahlen beispielsweise Ubun-
gen der Feuerwehren. Ebenfalls unter diese Ausnahme fallen Gesellschafts- und Bewe-
gungsjagden auf Schalenwild, einschlieRlich der An- und Abreise der Teilnehmerinnen
und Teilnehmer. Diese Jagden dienen der Seuchenpravention (z.B. afrikanische Schwei-
nepest) und dem Schutz vor Wildschaden in der Land- und Forstwirtschaft und damit der
Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Sicherheit. Zu den beruflich oder dienstlich begriinde-
ten Zusammenkunften nach Nummer 2 gehéren auch berufliche oder dienstliche Fortbil-
dungsveranstaltungen, die vom Arbeitgeber oder Dienstherrn selbst veranstaltet werden;
sie werden daher vom allgemeinen Verbot auflierschulischer Bildungsangebote aus
§ 12a nicht erfasst. Im Bereich der Gesundheits- und Pflegeberufe gilt dies auch fur durch
Rechtsakt geregelte Weiterbildungen.

Ebenso zulassig bleiben unaufschiebbare Veranstaltungen von Parteien und Wahler-
gruppen. Die allgemeinen Anforderungen nach Absatz 2 Satz 3 Nummern 1 bis 3 sind
ebenso einzuhalten wie die Hygienestandards in § 3.

Von Nummer 5 und 7 sind Veranstaltungen erfasst, die nach anderen Vorschriften der
Verordnung zulassig sind. Beispiele sind private Zusammenkunfte, Wochenmarkte, reli-
gidése Veranstaltungen oder Profisportveranstaltungen.

Zu § 6 (Versammlungen)

In Abgrenzung zu den allgemeinen Veranstaltungen, fir die § 5 gilt, regelt § 6 die Ver-
sammlungen im Sinne des Versammlungsrechts.

Zu Absatz 1

Aufgrund der konstituierenden Bedeutung des Grundrechts der Versammlungsfreiheit
nach Artikel 8 GG fur die freiheitlich demokratische Grundordnung bleiben Versammlun-
gen weiterhin zuldssig. Allerdings muss aufgrund des Infektionsgeschehens die grund-
satzlich zulassige Teilnehmerzahl auf 100 Personen aufierhalb geschlossener Raume
und 50 Personen innerhalb geschlossener Raume begrenzt werden. Entsprechend dem
Gesamtkonzept der Verordnung sind die grundlegenden Gebote aus § 2 Absatz 1 Satz
1 (Abstandsgebot) sowie gemal § 3 Absatz 2 (allgemeine Anforderungen) zu gewahr-
leisten.

Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind zum Tragen einer qualifizierten Mund-Nasen-Be-
deckung gemal § 2a Absatz 1a unter freiem Himmel und in geschlossenen Raumen
verpflichtet. Angesichts ihrer herausragenden verfassungsrechtlichen Bedeutung sollen
Versammlungen auch weiterhin mit einer gréReren Teilnehmerzahl zuldssig sein kdnnen
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und nicht in gleichem Mal3e den strengen Kontaktbeschrankungen anderer Lebensbe-
reiche unterworfen werden mussen. Um dies zu erreichen bedarf es aus Infektions-
schutzgriinden anderer, geeigneter MalRnahmen wie der Pflicht zum Tragen einer quali-
fizierten Mund-Nasen-Bedeckung. Unter Berlicksichtigung des kommunikativen Aspekts
von Versammlungen sind Rednerinnen und Redner von dieser Pflicht befreit.

Zu Absatz 2

Auch bei Eilversammlungen ist es den Organisatorinnen und Organisatoren noch mog-
lich, ein zumindest grundlegendes Hygienekonzept zu erstellen. Fur sog. Spontanver-
sammlungen, die sich aufgrund eines spontanen Entschlusses augenblicklich bilden,
ware die Pflicht zur Erstellung eines Hygienekonzepts jedoch eine verfassungsmalig
unzulassige Beschrankung, da sie faktisch unmaoglich gemacht wiirden. Diese sind daher
ausgenommen. Die praktische Bedeutung dieser Versammlungen ist jedoch gering.

Zu Absatz 3

In Absatz 3 wird klargestellt, dass die zustandigen Behorden die zulassigen Versamm-
lungen im Einzelfall beschranken, d.h. mit Auflagen versehen, oder ganzlich untersagen
kénnen, wenn die konkreten Umstande eine unter epidemiologischen Gesichtspunkten
zu verantwortende Durchflihrung nicht zulassen. Zudem kénnen die zustandigen Behor-
den Versammlungen, deren Teilnehmerzahl laut Anzeige Uber die in Absatz 1 genannte
Teilnehmerzahl hinausgeht, genehmigen, wenn die konkreten Umstande eine unter epi-
demiologischen Gesichtspunkten zu verantwortende Durchfliihrung einer Versammlung
zulassen.

Zu § 7 (Gaststatten)
Zu Absatz 1

Gaststatten sind grundsatzlich nach Satz 1 zu schlie3en. Nur der Aulderhausverkauf von
Speisen und Getranken ist zulassig.

Wegen der mit exponentieller Dynamik gestiegenen Zahl der mit dem Coronavirus infi-
zierten Personen bedarf es schnellstmdglich einer erheblichen Reduzierung von Kontak-
ten. Ohne eine weit gefacherte Kontaktbeschrankung droht eine akute Gesundheitsnot-
lage und eine Uberforderung des Gesundheitssystems. Hierzu dienen die zahlreichen
Einschrankungen in dieser Verordnung bei Reisen, Freizeiteinrichtungen oder beispiels-
weise auch bei der Kontaktbeschrankung an sich. Nach Einschatzung des Verordnungs-
gebers gehdren auch die Gaststatten zu den Betrieben, die es zu schliel3en gilt, um die
Mdglichkeit der Ubertragung des Virus zu reduzieren. Der Betrieb von Gaststéatten birgt
ein hohes Ubertragungsrisiko des Coronavirus, selbst wenn die Gaste mit Abstand zuei-
nander sitzen und entsprechend dem geforderten Hygienekonzept die Gastwirtin oder
der Gastwirt erhdhte Anforderungen an die Sicherheit fur seine Beschaftigten und seine
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Gaste umzusetzen hat. Jede Bewegung innerhalb der Gaststatte, sei es durch neue
Gaste, sei es durch anwesende Gaste oder sei es durch die Beschaftigten selbst, birgt
die erhdhte Gefahr einer Ubertragung. Aber auch der Weg zu und die Nutzung der Sani-
taranlagen selbst stehen im besonderen Fokus bei der Ubertragbarkeit des Virus. In der
Vergangenheit hat es Infektionsherde in Gaststatten gegeben. Trotz des Eingriffs in die
Grundrechte der Betroffenen wird die Mallnahme insgesamt als verhaltnismallig ange-
sehen. Der Gesundheitsschutz der Bevolkerung insgesamt aber auch insbesondere der
besonders vulnerablen Gruppen Uberwiegt die wirtschaftlichen Einbul3en, die dadurch
fur die betroffenen Branchen entstehen. Was eine Gaststatte ist, ergibt sich aus § 1 des
Gaststattengesetzes.

Unter den Voraussetzungen der Nummer 1 in Absatz 1 kann die Auldengastronmie statt-
finden, soweit die Gaste feste Sitzplatze einnehmen. Mit dem zusatzlichen Erfordernis
der vorherigen Terminreservierung soll eine reibungslose Zuweisung der Sitzplatze und
die Vermeidung unnétiger Kontakte erreicht werden. Eine Terminreservierung vor Ort auf
Zuruf ist mdglich. Die Gastwirtin oder der Gastwirt hat sicherzustellen, dass die allgemei-
nen Vorgaben zum Abstand, insbesondere in einer moglichen Warteschlange, eingehal-
ten werden. Sie oder er hat im Rahmen ihres oder seines Hygienekonzeptes die Anzahl
zu belegender Platze unter Einhaltung der erforderlichen Mindestabstande auszuweisen.
Unzulassig bleibt der Betrieb, bei dem eine Vermischung der Gaste aufgrund fehlender
Sitzplatze nicht ausgeschlossen werden kann. Eine Belegung der Tische ist nur im Rah-
men der allgemeinen Kontaktbeschrankungen nach § 2 Absatz 4 zulassig. Der Betrieb
der Gaststatte gilt auch dann als Aul3engastronomie, soweit bei der Aufstellung von Zel-
ten, Pavillons und anderen Unterstanden maximal eine geschlossene Seitenwand vor-
handen ist. Eine gleichzeitige Bewirtung von mehr als 50 Gasten bedarf gemaR Absatz
1a Nummer 4 — wie auch bisher bei Gaststatten innerhalb geschlossener Raume — der
vorherigen Anzeige des Hygienekonzeptes an das ortlich zustandige Gesundheitsamt.
Auch gilt im Ubrigen das Ausschank- und Verzehrverbot von alkoholischen Getranken
zwischen 21.00 und 06.00 Uhr. Die Benutzung der Toiletten ist zulassig. Es gilt § 3 Ab-
satz 4.

Betriebskantinen, die gemal § 25 GastG nur der Bewirtung der eigenen und auch als
solcher namentlich bekannten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern dienen und wo die Of-
fentlichkeit ausgeschlossen ist, dirfen nach Satz 2 Nummer 2 weiterhin 6ffnen, soweit
dies flr die Aufrechterhaltung der betrieblichen Ablaufe erforderlich ist, etwa bei Kran-
kenhausern. Die Erforderlichkeit der Versorgung eigener Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter zu beurteilen, obliegt den Betrieben.

Der AulRerhausverkauf von Speisen und Getranken nach Satz 2 Nummer 3 wird zuge-
lassen, weil eine Ubertragung des Virus beim AuBerhausverkauf geringer ist, sofern die
Gaste beim Abholen der Speisen und Getranke Abstand halten. Dabei durfen die Gaste
die Gastraume nicht betreten. Tische und Stihle — (auch) im Aul3enbereich der Gast-
statte — durfen nicht fur den Verzehr verwendet werden. Sie sind wegzuraumen oder flr
die Benutzung zu sperren. Wo der Gast seine Speisen oder Getranke verzehrt, ist ihm
unbenommen, sofern es nicht in der Gaststatte erfolgt. In sogenannte Drive-In-Restau-
rants findet ein Aul3erhausverkauf statt. Beim Aul3erhausverkauf ist darauf zu achten,
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dass Personenansammlungen vermieden werden. Auch hier gilt es, das Abstandsgebot
nach Absatz 1 einzuhalten. Ein Betreten der Gaststatte nur fur den Abholenden zwecks
Abholung der Speisen oder Getranke ist erlaubt.

Damit auch Gaststatten die Bewirtung tbernehmen kdnnen und damit Cateringbetrieben
gleichgestellt werden, dirfen sie in Satz 2 Nummer 4 nur insoweit gedffnet bleiben. Das
gilt jedoch nur fur solche wenigen Veranstaltungen, die nach § 5 — konkret nach Absatz 2
Nummer 1, 2 und 6 — zugelassen sind.

Beherbergungsbetriebe durfen nach Satz 2 Nummer 5 fur ihre Hausgaste - und nur fur
diese - Speisen und Getranke wie zum Fruhstlick oder Abendbrot anbieten. Mit dem
Begriff Hausgaste wird im Zusammenhang mit einem Beherbergungsbetrieb klargestellt,
dass nur die Beherbergungsgaste bewirtet werden kdnnen, die der Beherbergungsbe-
trieb nach § 17 noch beherbergen darf.

Fir die Autobahnraststatten und Autohéfen im Sinne des Bundesfernstrallengesetzes
gibt es nach Satz 2 Nummer 6 eine Ausnahmeregelung. Das dient dazu, dass den Kraft-
fahrern eine Grundversorgung zur Verfugung steht, die auch die Sanitarbereiche um-
fasst. So wird der Warentransport gewahrleistet. Die Autobahnraststatten und Autohofe
sind fur jedermann geoffnet.

Zu Absatz 1a

Satz 1 enthalt besondere Voraussetzungen fir diejenigen Gaststatten, die nach Absatz
1 Nummern 1 und 4 bis 6 noch Gaste bewirten durfen. Hier bedarf es weiterhin eines
Hygienekonzeptes und der Erhebung der Kontaktdaten. Ziffer 3 soll der Enthemmung
durch Ubermafigen Alkoholkonsum entgegenwirken. Nach Ziffer 4 muss das Hygiene-
konzept weiterhin dem Gesundheitsamt angezeigt werden, sofern beabsichtigt ist, gleich-
zeitig mehr als 50 Gaste zu bewirten. Ziffer 5 stellt klar, dass der Ausschank alkoholischer
Getranke und sein Verzehr ab 21:00 Uhr innerhalb einer Gaststatte unzulassig ist. Das
Verbot aulderhalb einer Gaststatte ergibt sich bereits aus § 2b. Diese Regelung soll den
Gasten einerseits ermoglichen, zum Verzehr des Abendessens ein Glas Wein oder Bier
zu konsumieren. Dagegen soll der Verzehr ausschliel3lich von alkoholischen Getranken
zu einer spateren Uhrzeit, z.B. das gemeinsame Trinken an der Hotelbar, verhindert wer-
den.

Satz 2 und 3 regeln aufgrund des stark gestiegenen Infektionsgeschehens eine qualifi-
zierte Maskenpflicht sowohl fir Gaste als auch flr das Bedienungspersonal im gesamten
Bereich der Gaststatte, also Innen und Aul3enbereiche, Tresen- und Sanitarbereiche. Die
Pflicht gilt demnach insbesondere beim Betreten und Verlassen der Gaststatte, beim
Warten auf Zuweisung eines Platzes, bei der Bestellung am Tresen oder beim Gang zu
und von den Sanitarraumen. Am Tisch ist die Maskenpflicht fir Gaste nicht vorgesehen.
Hier sitzen die Gaste langere Zeit an ihrem Platz. Ebenso wenig muss das Kichenper-
sonal auRerhalb von Gastraumen eine Mund-Nasen-Bedeckung tragen. Das gleiche gilt
— insofern vergleichbar mit dem Einzelhandel —, wenn sich die Beschaftigten beispiels-
weise durch eine geeignete Trenn- und Schutzwand vor einer moglichen Tropfchen- und
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Aerosollbertragung von den Gasten schitzen kdnnen. Die Anforderungen an die Be-
schaffenheit der qualifizierten Mund-Nasen-Bedeckung richten sich nach § 2a Absatz 1a.

Die allgemeinen Anforderungen an die Hygiene fur jedermann, das Abstands- und Kon-
taktverbot nach § 2 und auch die allgemeinen Pflichten fur Einrichtungen mit Publikums-
verkehr nach § 3 gelten im Ubrigen fiir alle noch gedffneten Gaststatten.

Zu Absatz 2

Zwar darf nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 der AulRerhausverkauf von Speisen und Ge-
tranken erfolgen. Hiervon macht Absatz 2 wieder eine Einschrankung beim Verkauf von
Alkohol. Dieser ist zwischen 23 Uhr und 6 Uhr am Folgetag verboten. Dies gilt auch fur
gastronomische Lieferdienste wie beispielsweise Pizzaservice, die keine Gaststatten im
Sinne von § 1 Gaststattengesetzes sein mussen. Beim AulRerhausverkauf ist darauf zu
achten, dass Personenansammlungen vermieden werden. Auch hier gilt es das Ab-
standsgebot nach Absatz 1 einzuhalten. Diese Regelung ist gleichlaufend mit den Re-
gelungen des § 8 Absatz 3 fur die Geschafte des Einzelhandels.

Zu Absatz 3

Absatz 3 verbietet die Offnung von Diskotheken, Tanzlokalen und &hnlicher Einrichtun-
gen, in denen zu Vergnugungszwecken getanzt wird. Als Schank- oder Speisewirtschaft
gemal § 1 Gaststattengesetz dirfen sie unter den Bedingungen des § 7 agieren, d. h.
ein AulRerhausverkauf von Speisen und Getranken ist moglich. Der Alkoholverkauf ist ab
23.00 Uhr verboten.

Zu § 8 (Einzelhandel)
Zu Absatz 1

Alle Verkaufsstellen des Einzelhandels durfen grundsatzlich 6ffnen. Mogliche Verschar-
fungen erfolgen regional im Wege von Allgemeinverfugungen der betroffenen Kreise o-
der kreisfreien Stadte, sofern die 7-Tages-Inzidienz von 50 bzw. von 100 Neuinfektionen
pro 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern uberschritten sein sollte.

Bei der Offnung der Geschéfte sind unter anderem die Vorgaben im Hinblick auf die An-
zahl von Kundinnen und Kunden - altersunabhangig - in den Geschaften zu beachten.
Die Steuerung erfolgt Uber die Kundenzahl pro Quadratmeter. Je grof3er die Verkaufsfla-
che, desto mehr Kunden kénnen sich gleichzeitig in Geschaften aufhalten. Um hier aus
infektiologischen Grinden eine noch strengere Kundenzahlbegrenzung vorzunehmen,
wird ab 800 Quadratmetern Verkaufsflache lediglich eine Person je 20 Quadratmetern
Verkaufsflache erlaubt. Bei kleineren Geschaften ware diese strenge Kundenzahlbe-
grenzung dagegen unverhaltnismaldig, da sich in diesen Laden dann nur sehr wenige
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Kunden gleichzeitig aufhalten durften. Flr groRere Geschafte gelten die Kundenzahlbe-
grenzung bis 800 Quadratmeter und erganzend die fur iber 800 Quadratmeter.

Einzig fur Lebensmittelgeschafte gibt es nach Satz 3 eine Ausnahme. In diesem wichti-
gen Bereich sollen Warteschlangen vermieden werden, die moglicherweise psycholo-
gisch ein Ubertriebenes Einkaufsbedirfnis (sog. Hamstern) von Lebensmitteln und Ge-
brauchsgegenstanden hervorrufen konnten.

Satz 4 fordert von der Betreiberin oder dem Betreiber sicherzustellen, dass die Vorgabe
fur die Kundenzahlbegrenzung ihres oder seines Geschaftes eingehalten werden. Dazu
bedarf es gegebenenfalls Kontrollen im Eingangsbereich. Dies kann auch durch Technik
erfolgen.

Zu Absatz 2

Daruber hinaus mussen Betreiberinnen und Betreiber von Verkaufsstellen ein Hygiene-
konzept im Sinne von § 4 Absatz 1 erstellen. Dabei ist sicherzustellen, dass es zu keinen
Ansammlungen von Kundinnen und Kunden kommt. Auch wenn keine Pflicht hierzu be-
steht, bietet es sich an, auf die Anzahl der Kontrollkrafte und deren Aufgaben zur Einhal-
tung der Verpflichtungen aus dieser Verordnung einzugehen. Als Kontrollkrafte konnen
dabei auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Geschaftes eingesetzt werden, sofern
sie dabei jedoch parallel zur Kontrolltatigkeit keine Verkaufs- und Beratungstatigkeit im
Geschaft vornehmen. Bei Ein-Personenbetrieben (zum Beispiel inhabergefuhrte Einzel-
handelsbetriebe ohne weiteres Personal oder Geschaften mit nur einer im Ladenlokal
beschaftigten Person) kann die im Verkaufsraum anwesende Person sowohl die Kontroll-
als auch die Verkaufstatigkeit wahrnehmen.

Weiterhin wird vorgegeben, dass Maoglichkeiten zur Handdesinfektion im Eingangsbe-
reich vorhanden sind. § 8 gilt auch flur die Verkaufsstellen bei Dienstleisterinnen und
Dienstleistern und Handwerkerinnen und Handwerkern.

Es wird empfohlen, dass die Verkaufsstellen die Angebote fir elektronische Kontakt-
nachverfolgung insbesondere Apps freiwillig nutzen, indem sie Kundinnen und Kunden
die freiwillige Mitwirkung anbieten; allerdings darf der Zutritt oder die Leistungserbringung
nicht von einer Nutzung solcher Angebote abhangig gemacht werden. Zudem sollten die
Verkaufsstellen die Moglichkeit der elektronischen Terminvergabe nutzen, um die Besu-
cherstrome praventiv zu steuern. Soweit die Inzidenz landesweit wieder dauerhaft an-
steigt, behalt sich die Landesregierung vor, die Erhebung von Kontaktdaten und die Ver-
einbarung von Terminen verpflichtend in dieser Verordnung vorzuschreiben.

Satz 3 regelt das Verkaufsverbot von Alkohol zwischen 23.00 Uhr und 06.00 Uhr am
Folgetag. Mit dem Genuss von Alkohol gehen besondere Gefahren einher. Seine ent-
hemmende Wirkung fuhrt haufig in Gruppen zu einer Unterschreitung des Abstandsge-
botes und der Nichteinhaltung von Hygieneregeln. Dies soll aufgrund des fortschreiten-
den Infektionsgeschehens in der Nacht soweit wie mdglich zumindest von gewerblicher
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Seite unterbunden werden. Wie auch beim AuRerhausverkaufsverbot bei Gaststatten ge-
mafd § 7 durfen auch Verkaufsstellen wie beispielsweise Tankstellen oder Supermarkte
keinen Alkohol in der Nacht verkaufen. Unzuldssig ist auch die Ausgabe von Alkohol
nach 23 Uhr, wenn er bereits vor 23 Uhr im Fernabsatz verkauft worden ist (z.B. durch
,click and collect®).

Zu Absatz 3

Weil in Einkaufszentren und Outlet-Centern Geschéafte konzentriert vorhanden sind, be-
darf es in Absatz 3 besonderer zusatzlicher Regelungen flr deren Betreiberinnen und
Betreiber, damit auch steuernd in die Flachen vor den einzelnen Geschaften eingegriffen
wird. Hierzu mussen die Betreiberinnen und Betreiber dem zustandigen Gesundheitsamt
ein Hygienekonzept vorlegen und sich genehmigen lassen, bevor das Einkaufszentrum
oder das Outlet-Center betrieben werden darf. Ihre Verpflichtung, die erforderlichen Mal3-
nahmen zu treffen, um die Einhaltung des Hygienekonzepts zu gewahrleisten, ergibt sich
aus § 4 Absatz 1 Satz 3. In den Einkaufszentren oder im Outlet-Center durfen nur solche
Verkaufsstellen 6ffnen, die gemal Absatz 1 6ffnen kdnnen.

Zu Absatz 4

Absatz 4 regelt die qualifizierte Mund-Nasen-Bedeckungspflicht fur Kundinnen und Kun-
den sowie das Personal auf denjenigen Flachen, auf denen mit Kundinnen und Kunden
Kontakte entstehen kdnnen. Dies betrifft auch Theken- und Tresenbereiche. Das Aus-
weiten der Pflicht zur Mund-Nasen-Bedeckung ist erforderlich, um dem aktuellen Infekti-
onsgeschehen Rechnung zu tragen. In Sozial- und Gemeinschaftrdumen, die aus-
schliel3lich dem Personal zuganglich sind, sind die Vorgaben von § 2a Absatz 3 zu be-
achten. Daruber hinaus ist Personal von der Maskenpflicht befreit, wenn dieses beispiels-
weise durch eine geeignete Trenn- und Schutzwand vor einer moglichen Tropfchen- und
Aerosolubertragung durch Kundinnen oder Kunden geschutzt ist. Mit dem Betreten der
Verkaufsflache (Eingangstir) und wahrend des gesamten Aufenthaltes in Verkaufs- und
Warenausgabestellen des Einzelhandels, in abgeschlossenen Verkaufsstanden und in
uberdachten Verkehrsflachen von Einkaufszentren sowie auf Wochenmarkten haben
Kundinnen und Kunden eine qualifizierte Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen. Diese gilt
auch vor den Verkaufs- und Warenausgabenstellen und deren Parkplatze. Damit ist der
unmittelbare Nahbereich der Eingange gemeint.

Naheres zu der qualifizierten Mund-Nasen-Bedeckung findet sich in § 2a Absatz 1a. Die
Geschaftsinhaberinnen und Geschaftsinhaber sowie die Betreiberinnen und Betreiber
des Einkaufszentrums oder des Outlet-Centers haben im Rahmen ihres Hausrechtes mit
den ihnen zu Gebote stehenden Mitteln dafir zu sorgen, dass die Kundinnen und Kunden
ihrer Verpflichtung nachkommen. Die Ausubung des Hausrechts bedeutet, dass sie not-
falls den Aufenthalt der Kundinnen und Kunden in dem Geschaft oder dem Einkaufszent-
rum bzw. Outlet-Center beenden. Dabei ist zu berucksichtigen, dass es Kundinnen und
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Kunden gibt, die nach § 2a Absatz 1 Satz 5 nicht verpflichtet sind, eine Mund-Nasen-
Bedeckung zu tragen.

Zu § 9 (Dienstleistungen)

§ 9 qilt fur Dienstleistungen, die von Dienstleisterinnen und Dienstleistern, Handwerke-
rinnen und Handwerkern, Gesundheitshandwerkerinnen und Gesundheitshandwerkern
erbracht werden. In der Uberschrift wird der Oberbegriff ,Dienstleistungen® verwendet.
Inhaltlich ist damit keine Veranderung zur friiheren Uberschrift ,Dienstleisterinnen und
Dienstleister, Handwerkerinnen und Handwerker“ verbunden.

Zu Absatz 1

Die Erbringung von Dienstleistungen ohne Korperkontakt ist zulassig. Bei diesen eher
sachbezogenen Leistungen wie denen eines Dachdeckers, Installateurs oder Schorn-
steinfegers ist der Abstand zum Kunden von ca. 1,5 Metern unproblematisch einhaltbar.
Die Dienstleisterin oder der Dienstleister Uben die Tatigkeit ohne die Zuarbeit der Kun-
dinnen und Kunden aus. Fur diese Tatigkeiten gelten nur die Voraussetzungen und An-
forderungen nach § 2 und § 3.

Die Erbringung von Dienstleistungen mit Korperkontakt ist ebenfalls zulassig. Bei diesen
eher personenbezogenen Leistungen geht der unmittelbare Kundenkontakt mit stark er-
héhten Risiken einer Ubertragbarkeit des Coronavirus einher, insbesondere weil sie in-
nerhalb des Mindestabstandes von 1,5 Metern ausgefuhrt werden. Daher sind fur kor-
pernahe Dienstleistungen besondere Anforderungen normiert.

Angesichts der verbesserten infektiologischen Situation ist es nach Einschatzung des
Verordnungsgebers daher nach Abwagung madglich, die genannten Dienstleistungen
wieder zuzulassen, und zwar unter strengen Hygieneauflagen. In Absatz 1 ist die Pflicht
zum Tragen einer qualifizierten Mund-Nasen-Bedeckung fur Kundinnen und Kunden so-
wie die Dienstleisterinnen und Dienstleister bei allen korpernahen Dienstleistungen vor-
geschrieben.

Zu Absatz 2

Wenn die Kundin oder der Kunde aufgrund der Tatigkeit am Gesicht wie beispielsweise
bei der Bartpflege oder bei kosmetischen Behandlungen keine Maske tragen kann, gel-
ten besondere Anforderungen. Die Dienstleisterinnen oder die Dienstleister haben bei
Tatigkeiten am Gesicht nach Nummer 1 eine hdherwertige Maske und ein Gesichtsvisier
oder eine Schutzbrille zu tragen. Diese FFP2- und vergleichbare Masken durfen kein
Ausatemventil haben. In diesem Fall muss die Kundin oder der Kunde keine qualifizierte
Mund-Nasen-Bedeckung nach Malgabe von § 2 Absatz 1a tragen. Dieser erhohte
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Schutz ist notwendig, weil in dem Gesicht-zu-Gesicht-Kontakt eine hohe abstrakte Ge-
fahr fir das Ubertragungsrisiko des Coronavirus besteht. Je langer der Gesicht-zu-Ge-
sicht-Kontakt dabei andauert, desto starker steigt die Gefahr fiir eine Ubertragung. Kenn-
zeichnend fiur das SARS-CoV-2 Coronavirus ist namlich seine Verbreitung tber Tropf-
chen, die beim Husten, Niesen oder Sprechen besonders ubertragen werden.

Die Anforderungen nach Satz 1 Nummer 1 gelten nach Satz 2 nicht in den Fallen, in
denen aufgrund einer korperlichen, geistigen oder psychischen Beeintrachtigung bei der
Kundin oder beim Kunden eine fachgerechte Ausfuhrung der erbetenen Tatigkeit nicht
erfolgen kann. Beispielsweise kann es notwendig sein, dass eine hérgeschadigte Kundin
oder ein horgeschadigter Kunde das Lippenbild der Horakustikerin oder des Horakusti-
kers sehen muss. Hier bedarf es jedoch annahernd ahnlich effektiver Schutzmalnah-
men.

Zudem bedarf es eines negativen Tests der Kundin oder des Kunde nach Nummer 2.
Dieser negative Test kann durch eine Bescheinigung vom selben Tag oder vom Vortag
nachgewiesen werden oder auch beispielsweise durch einen Selbsttest im Geschaft
selbst. Uber die bloRe Sichtkontrolle hinaus, ob ein negatives Testergebnis vorliegt, fin-
det keine Datenverarbeitung statt; insbesondere sind keine Kopien oder Vermerke anzu-
fertigen.

Die Dienstleisterin oder der Dienstleister muss nach Nummer 3 Uber ein schriftliches
Testkonzept fur das Personal verfigen und dies umsetzen.

Fir Arzte und Tierarzte und ihre Beschéftigen sind keine besonderen Regelungen not-
wendig. Die Vorgaben ergeben sich bereits aus deren eigenen Regularien.

Zu Absatz 3

Dienstleisterinnen und Dienstleister, die zulassige Tatigkeiten mit Korperkontakt ausu-
ben, haben nach Maligabe von § 4 Absatz 1 ein Hygienekonzept zu erstellen und die
Kontaktdaten der Kundinnen und Kunden nach Malgabe von § 4 Absatz 2 zu erheben.

Zu Absatz 4

Der Betrieb des Prostitutionsgewerbes und die Erbringung sexueller Dienstleistungen mit
Korperkontakt werden weiterhin untersagt. Der Betrieb des Prostitutionsgewerbes und
die Erbringung sexueller Dienstleistungen mit Kérperkontakt werden aufgrund des mit
der Erbringung sexueller Dienstleistungen mit Korperkontakt verbundenen erhdhten
Ubertragungsrisikos weiterhin untersagt. Eine Uberpriifung der Einhaltung von Hygiene-
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malfinahmen bei der Prostitutionsausibung selbst lasst sich ohne Verletzung der Intim-
sphare kaum bewerkstelligen. Auch ob die Kontaktdaten zutreffend angegeben werden,
|&sst sich kaum verifizieren.

Was ein Prostitutionsgewerbebetrieb ist, ergibt sich aus § 2 des Prostituiertenschutzge-
setzes (ProstSchG) vom 21. Oktober 2016 (BGBI. | S. 2372), zuletzt geandert durch Ar-
tikel 7 des Gesetzes vom 30. November 2020 (BGBI. | S. 2600).

Zu § 10 (Freizeit- und Kultureinrichtungen)
Zu Absatz 1

Freizeiteinrichtungen und Kultureinrichtungen sind fur den Publikumsverkehr zu schlie-
Ren.

Diese Regelung dient der Kontaktminimierung. Als Beispiele zahlen die in § 10 Absatz 1
genannten Einrichtungen. Lottoannahmestellen, die ihr Angebot als Nebensortiment in
den Verkaufsstellen vertreiben, sind keine Wettannahmestellen im Sinne dieser Verord-
nung und durfen gedffnet bleiben.

Zu Absatz 2

Frei zugangliche Spielplatze unter freiem Himmel werden aus sozialen Grunden von Ab-
satz 1 ausgenommen. Fir Spielplatze ist nach Satz 2 ein Hygienekonzept zu erstellen.
Um hier pragmatische und umsetzbare Losungen vor Ort zu erreichen, hat das Sozial-
ministerium ,Handlungsempfehlungen zur Umsetzung in den Kommunen*® veroffentlicht.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt die Voraussetzungen, unter denen bestimmte Freizeitbereiche und Kul-
turangebote 6ffnen dirfen. Aufgrund einer raumlichen Besucherzahlbegrenzung besteht
hier nur eine geringe Infektionsgefahr. In grol3en Bereichen und Anlagen unter freiem
Himmel ist die Zahl der zulassigen Besucherinnen und Besucher pro Quadratmeter ab-
zusenken. Andernfalls ist mit einer sehr grolRen Gesamtzahl von Personen zu rechnen,
bei der die Lenkung der Besucherstrome insgesamt, gerade auch an besonders attrakti-
ven Standorten, erschwert ist. In Bereichen, in denen mit erhéhtem Publikumsaufkom-
men (beispielsweise besonders attraktive Tiergehege bzw. Anlagen, Wegkreuzungen
und Engstellen) gerechnet werden muss, haben die Betreiberinnen und Betreiber im
Rahmen des Hygienekonzeptes gesonderte Regelungen Besucherbegrenzungen zu
treffen. Dies gilt auch fir den Bereich der Ein- und Ausgange. In Innenbereichen missen
Besucherinnen und Besucher qualifizierte Mund-Nasen-Bedeckungen tragen.
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Soweit diese Einrichtungen dafir geeignet sind, wird empfohlen, die Angebote fur elekt-
ronische Kontaktnachverfolgung, insbesondere Apps, freiwillig zu nutzen, indem sie Kun-
dinnen und Kunden die freiwillige Mitwirkung anbieten; allerdings darf der Zutritt oder die
Leistungserbringung dann nicht von einer Nutzung solcher Angebote abhangig gemacht
werden. Zudem sollte die Moglichkeit der elektronischen Terminvergabe genutzt werden,
um die Besucherstrome praventiv zu steuern. Soweit die Inzidenz wieder dauerhaft an-
steigt, behalt sich die Landesregierung vor, die Terminvereinbarung verpflichtend vorzu-
schreiben.

Zu § 11 (Sport)

§ 11 regelt die Austubung von Sport innerhalb und auf3erhalb von Sportstatten, draul3en
und drinnen. Als Sport im Sinne des § 11 zahlt auch Tanzen einschliel3lich Balletttanz
sowie Fitnesstraining und Bewegungsubungen in gemeinnutzigen und gewerblich betrie-
benen Studios.

Zu Absatz 1

Bei der Regelung von Sport ist es weiterhin notwendig, die Austibung von Sport personell
einzuschranken. Die Vorschrift umfasst sowohl Freizeit- als auch Breiten-, Leistungs- und
Spitzensport. Sport kann in folgenden drei moglichen Konstellationen ausgeubt werden:

¢ Entweder treibt jemand alleine Sport oder zusammen mit den Personen seines
eigenen Haushaltes oder es treiben zwei Personen aus zwei unterschiedlichen
Haushalten gemeinsam Sport.

e Aulerhalb geschlossener Raume kann in Gruppen mit bis zu 10 Personen kon-
taktfreier Sport betrieben werden.

e Aulerhalb geschlossener Raume koénnen Kinder bis zur Vollendung des vier-
zehnten Lebensjahres in festen Gruppen von bis zu 20 Kindern unter Anleitung
von bis zu zwei Ubungsleiterinnen oder Ubungsleitern Sport treiben.

Mit der Anderung zum 1. Méarz 2021 wurde die generelle SchlieBung von Sportanlagen
und Fitnessstudios aufgehoben. In dem zugelassenen Umfang darf der Sport auch in
Sportanlagen oder im Sportstudio ausgelbt werden.

Soweit der Sport in geschlossenen Raumen ausgeubt wird, gelten die oben geschilderten
Konstellationen fur jeden einzelnen Raum. Damit ist klargestellt, dass innerhalb eines
Raumes nicht mehr als in Nummer 1 genannte Personen nebeneinander Sport treiben
durfen. Innerhalb geschlossener Raume besteht aufgrund der sportbedingten erhdhten
Atmung das besondere Risiko, dass sich Aerosole von moglicherweise infizierten Perso-
nen verbreiten und andere Personen anstecken konnten. Als separate Raume gelten
dabei auch die Bereiche von Sporthallen, die durch fest installierte Trennvorhange, die
vom Boden bis zur Decke reichen, separiert werden kdnnen. Hinsichtlich der Feststellung
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der einzelnen Raume sind grundsatzlich die der baurechtlichen Nutzungsgenehmigung
zugrundeliegenden Plane maligebend. Nicht ausreichend sind hingegen bloRRe Stell-
wande, die einen Raum aufteilen. Bei ausreichend groen Raumen kénnen auch meh-
rere Personen Sport treiben. Dabei ist die Zahl der anwesenden Personen auf eine Per-
son je 80 Quadratmetern begrenzt. Damit soll es ermdglicht werden, dass sehr grol3e
Raumlichkeiten wie z. B. Tennishallen, die Uber keine festen Abtrennvorrichtungen ver-
fugen, von mehr als den in Nummer 1 genannten Personen genutzt werden konnen. Bei
einer Flache von 80 Quadratmetern pro sporttreibender Person und einer grundsatzlich
gleichmaligen Verteilung der Personen kann das Risiko der Ansteckung durch Verbrei-
tung von Aerosolen begrenzt werden. Hierbei ist jedoch zu beachten, dass soweit meh-
rere Personen nach Nummer 1 in einer Sportanlage getrennt Sport treiben, dies nur zu-
lassig ist, soweit eindeutig keine gemeinsame Sportausubung vorliegt und die Virusiber-
tragung durch Aerosole nicht zu beflirchten ist. Die blof3e Einhaltung des Mindestabstan-
des zueinander reicht dabei nicht aus, so dass auf eine mdglichst gleichmafige Vertei-
lung innerhalb der Rdumlichkeiten zu achten ist. Die Veranstalterinnen und Veranstalter
werden verpflichtet, die Einhaltung dieser Vorgaben sicherzustellen.

Die Sportausubung in Anlagen aulerhalb geschlossener Raume ist nur in einer der in
den Nummern 1 bis 3 genannten Konstellationen mdglich. Die Trainerinnen und Trainer
sind dabei jeweils mit zu bertcksichtigen, eine Erweiterung des zulassigen Personen-
kreises um Trainerinnen und Trainer ist nicht zulassig. Soweit mehrere Personen nach
Nummer 1 auf einer Sportanlage getrennt Sport treiben, ist dies nur zulassig, soweit ein-
deutig keine gemeinsame Sportaustubung vorliegt und die Virusubertragung durch Aero-
sole nicht zu beflirchten ist. Die bloRRe Einhaltung des Mindestabstandes reicht dabei
nicht aus.

Fir die Ausubung von Sport gelten zudem die allgemeinen Regelungen der Verordnung,
insbesondere sind die Anforderungen des § 3 zur Schliefung von Gemeinschaftsrau-
men, Luften, Desinfektion etc. einzuhalten.

Beim Sport unter Anleitung einer Ubungsleiterin oder eines Ubungsleiters (Absatz 1 Satz
1 Nr. 3) ist diese oder dieser zur Erhebung der Kontaktdaten verpflichtet. Zudem ist in
diesen Fallen ein Hygienekonzept erforderlich.

Zu Absatz 2

Schwimm- und Spalibader werden geschlossen. Dies liegt daran, dass diese Einrichtun-
gen zwingend die Nutzung von Gemeinschaftsraumen wie z.B. Umkleiden und Duschen
voraussetzen. Dabei lasst es sich nicht vermeiden, dass eine Vielzahl von Besuchern
diese Einrichtungen zeitgleich oder in kurzen zeitlichen Abstanden nutzen.

Schwimmbecken zur medizinischen Rehabilitation sind keine ,Schwimmbader” im Sinne
dieser Vorschrift.

In Absatz 2 ist zudem vorgesehen, dass der Sport in Sportanlagen in geschlossenen
Raumen die Erhebung von Kontaktdaten und ein Hygienekonzept erfordert.
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Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt die schon bisher bestehende Ausnahmemaglichkeit fir bestimmte Sport-
lerinnen und Sportler. Ebenfalls gilt eine Ausnahmemdglichkeit fir Prifungen,
Rehasport, Schwimmkurse flr Kinder und das Sportstudium. Zum Schwimmunterricht
zahlen sowohl schulische Angebote im Klassenverband als auch aulerschulische
Schwimmkurse in festen angeleiteten Gruppen. Der Schwimmunterricht in Schulen sollte
an den Tagen stattfinden, an denen in der Schule Testungen durchgefuhrt werden. Bei
der Ausnahmemaglichkeit fur Kader sind auch Nachwuchskader (Nachwuchskader |l und
Landeskader) mit umfasst. Notwendige Begleitpersonen kénnen sowohl solche im Sinne
von § 2 Absatz 4 Satz 5 sein sowie Eltern oder sonstige Bezugspersonen insbesondere
jungerer Kinder, die ihnen beim Umziehen oder der Uberwindung von Angsten helfen,
bspw. kann auch die Unterstitzung des Trainings im Schwimmbecken jeweils durch eine
Begleitperson erfolgen, wenn dies im Falle von Nichtschwimmerkursen aufgrund der
zwingenden Unterschreitung des Mindestabstands zum Kind bei der Unterstutzungsleis-
tung erforderlich ist. Dabei ist eine Begleitung durch eine Person pro Kind bzw. pro Ge-
schwisterpaar hinreichend. Nachweise des Kaderstatus durch den jeweils zustandigen
Sportfachverband sind bei Beantragung der Ausnahmegenehmigung. Bei groferen
Gruppen, insbesondere beim Schwimmunterricht mit Kindern, sollen die Gesundheitsbe-
horden bei der Erteilung von Ausnahmegenehmigungen tagesaktuelle Tests als Voraus-
setzungen verlangen.

Zu Absatz 4

Absatz 4 regelt eine Ausnahme, um professionelle Sportausubung zu ermdglichen.

Zu § 12 (Bildungseinrichtungen und -angebote)
Zu Absatz 1

In Absatz 1 wird das Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Kultur ermachtigt,
Rechtsverordnungen nach § 32 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes fir Schulen sowie
fur staatliche und staatlich anerkannte Hochschulen zu erlassen. Von der Verordnungs-
ermachtigung umfasst sind auch Regelungen zum Verhalten von Schilerinnen und
Schulern auf dem Weg von ihrer Wohnung zur Schule und zuriick. Méglich sind auch
Regelungen Uber Teilbereiche des Schulweges, etwa von der nachsten Haltestelle bis
zum Schulgelande. In der Rechtsverordnung kdnnen auch von § 12 abweichende Pflich-
ten von Schulerinnen und Schulern, Lehrerinnen und Lehrern oder anderen Personen
zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung, sowie Pflichten zum Einhalten von Mindest-
abstanden oder von Gruppengrofien geregelt werden. Auch kénnen Abweichungen von
§ 18 Absatz 1 fur Fahrten in Schulbussen geregelt werden.
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Das Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Kultur bleibt befugt, weitergehende Emp-
fehlungen und Hinweise zu erteilen, zum Beispiel zum Tragen einer Mund-Nasen-Bede-
ckung auch uber die rechtlichen Vorgaben hinaus.

Zu Absatz 2

Absatz 2 stellt klar, dass die Vorgaben dieser Verordnung wie beispielsweise das Ab-
standsgebot nach § 2 Absatz 1 und das Kontaktverbot nach § 2 Absatz 4 fur Schulen
und Hochschulen nicht gilt.

Zu § 12a (AuBerschulische Bildungsangebote)
Zu Absatz 1

Aulerschulische Bildungsangebote sind — mit den in Absatz 2 aufgefiihrten Ausnahmen
— in Prasenz untersagt. Zulassig bleiben daher insbesondere digitaler Fernunterricht, di-
gitale Fernangebote, wie bei Arbeitsmarkt- und Qualifikationsprojekten.

Aulerschulische Angebote umfassen samtliche Bildungsangebote und Bildungsstatten,
die nicht unter § 12 fallen. Dazu zahlen zum Beispiel das Bildungszentrum fur Natur,
Umwelt und landliche Raume, Einrichtungen zur Berufsvorbereitung, Volkshochschulen
und andere Einrichtungen der Weiterbildung, Einrichtungen zur Durchfuhrung arbeits-
marktpolitischer Malnahmen, Fahrschulen, Musikschulen, Familienbildungsstatten,
Hundeschulen und andere qualifizierte Anbieter.

Prufungen dirfen im Bereich der auRerschulischen Bildungseinrichtungen nach § 5 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 2 durchgeflihrt werden.

Zu Absatz 2

In Absatz 2 werden einzelne Bildungsangebote von besonderer Bedeutung unter beson-
deren Voraussetzungen als Prasenzveranstaltungen zugelassen. Dies betrifft nach Num-
mer 1 den zum Erwerb eines Schulabschlusses prifungsvorbereitenden Unterricht an
Volkshochschulen.

Nach Nummer 2 gilt eine Ausnahme fur den prufungsvorbereitenden Unterricht in Integ-
rationskursen, Berufssprachkursen, Erstorientierungs- sowie Starterpaket fur Flichtlinge
(STAFF)-Kursen Integrationskurse und Berufssprachkurse sind solche nach §§ 43 und
45a des Aufenthaltsgesetzes.

Zur Reduzierung der Infektionswahrscheinlichkeit sollen auf3erschulische Bildungsange-
bote grundsatzlich als Fernunterricht durchgeflhrt werden. Dies ist jedoch bei qualifizier-
ten Sprachprtfungen nicht méglich. Zur Erreichung der Ausbildungs- oder Lernziele und
um die Integration nicht weiter zu verzdgern, sind insbesondere Prufungen erforderlich.
Die Durchfuhrung des prufungsvorbereitenden Unterrichts im letzten Modul bzw. in den
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letzten 100 Unterrichtseinheiten der Integrations-, Berufssprach-, Erstorientierungs- und
Starterpaket fur Fluchtlinge-Kurse vor der Prafung sind daher auch als Prasenzunterricht
unter Einhaltung der vorgegebenen Hygiene- und Abstandsregelungen zulassig.

Lerngruppen sollten grundsatzlich nicht durchmischt werden und Gemeinschaftsraume
nur zeitlich versetzt von Lerngruppen betreten werden. Eine Gruppengrdélde von max. 10
Personen unter Einhaltung des Mindestabstands sollte nicht Uberschritten werden.

Auch berufliche Qualifikationen, deren Notwendigkeit zwingend fur die jeweilige Berufs-
ausubung ist, sind nach Nummer 3 zulassig. Zwingende Voraussetzung ist jedoch auch,
dass sich aus der Rechtsnorm ergibt, dass die Qualifikation in Prasenz durchzufihren
ist. Von der Norm erfasst sind beispielsweise Unterrichtungen flir Wachpersonen oder
auch vorbereitende Kurse flr Sachkunde- bzw. Fachkundeprifungen wie bei Gefahrgut-
fahrern. Die Prufungen selbst sind gemaR Absatz 1 Satz 2 zulassig.

Zulassig sind ebenfalls nach Nummer 4 der theoretische und praktische Unterricht in
Fahr- und Flugschulen. Von der Norm werden auch solche Aufbauseminare fur Fahran-
fanger und Fahreignungsseminare bei denjenigen Fahrschulen erfasst, die von der zu-
standigen Behodrde eine Erlaubnis erhalten haben.

Nach Nummer 5 sind auch die Erste-Hilfe-Kurse in Prasenz zuldssig. Ohne einen sol-
chen Kurs darf kein Fuhrerschein erteilt werden.

Nach Nummer 6 wird die Ausbildung von Hunden in Gruppen bis zu zehn Personen ein-
schlieBlich der Trainerin oder des Trainers zugelassen. Es besteht ein aktuelles Bedurf-
nis, Hundehalterinnen und Hundehaltern eine fachkundige Unterstliitzung bei der Erzie-
hung ihrer Hunde zu ermdglichen. In Hundeschulen lernen Hund und Hundehalterinnen
und -halter unter fachkundiger Anleitung, miteinander umzugehen und zu kommunizieren
und in ihrem sozialen Umfeld moglichst konfliktfrei zu agieren. Das gilt besonders in gro-
Reren Gruppen. Von schwierigen Hunden kann eine Gefahr fur die Allgemeinheit beste-
hen.

Nach Nummer 7 ist der Einzelunterricht (eine Schulerin oder ein Schiler sowie eine Lehr-
kraft) und auch Einzelberatungsgesprache (eine Teilnehmerin oder ein Teilnehmer mit
bzw. einer Qualifizierungs-/Coachingkraft) in aufierschulischen Bildungseinrichtungen
zulassig.

Nummer 8 erlaubt die Ausbildung zur Vorbereitung auf die Jagerprufung gemal § 15
Absatz 5 des Bundesjagdgesetzes, um sicherzustellen, dass die Jagerschaft ihre im 6f-
fentlichen Interesse liegenden Aufgaben erfullen kann.

Wegen der Bedeutung fur die Ausbildung kunftiger Berufsmusikerinnen und -musikern
sind nach Nummer 9 die studienvorbreitende Ausbildung an den 6ffentlichen Musikschu-
len sowie Proben von Auswahlensembles des Landesmusikrates zulassig.
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Zu Absatz 3

Fir die Prufungen nach Absatz 1 Satz 3 und fur die nach Absatz 2 zulassigen Veranstal-
tungen sind besondere Anforderungen einzuhalten. Das betrifft neben der Erstellung ei-
nes Hygienekonzeptes und der Kontaktnachverfolgung vor allem die Pflicht, wahrend des
gesamten Unterrichts und in den Pausen eine qualifizierte Mund-Nasen-Bedeckung nach
MalRgabe von § 2a Absatz 1a zu tragen. Letzteres gilt grundsatzlich auch unter freiem
Himmel. Im Einzelunterricht wird aus Gruanden der VerhaltnismaRigkeit auf eine qualifi-
zierte Mund-Nasen-Bedeckung verzichtet. Dies gilt auch flr Veranstaltungen zur musi-
kalischen Ausbildung nach Absatz 2 Nummer 9, die sonst kaum durchfihrbar waren. Fir
Erste-Hilfe-Kurse gilt die Abweichung nur fir die Beatmungstbungen.

Zu Absatz 4

Nach Absatz 4 gelten flr die in der Norm genannten Bereiche die Vorschriften Gber be-
rufsbildende Schulen entsprechend, die sich derzeit aus der vom Ministerium fur Bildung,
Wissenschaft und Kultur auf der Grundlage von § 12 Absatz 1 erlassenen Schulen-
Coronaverordnung ergeben. Das bedeutet, dass die Uberbetriebliche Lehrlingsunterwei-
sung und die von den Heilberufekammern durchgeflihrte tberbetriebliche Berufsausbil-
dung in Prasenz ermdglicht wird, sofern diese der Vorbereitung auf eine Prifung im ak-
tuellen Ausbildungsjahr dient und eine angemessene Prufungsvorbereitung auf Distanz
nicht moglich ist. Gleiches gilt fur auf die Prifung vorbereitender Kurse fur Meisterpru-
fungen und Berufsabschlisse sowie fur die Gesundheitsfach- und Pflegeschulen.

Zu § 13 (Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, Bestattungen)
Zu Absatz 1

Samtliche rituellen Veranstaltungen von Religions- und Weltanschauungsgemeinschaf-
ten sind mit bis zu 100 Personen auf3erhalb geschlossener Raume und 50 Personen
innerhalb geschlossener Raume gestattet. Gemeint sind vor allem Kirchen, Synagogen,
Moscheen und ahnliche Raumlichkeiten. Bei dieser Regelung handelt es sich um einen
schwerwiegenden Eingriff in die Ausubung der Religionsfreiheit gemal} Art. 4 Absatz 2
des Grundgesetzes. Gerade zur effektiven Kontaktminimierung ist es aber erforderlich,
die Teilnehmerzahl von Gottesdiensten zu begrenzen. Die maximale Teilnehmerzahl gilt
dabei unabhangig von der GroRRe der Kirche. Dies ist durch das Ziel der Kontaktminimie-
rung gerechtfertigt. Fur dieses Ziel spielt es keine Rolle, dass in sehr grof3en Kirchen,
wie z.B. dem Lubecker Dom, auch eine grofere Zahl von Glaubigen unter Einhaltung
des Abstandgebotes Platz fanden. VerstoRe gegen diese Bestimmung sind im Ubrigen
nicht bul3geldbewehrt. Es gelten die allgemeinen Anforderungen des § 3:

e Einhaltung des Abstandsgebotes,

e Einhaltung der Husten- und Niesetikette,
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e Moglichkeit zum Waschen oder Desinfizieren der Hande,
e an allen Eingangen deutlich sichtbare Aushange,

o fur die sanitaren Gemeinschaftseinrichtungen und Sammelumkleiden gelten die
Vorgaben gemal} § 3 Absatz 4.

Die Veranstalterin oder der Veranstalter erstellt nach MalRgabe von § 4 Absatz 1 ein Hy-
gienekonzept.

Zudem sind spatestens bei Beginn der rituellen Veranstaltung nach Maligabe von § 4
Absatz 2 die Kontaktdaten der Teilnehmenden zu erheben. AuRerdem ist bei rituellen
Veranstaltungen von allen Teilnehmenden mit Ausnahme der Leitung der Veranstaltung
eine qualifizierte Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen. Dabei darf die Mund-Nasen-Bede-
ckung kurzfristig abgenommen werden, soweit dies zur Ausubung der liturgischen Hand-
lung erforderlich ist wie z.B. bei der Entgegennahme des Abendmahls. Die Pflicht gilt
zudem nicht fur die Leitung der rituellen Veranstaltung.

Die bisherige Pflicht, vor der Durchfuhrung von Veranstaltungen mit mehr als zehn Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern das Hygienekonzept der zustandigen Gesundheitsbe-
hérde anzuzeigen, entfallt.

Zu Absatz 2

Fir Bestattungen sowie Trauerfeiern auf Friedhéfen und in Bestattungsunternehmen gel-
ten dieselben Vorgaben wie fur rituelle Veranstaltungen von Religions- und Weltanschau-
ungsgemeinschaften. Zur Trauerfeier gehort die eigentliche Zeremonie, nicht aber eine
anschliellende Bewirtung. Fir Gottesdienste anlasslich von Bestattungen und Trauerfei-
ern gilt Absatz 1. Die Anzeigepflicht aus Absatz 1 gilt nicht fur Bestattungen und Trauer-
gottesdienste.

Zu § 14 (Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen sowie Krankenhauser)
Zu Absatz 1

§ 14 Absatz 1 definiert die Anforderungen an Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen
sowie Mutter-Vater-Kind-Einrichtungen. Das fur Gesundheit zustandige Ministerium kann
erganzende Empfehlungen veroéffentlichen. Externe Personen im Sinne des § 14 Ab-
satz 1, Satz 3, Nummer 2 sind solche Personen, deren Aufenthalt in der Einrichtung nicht
aufgrund einer stationaren Betreuung oder pflegerischen Versorgung erforderlich ist.
Dies kdnnen sowohl personliche Besucherinnen und Besucher (im engeren Sinne) fir
Einrichtungsbewohnerinnen und -bewohner sein, als auch beispielsweise Dienstleiste-
rinnen und Dienstleister wie Lieferantinnen und Lieferanten oder Friseurinnen und Fri-
seure.
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Sofern zubereitete Speisen in Kantinen oder Kiosken verabreicht werden, sind sie Gast-
statten nach dem Gaststattengesetz. Es gelten die Voraussetzungen gemaf § 7 dieser
Verordnung. Der Betrieb dieser Einrichtungen ist damit aktuell unzulassig.

Far reine Betriebskantinen und die tagliche Versorgung der Bewohnerinnen und Bewoh-
ner gilt § 7 nicht. Hier gelten nur die allgemeinen Pflichten flr Betreiberinnen und Betrei-
ber nach § 3 sowie die allgemeinen Vorschriften fir jede und jeden nach § 2. Das Ab-
standsgebot ist einzuhalten. Betriebskantinen sind solche, die Speisen nur an die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter verabreichen. Sofern externe Gaste hinzukommen, sind es
gemal § 25 Gaststattengesetz keine Betriebskantinen mehr.

Zu Absatz 2

FUr die Kinderbetreuung in Mutter-/Vater-Kind-Einrichtungen ist ein Hygienekonzept
nach § 4 Absatz 1 zu erstellen, welches im Rahmen des Regelbetriebes unter Beruck-
sichtigung der ortlichen Gegebenheiten die Anzahl der gleichzeitig gemeinsam zu be-
treuenden Kinder und die Teilnehmerzahl insgesamt bei Trennung in einzelne Gruppen
festlegt.

Zu § 14a (Krankenhauser)

In § 14 a werden die Rahmenbedingungen flir die Anforderungen an die Krankenhauser
mit einem staatlichen Versorgungsauftrag — also zugelassene Krankenhauser nach
§ 108 SGB V — definiert. In der Pandemie haben diese Krankenhauser wesentliche Auf-
gaben.

Wie alle anderen Einrichtungen auch, mussen die Krankenhduser MalRnahmen ergrei-
fen, um die Ausbreitung der Infektionen zu verhindern. Dieses liegt — entsprechend der
Aufgaben nach dem Infektionsschutzgesetz — weitgehend in der Zustandigkeit der jewei-
ligen Krankenhaustragerin oder des jeweiligen Krankenhaustragers. Dabei sind auch
(externe) Dienstleisterinnen und Dienstleister zu berucksichtigen, die ihr Angebot nach
den weiteren Vorgaben dieser Verordnung erbringen kdnnen. Das Ministerium veroffent-
licht Empfehlungen bzw. Handreichungen fur einen ausreichenden Infektionsschutz in
Krankenhausern.

Zu Absatz 1

In Absatz 1 wird geregelt, dass alle Krankenhauser mit einem Versorgungsauftrag diesen
auch wahrend der Pandemie so weit wie mdglich erfillen missen. Insbesondere die psy-
chiatrische und somatische Notfallversorgung ist zu jedem Zeitpunkt sicherzustellen.
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Zu Absatz 2

In Absatz 2 wird geregelt, dass die Krankenhauser, die im Intensivregister des Landes
registriert sind, jederzeit COVID-19 Falle sowohl intensivmedizinisch wie auch auf Nor-
malstation versorgen kdnnen mussen. Es gilt also — wie in der allgemeinen Notfallversor-
gung auch — dass ein Intensivbett zu jedem Zeitpunkt frei sein muss.

Zu Absatz 3

In den vergangenen Monaten hat es wiederholt Ausbriche auch in Krankenhausern ge-
geben, die in Ausnahmefallen sogar die zeitweilige SchlieBung ganzer Standorte oder
Abteilungen erforderlich machten. Hinzu kommt, dass das aktuelle Infektionsgeschehen
und die Verbreitung von Virus-Varianten weitere Malinahmen zur Eindammung der Pan-
demie erforderlich machen. Die weit Uberwiegende Zahl der Krankenhauser verflgt be-
reits Uber eine umfangreiche Teststrategie, zukinftig werden Mindestvorgaben an diese
Teststrategie festgelegt. Uber die bloRe Sichtkontrolle hinaus, ob ein negatives Tester-
gebnis vorliegt, findet auf der Grundlage dieser Verordnung keine Datenverarbeitung
statt; insbesondere sind keine Kopien oder Vermerke anzufertigen.

Zu § 15 (Einrichtungen und Gruppenangebote der Pflege)

Wesentliche Regelungstatbestande dieses Bereiches sind hier normsystematisch als
Voraussetzungen des Betriebes definiert. Dariber hinaus ergehen Uber die zustandigen
offentlichen Stellen, insbesondere durch das fir Gesundheit zustandige Ministerium, wei-
terhin zu beachtende Hinweise und Empfehlungen. Weitergehende, im Einzelfall geman
dem regionalen Infektionsgeschehen gebotene Mallinahmen trifft das 6rtlich zustandige
Gesundheitsamt (§ 20 Abs. 2).

Zu Absatz 1

In Absatz 1 werden parallel wesentliche allgemeingultige Regelungen flr die voll- und
teilstationare Pflege nach § 71 Absatz 2 SGB Xl (einschlieBlich stationarer Hospize, die
Uber einen Versorgungsvertrag nach § 72 SGB Xl verfugen) sowie fur Gruppenangebote
zur Betreuung Pflegebediirftiger, insbesondere im Sinne von Unterstlitzungsangeboten
im Alltag nach § 45a SGB Xl in Verbindung mit der Landesverordnung zur Anerkennung
und Forderung von Angeboten zur Unterstitzung im Alltag (Alltagsférderungsverordnung
- Af6VO) vom 10. Januar 2017 (GVOBI. Schl.-H. S. 9) oder Gruppenangebote ambulan-
ter Dienste nach § 45b Absatz 1 Satz 3 Nr. 3 SGB Xl getroffen. Ambulant pflegerisch
versorgte Wohnformen, wie z.B. betreutes Wohnen, werden nicht erfasst, da es sich bei
diesen um privates Wohnen in der eigenen Hauslichkeit mit Versorgung durch ambulante
Dienste handelt.
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Die erfassten Einrichtungen und Dienste haben nach Nummer 1 ein individuelles Hygie-
nekonzept nach MalRgabe von § 4 Absatz 1 zu erstellen.). Im Falle von vollstationaren
Einrichtungen hat das Hygienekonzept mindestens konkrete Vorgaben uber die Verant-
wortlichkeit fur und Durchfihrungen von Testungen sowie unter Berticksichtigung des
jeweiligen Infektionsgeschehens, des Grades der Durchimpfung der in der Einrichtung
versorgten Personen und des Selbstbestimmungsrechts der versorgten Personen ver-
haltnismalige Regelungen zur Ermoglichung von Gemeinschaftsaktivitaten und Nutzung
von Gemeinschaftsrdumen in der Einrichtung sowie des Betretens durch externe Perso-
nen in den Einrichtungen vorzusehen. In dem Umfang, wie sich die Infektionslage auf-
grund der voranschreitenden Durchimpfung in den Einrichtungen (sowohl Bewohnerin-
nen und Bewohner als auch Personal) entspannt, sollen auch soziale Kontakte und Teil-
habe der versorgten Personen untereinander und mit Dritten unter Wahrung der gebote-
nen allgemeinen und speziellen Hygienevorgaben nach dieser Verordnung wieder aus-
gebaut und nach und nach normalisiert werden.

Mit dem Bestandteil des Hygienekonzeptes zu Besuchen (Besuchskonzept) ist vor allem
den grundrechtlich verbirgten Selbstbestimmungs- und Teilhaberechten der Bewohne-
rinnen und Bewohner stationarer Einrichtungen in angemessenem Umfang Rechnung zu
tragen. Besuche miissen allen Bewohnerinnen und Bewohnern effektiv, moglichst taglich
und auch an Wochentagen und zu Uhrzeiten wieder ermoglicht werden, die auch arbeits-
tatigen Besucherinnen und Besuchern das Aufsuchen gestatten. Sie sollen, anders als
bislang teils praktiziert, grundsatzlich auch wieder in den Bewohnerzimmern stattfinden
konnen. Die Hygienekonzepte nach Nummer 1, § 4 sind entsprechend anzupassen. Ein-
richtungsindividuelle Limitationen bei den Kapazitaten kbnnen im Rahmen der erforder-
lichen Steuerung der Besucherstrome Beriicksichtigung finden, kdnnen aber eine gene-
relle Aufrechterhaltung von Besuchsbeschrankungen nicht rechtfertigen. Aufgrund der
erweiterten Kontaktmaoglichkeiten ist auch der Hygieneplan nach § 36 IfSG entsprechend
anzupassen, um diese Kontaktmadglichkeiten auch tatsachlich sicher und gesteuert er-
moglichen zu konnen. Es wird insoweit auch auf die Bestimmungen des Gesetzes zur
Starkung von Selbstbestimmung und Schutz von Menschen mit Pflegebedarf oder Be-
hinderung (Selbstbestimmungsstarkungsgesetz — SbStG) vom 17. Juli 2009 (GVOBI.
Schl.-H. S. 402), geandert durch Gesetz vom 17. Dezember 2010 (GVOBI. Schl.-H. S.
789), zur grundsatzlichen Gewahrleistung dieser Rechte hingewiesen, insb. §§ 1, 14 und
16 SbStG. So ist insbesondere das Verlassen der Einrichtung in Begleitung von person-
lichen Besuchspersonen oder die Begegnung mit Angehérigen aulierhalb der Einrich-
tung unter Beachtung insbesondere der allgemeinen Kontaktbeschrankungen des § 2
Abs. 4 zu ermaoglichen.

Das fur Gesundheit zustandige Ministerium hat u.a. Handlungsempfehlungen fur Besu-
che verdffentlicht, in denen Hinweise zur Umsetzung in den Einrichtungen gegeben
werden (Link: https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/P/pflege/schwer-
punkt pflege corona.html).

Nummer 2 regelt das Betreten der Einrichtung durch externe Personen. Externe Perso-
nen sind sowohl personliche Besucherinnen und Besucher (im engeren Sinne) fur Ein-
richtungsbewohnerinnen und -bewohner, als auch weitere externe Personen wie z.B.
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Personen mit gesetzlichen Betretungsbefugnissen, wie Behdrdenmitarbeiterinnen und -
mitarbeiter und Richterinnen und Richter im Rahmen ihrer dienstlichen Aufgaben sowie
Dienstleisterinnen und Dienstleister, Lieferantinnen und Lieferanten. Fur alle externen
Personen, die die Einrichtung betreten, sieht Nummer 2 angesichts der immer noch dy-
namischen Lage und des fortbestehenden Schutzbediirfnisses von Personen ohne Impf-
schutz in und auferhalb der Einrichtungen weiterhin das Tragen einer qualifizierten
Mund-Nasen-Bedeckung nach Maligabe von § 2a Absatz 1a vor, sowie vorbehaltlich der
Regelung in Absatz 1 Nummer 6 zwingend das Vorliegen eines negativen Testergebnis-
ses in Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus verpflichtend.

Externe Personen kdnnen freiwillig auch vor Ort einen Selbsttest durchfihren. In diesem
Fall ist der Test in Anwesenheit einer Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters der Einrichtung
oder einer beauftragten Person von der Besucherin oder dem Besucher durchzuflhren.
Ausnahmsweise darf die Einrichtung ohne das Vorlegen eines entsprechenden Tester-
gebnisses betreten werden, wenn bei Wahrnehmung amtlicher Befugnisse Gefahr im
Verzug vorliegt oder wenn dies z.B. aus sozialethischen Griinden erforderlich ist, um
unbillige Harten im Einzelfall zu verhindern (Vorliegen eines Hartefalles). Dies liegt z.B.
vor, wenn eine Sterbebegleitung erfolgen soll. Fur externe Personen, die voraussichtlich
engeren Kontakt mit einer Bewohnerin oder einem Bewohner haben werden, wird das
Tragen einer Maske der Standards FFP2, FFP3, N95, KN95, P2, DS2 oder KF94 weiter-
hin dringend empfohlen.

Nummer 3 regelt mit Verweis auf die entsprechende Norm der Verordnung (§ 4 Absatz
2) die Pflicht, Kontaktdaten zu erheben.

Mit Nummer 4 wird ein Betretungsverbot fur alle Personen ausgesprochen, die Symp-
tome einer akuten Atemwegserkrankung aufweisen. Damit soll die Moglichkeit einer Ein-
schleppung des Virus in die Einrichtung minimiert werden.

Nummer 5 regelt die Testpflicht fir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (sowohl angestellte
als auch externe, d.h. vor allem Zeitarbeitskrafte) der Einrichtungen. Dieses Perso-
nalscreening mittels PoC-Antigen-Schnelltest im Sinne der Verordnung zum Anspruch
auf Testung in Bezug auf einen direkten Erregernachweis des Coronavirus SARS-CoV-
2 (Coronavirus-Testverordnung — TestV) des Bundes in der jeweils gultigen Fassung soll
auf Grundlage eines einrichtungsindividuellen Testkonzepts durchgefuhrt werden. Ein
hinreichender Impfschutz fir die einmalige wéchentliche Personaltestung liegt vor, wenn
nach der letzten erforderlichen Impfung der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters mit einem
in der Europaischen Union zugelassenen Impfstoff eine Zeit von zwei Wochen vergangen
ist.

Zudem qilt eine qualifizierte Maskenpflicht aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Im Kon-
takt mit Bewohnerinnen und Bewohnern sollen sie eine Maske der Standards FFP2,
FFP3, N95, KN95, P2, DS2 oder KF94 verwenden. Bei kdrpernahen Tatigkeiten gilt zu-
dem, wenn die Bewohnerin oder der Bewohner wah-renddessen keine Mund-Nase-Be-
deckung tragen kann, die allgemeine Regelung des § 9 Absatz 2 Nummer 1.
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Mit Nummer 6 haben Bewohnerinnen und Bewohner generell wieder die Moglichkeit,
personlichen Besuch zu erhalten, ohne vorherige Registrierung und strikter Limitierung
Damit sind personliche Kontaktpersonen wie Familienmitglieder, Freundinnen und
Freunde und Bekannte umfasst, nicht dagegen Personen, die die Bewohnerinnen und
Bewohner etwa aus beruflichen Griinden aufsuchen. Besuch ist im Hinblick auf die zwi-
schenzeitlich erreichte hohe Durchimpfungsrate in den Pflegeeinrichtungen (sowohl be-
zuglich Bewohnerinnen und Bewohner als auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern) wie-
der in umfassenderem Mal3e zu ermdglichen als bisher. Bisherige Vorgaben zur Anzahl
der zeitgleich zulassigen Besuchspersonen und zur Registrierung fester Besuchsperso-
nen entfallen. Soweit nicht sachliche Grinde entgegenstehen, ist Besuch taglich zu er-
moglichen. Lenkende Wirkung kommt weiterhin dem Besuchskonzept als Teil des Hygi-
enekonzeptes, welches anzupassen ist. Auch Besucher nach Nummer 6 sind ,externe
Personen®im Sinne von Nummer 2. Daher sind personliche Besuche von der vorherigen
Durchflihrung eines Antigen-Schnelltests durch die Einrichtung oder der freiwilligen Bei-
bringung eines entsprechenden negativen Testergebnisses abhangig zu machen. Eine
Ausnahme gilt, wenn sie nachweisen konnen, dass sie Uber einen hinreichenden Impf-
schutz gegen COVID-19 gemal Absatz 4 verfugen. Fur Selbsttests gelten die Ausfuh-
rungen zu Nummer 2. Fur Tests, die nicht vor Ort vorgenommen wurden und deren ge-
nauer Ausstellungszeitpunkt am Vortag (Uhrzeit) daher unbestimmt ist, gilt, dass ein
Testergebnis am Tag der Ausstellung und dem drauffolgenden Kalendertag akzeptiert
werden darf. Testende Einrichtungen sollen den Getesteten auf Anfrage das Testergeb-
nis zur weiteren Verwendung zur Verfligung stellen.

Nach Nummer 7 missen Einrichtungen dafir Sorge tragen, dass entsprechende Tests
fur Besucherinnen und Besucher verpflichtend vor Ort in der Einrichtung angeboten und
durchgeflihrt werden kénnen. Die zusatzliche Mdglichkeit zur freiwilligen Durchfihrung
eines Selbsttests entbindet die Einrichtung nicht von ihrer Pflicht, weiterhin Testungen
vor Ort selbst anzubieten und durchzufuhren. Die Kosten sollen nicht Dritten, insbeson-
dere nicht Besucherinnen oder Besuchern oder den versorgten Bewohnerinnen und Be-
wohnern in Rechnung gestellt werden.

Zu Absatz 2

Absatz 2 trifft zur Einhaltung der Infektionshygiene Vorgaben zur diagnostischen Symp-
tomabklarung bei (Wieder-)Aufnahme von Bewohnerinnen und Bewohnern in eine stati-
onare Einrichtung sowie zur Einzelunterbringung von vor Ort symptomatisch werdenden
Bewohnerinnen und Bewohnern.

Satz 1 gilt fir das Auftreten entsprechender Symptomatik (Verdachtsfall) bei Bewohne-
rinnen und Bewohnern einer Einrichtung. Bewohnerinnen und Bewohner, die akute re-
spiratorische Symptome jeder Schwere oder eine Stérung des Geruchs- oder Ge-
schmackssinns aufweisen (Verdachtsfalle) sind danach in einem Einzelzimmer mit Nass-
zelle (ggf. Kohortierung) unterzubringen (Einzelunterbringung). Die Einzelunterbringung
endet wiederum, wenn in Einzelunterbringung befindliche Personen einen negativen
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SARS-CoV-2-Test aufweisen und keine anderweitigen medizinischen Grinde dem ent-
gegenstehen.

Satz 2 qgilt im Verdachtsfall fur die Erstaufnahme neuer Bewohnerinnen und Bewohner.
Sie mussen zum Nachweis ihrer Infektionsfreiheit bzgl. des Coronavirus einen negativen
PCR-Test vorweisen — nur dann durfen sie in die vollstationare Einrichtung aufgenom-
men werden.

Bewohnerinnen oder Bewohnern, die nach Riuckkehr von einem zwischenzeitlichen aus-
wartigen Aufenthalt in einem Krankenhaus, einer einem Krankenhaus vergleichbaren
akutstationaren Einrichtung, in einer Einrichtung der medizinischen Vorsorge oder Reha-
bilitation oder einem sonstigen auswértigen Aufenthalt mit Ubernachtung erneut aufge-
nommen werden sollen und Symptome fur eine SARS-CoV-2-Erkrankung aufweisen,
mussen daflr ein hochstens 24 Stunden altes negatives Testergebnis in Bezug auf eine
Infektion mit dem Coronavirus vorlegen.

Absatz 2 Satz 4 regelt die Voraussetzungen, unter denen infizierte, aber nicht mehr an-
steckungsfahige Bewohnerinnen und Bewohner in den Einrichtungen wieder aufgenom-
men werden durfen. Im Falle der Wiederaufnahme ist eine gesonderte arztliche Bewer-
tung, einschlieflich einer Diagnostik mittels PCR- oder Antigentest, erforderlich, die eine
akute Infektiositat ausschliel3t. Das Ergebnis dieser arztlichen Bewertung ist in einem
arztlichen Zeugnis zu dokumentieren und gegenuber der wiederaufnehmenden Einrich-
tung vorzulegen. Fur die Unterbringung in der Einrichtung gilt Satz 1 entsprechend, so-
lange kein negatives Testergebnis der Bewohnerin oder des Bewohners vorliegt.

Zu Absatz 3

Absatz 3 sieht weitere Erleichterungen fur alle Bewohnerinnen und Bewohner der Ein-
richtung vor, unabhangig davon, ob sie selbst geimpft sind oder nicht. Gruppenangebote
und -aktivtaten, auch wenn diese wohnbereichstibergreifend (das schliel3t auch mit Ein-
richtungen verbundene betreute Wohnformen mit ein) stattfinden, sollen wieder ermdg-
licht werden und verstarkt stattfinden. Dabei sind aufgrund der immer noch dynamischen
Lage, die Frage des Grades der Wirksamkeit der Impfstoffe gegen Mutationen, die fort-
bestehende Unsicherheit Uber die Wirkung einer Impfung auf eine potentielle Infektiositat
der geimpften Person fir andere und das weiterhin bestehende Schutzbedtirfnis von Per-
sonen in und aulderhalb der Einrichtungen ohne Impfschutz (insbesondere wenn sie auf-
grund einer Vorerkrankung oder einer Impfunvertraglichkeit keine Impfung erhalten konn-
ten) wahrend der Gruppenaktivitat weiterhin von allen Teilnehmerinnen und Teilnehmern
die allgemeinen Hygienevorgaben wie Abstand, Handehygiene und, soweit es der indi-
viduelle Gesundheitszustand zulasst, moglichst ein Mund-Nase-Schutz zu tragen. Die
Kontaktbeschrankungen nach § 2 Absatz 4 entfallen dafr.
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Zu Absatz 4

Absatz 4 definiert die Anforderungen an einen hinreichenden Impfschutz, der Voraussetzung
fur das verlangerte Testintervall in Absatz 1 Nummer 5 ist. Grundvoraussetzung ist die
abgeschlossene Impfserie (zweimalige Impfung). Die Legaldefinition in Absatz 4 erfolgt
dabei unter Bericksichtigung des aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisstandes, der
noch mit gewissen Unsicherheiten verbunden ist aufgrund noch begrenzter Datenlage.
Insofern wird neben dem Abschluss der gesamten Impfserie noch ein Zeitraum von 2
Wochen angenommen, bis ein hinreichender Schutz angenommen wird. Die Regelung
wird an den jeweiligen Stand der Wissenschaft anzupassen sein.

Das zustandige Ministerium hat in dem sensiblen Bereich nach § 15 Empfehlungen er-
lassen. Sie haben empfehlenden Charakter. Insbesondere wird auf die folgenden Emp-
fehlungen in der jeweils aktuellen Fassung hingewiesen:

e Ministerium fur Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren: ,Hand-
lungsempfehlungen als Mindestvorgaben fur ein Besuchskonzept in Einrichtun-
gen der Pflege®,

e Ministerium fir Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren: ,Handrei-
chung fur Einrichtungen der Tagespflege®,

e Ministerium fur Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren: ,Muster-
Hygienekonzept i.S.d. § 4 Absatz 1 Landesverordnung zur Bekampfung des
Coronavirus SARS-CoV-2 fur Gruppenangebote im Rahmen des SGB XI*.

Zu § 15a (Einrichtungen der Eingliederungshilfe, der Gefahrdetenhilfe sowie
Frihforderstellen)

Zu Absatz 1

Gemal Absatz 1 gelten die in § 15 Absatz 1 und 2 geregelten Vorgaben hinsichtlich der
Erstellung eines Hygienekonzepts (einschliellich Vorgaben zu Testungen und von Be-
suchsregelungen), dem Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung flr Besucher sowie deren
Anzahl, der Erhebung von Kontaktdaten sowie dem Betretungsverbot flir Personen mit
akuten Atemwegserkrankungen fur Wohneinrichtungen der Eingliederungshilfe entspre-
chend. Die Ausnahmen aus § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3, d.h. die Geltung lediglich
des allgemeinen Abstandsgebots aus § 2 Absatz 1 sowie des Gebots aus § 2 Absatz 2,
Kontakte nach Moglichkeit auf ein Minimum zu beschranken, gelten fur Wohneinrichtun-
gen der Eingliederungshilfe entsprechend, soweit nicht besonders vulnerable Personen
betroffen sind. Wenn pflegerische Leistungen nach dem SGB Xll vollzogen werden oder
es sich um besonders vulnerable Personen handelt, sollte auch hier das héhere Schutz-
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niveau von FFP-2-Masken zum Einsatz kommen. Die Frage, ob es sich um eine beson-
ders vulnerable Person handelt, ist im Rahmen einer Vulnerabilitadtsbewertung der Be-
wohner*innen nach RKI-Kriterien einschlagiger medizinischer Quellen zu beurteilen.

Des Weiteren gelten in Wohneinrichtungen der Eingliederungshilfe eine Testpflicht fur
Personal und Besucher, zur Vorlagepflicht eines negativen Testergebnisses in Bezug auf
eine Infektion mit dem Coronavirus durch Besucherinnen und Besucher sowie zum pflich-
tigen Anbieten der Testung durch die Einrichtung entsprechend. Zur Qualitat der Tests
und weiteren Anforderungen siehe Begriindung zu § 15. Uber die bloRe Sichtkontrolle
hinaus, ob ein negatives Testergebnis vorliegt, findet auf der Grundlage dieser Verord-
nung keine Datenverarbeitung statt; insbesondere sind keine Kopien oder Vermerke an-
zufertigen.

Die Regelungen aus § 15 Absatz 2 zur Erst-und Wiederaufnahme von Bewohnerinnen
und Bewohnern sowie zur Einzelunterbringung von symptomatischen Bewohnerinnen
und Bewohnern gelten ebenfalls flr die Wohneinrichtungen der Eingliederungshilfe.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt die Anforderungen an Werkstatten fur Menschen mit Behinderungen, Ta-
gesforderstatten sowie Tagesstatten. In Werkstatten, Tagesforderstatten und Tagesstat-
ten kann der Betrieb unter Auflagen stattfinden. Voraussetzung dazu ist die Erstellung
eines Hygienekonzepts gemaf § 4 Absatz 1, das dem zustandigen Gesundheitsamt auf
Verlangen vorzulegen ist. Die im Hygienekonzept nach § 4 Absatz 1 zu regelnden Mal3-
nahmen konnen in den nach § 36 Absatz 1 Nummer 2 IfSG erforderlichen einrichtungs-
bezogenen Hygieneplan aufgenommen werden. Nahere Anforderungen und die Ausge-
staltung des Hygienekonzepts regelt die Handreichung des Ministeriums fur Soziales,
Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren " Werkstatten fir Menschen mit Behinderun-
gen, Tagesforderstatten sowie Tagesstatten in Schleswig-Holstein — Betrieb unter Aufla-
gen", welches empfehlenden Charakter hat. FUr Personen mit akuten Atemwegserkran-
kungen gilt ein Betretungsverbot. Des Weiteren ist im Sinne von Kontaktvermeidung und
Verhindern eines Viruseintrages der Zutritt nur von flr den Betrieb erforderliche Perso-
nen zulassig. Ausnahmen gelten flr Besuche, die behinderungsbedingt, heilpadagogisch
oder pflegerisch notwendig sind.

Absatz 3

Fir stationare Einrichtungen der Gefahrdetenhilfe gelten durch die Verweisungen in Ab-
satz 3 folgende Regelungen:

e Erstellung eines Hygienekonzepts nach Maligabe von § 4 Absatz 1 (einschliel3-
lich Vorgaben zu Testungen und von Besuchsregelungen),

e Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung fur Besucher,
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e die Erhebung von Kontaktdaten sowie
e ein Betretungsverbot fur Personen mit akuten Atemwegserkrankungen.

Die Ausnahmen aus § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3, d.h. die Geltung lediglich des allge-
meinen Abstandsgebots aus § 2 Absatz 1 sowie des Gebots aus § 2 Absatz 2, Kontakte
nach Moglichkeit auf ein Minimum zu beschranken, gelten fur stationare Einrichtungen
der Gefahrdetenhilfe entsprechend, soweit nicht besonders vulnerable Personen betrof-
fen sind. Die Frage, ob es sich um eine besonders vulnerable Person handelt, ist anhand
der Hinweise des RKI und einschlagiger medizinischer Quellen zu beurteilen.

Zu Absatz 4

Gemal Absatz 4 ist auch fir Fruhférderstellen die verpflichtende Erstellung eines Hygi-
enekonzepts, das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung flir Besucher, insbesondere
wahrend Therapien bzw. MalRnahmen sowie das Betretungsverbot flir Personen mit
akuten Atemwegserkrankungen vorgeschrieben.

Das zustandige Ministerium hat in dem sensiblen Bereich nach § 15a Empfehlungen er-
lassen. Sie haben empfehlenden Charakter. Insbesondere wird auf die folgenden Emp-
fehlungen in der jeweils aktuellen Fassung hingewiesen:

e Ministerium fur Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren: "Hand-
lungsempfehlungen als Mindestvorgaben fur ein Besuchskonzept in Einrichtun-
gen der Eingliederungshilfe und stationaren Gefahrdetenhilfe",

e Ministerium fiir Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren: "Offnung
der Werkstatten fur Menschen mit Behinderungen, Tagesforderstatten sowie Ta-
gesstatten in Schleswig-Holstein — Regelbetrieb unter Auflagen”.

Das Sozialministerium stellt seine jeweils aktuellen Empfehlungen und Hinweise auf der
Website der Landesregierung zur Verfugung. Weitergehende spezifische Vorgaben und
MaRnahmen, insbesondere um dem jeweiligen aktuellen Infektionsgeschehen versor-
gungsbereichsspezifisch zu begegnen und den Betrieb der betroffenen Versorgungsbe-
reiche in einem dem Infektionsgeschehen angemessenen Umfang aufrechterhalten zu
kénnen, kdnnen im Bedarfsfall regionsspezifisch durch die zustandigen Behdrden vor Ort
getroffen werden (§ 20 Absatz 2 Satz 1).

Zu § 16 (Einrichtungen und Angebote der Kinder- und Jugendhilfe)
Zu Absatz 1

§ 16 regelt die Voraussetzungen fur Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe nach dem
SGB VI, soweit diese Einrichtungen nicht bereits den Vorgaben des IfSG als Gemein-
schaftseinrichtungen nach § 33 IfSG unterfallen.
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Angebote der Kinder- und Jugendhilfe missen auch unter den gegebenen Rahmenbe-
dingungen ermoglicht werden, sofern und soweit sie aus dringenden Kinderschutzge-
sichtspunkten erforderlich sind. Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe sind und bleiben
verpflichtet, den Kinderschutz durch die Aufrechterhaltung von im Einzelfall zwingend
gebotene MalRnahmen und Angeboten fortzuflihren. Veranstaltungen in Prasenz werden
wieder zugelassen, sofern eine maximale Teilnehmerzahl von 10 Personen nicht uber-
schritten wird und sich das Angebot in einer festen Gruppenkonstellation stattfindet. Da-
mit werden Angebote der Kinder- und Jugendhilfe und der Jugendarbeit behutsam wie-
der ermdglicht. Angebote in Familienzentren und Familienbildungsstatten, die nicht Gber-
wiegend der Freizeitgestaltung, sondern der Starkung der Erziehungskompetenz von EI-
tern dienen, sind mit bis zu zehn Teilnehmerinnen und Teilnehmern einer festen Gruppe
zulassig. Die Trager haben ein Hygienekonzept zu erstellen. Vom Abstandsgebot kann
abgewichen werden, wenn alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer eine qualifizierte Mund-
Nasen-Bedeckung tragen.

Jugendbildungsveranstaltungen, wie z.B. Juleica-Kurse kdnnen weiterhin nur in digitaler
Form stattfinden. Veranstaltungen dieser Art in Prasenzform sind untersagt.

Aus Infektionsschutzgesichtspunkten essentiell ist auch hier die Aufstellung von Hygie-
nekonzepten nach § 4 Absatz 1 als Voraussetzung auch dieser Angebote.

Ausnahmen vom Abstandsgebot madglich sind nur mdglich, wenn der Zweck des Ange-
botes dies erfordert. Tragerinnen und Trager sind so flexibel und kdnnen situations- und
einzelfallgerecht Angebote planen.

Zu Absatz 2

Soweit nach § 45 SGB VIII betriebserlaubte Einrichtungen der Erziehungshilfe betrieben
werden, sind hier die nach § 36 IfSG vorzuhaltenden Hygieneplane malRgebend, sodass
diese Einrichtungen von den Regelungen des Absatz 1 und des § 2a Absatz 3 ausge-
nommen werden. Im Kontext von Erziehungshilfeeinrichtungen kommt hinzu, dass der
Arbeitsplatz gleichzeitig zuhause und Ruckzugsort der dort lebenden Kinder ist. Der Weg
der Empfehlung und Beratung Uber die gegebenen Strukturen der Jugendhilfe erscheint
hier sachgerecht und angemessen, um Infektionsschutz, Kinderschutz und padagogi-
sche Erfordernisse miteinander in Einklang zu bringen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt die Pflicht zum Tragen einer qualifizierten Mund-Nasen-Bedeckung in
den Einrichtungen und deren Aul3engelande. Flr padagogische Fachkrafte sind - Uber
die Ausnahmen des § 2a Absatz 3 Satz 2 hinaus - bereichsspezifisch Ausnahmen vor-
gesehen. Diese konnen in der Betreuung der Kinder mit Blick auf das Kindeswohl situa-
tionsabhangig, z.B. zur gezielten Sprachforderung oder beim Streitschlichten und Tros-
ten der Kinder, voribergehend auf das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung verzich-
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ten. In der Kindertagesstatte betreute Kinder vor der Einschulung sind von der Masken-
pflicht ausgenommen. Daruber hinaus wird uber die entsprechende Anwendung der Aus-
nahmen des § 2a Absatz 3 Satz 2 auch sichergestellt, dass padagogische Fachkrafte
insbesondere im Aulienbereich auch die Gelegenheit haben, die Maske abzusetzten.
Dies qilt insbesondere in den Fallen des § 2a Absatz 3 Satz 2, Nummer 1 (Feste Steh-
oder Sitzplatze und Mindestabstand).

FUr Kinder in Hortgruppen gelten — wie bisher — die Regelungen der Schulen-Coronaver-
ordnung. Um eine Durchsetzung der Maskenpflicht insbesondere gegenulber einrich-
tungsfremden Personen und Besuchern angemessen gewahrleisten zu kénnen, sind
Verstolde auch als Ordnungswidrigkeit verfolgbar.

In Kindertagesstatten und Kindertagespflegestellen tatige Personen sollen mindestens
zweimal wochentlich auf eine Infektion mit dem Coronavirus getestet werden, Personen
mit hinreichendem Impfschutz einmal wochentlich. Dies betrifft neben dem Stammperso-
nal etwa auch externe Dienstleisterinnen und Dienstleister wie etwa Musik- oder
Sprachtherapeutinnen und -therapeuten.

Zu § 17 (Beherbergungsbetriebe)

Beherbergungsbetriebe durfen zu touristischen und anderen privaten Zwecken nicht ge-
offnet sein. Wie aus § 17 Nummer 3 ersichtlich ist, durfen Gaste nur zu beruflichen, me-
dizinischen oder zu zwingenden sozial-ethischen Zwecken beherbergt werden. Mit der
engen Ausnahme des Sozial-Ethischen sind beispielsweise unabweisbare Ubernachtun-
gen anlasslich von Bestattungen oder bei der Sterbebegleitung gemeint. Bei den medi-
zinischen Grunden ist neben der eigenen Betroffenheit auch beispielsweise die Beglei-
tung von minderjahrigen Kindern unter 14 Jahren bei einem Krankhausaufenthalt miter-
fasst. Im Anschluss an das nach § 5 Absatz 2 Nummer 4 zulassige Zuwasserlassen der
Boote kann es im Einzelfall zu der Situation kommen, dass der Seeweg zum eigentlichen
,Heimathafen®, also dort wo der Liegeplatz fur das Boot langfristig gemietet wurde, zu
weit entfernt ist. Zur Vermeidung von Gefahren bei der Uberflihrung wird ausnahmsweise
in Nummer 3 die Ubernachtung auf dem Boot in einem Sportboothafen im Rahmen der
Uberfiihrung zum Dauerliegeplatz zugelassen. Ebenso zugelassen werden Ubernach-
tungen im Anschluss an begonnene Inbetriebnahmemalinahmen im Kontext der nach §
5 Abs. 2 Nummer 4 zugelassenen MalRnahmen.

Der Grundrechtseingriff ist zur Vermeidung einer Gesundheitsnotlage angemessen. Auf
die Ausfuhrungen zu A. Allgemein wird verwiesen. Die Beschrankung der Beherbergung
auf bestimmte Personengruppen ist in diesem Fall das mildeste Mittel. Die Einschran-
kung der Beherbergung stellt einen Beitrag dazu dar, Kontakte auf das notwendige Mal}
zu beschranken. Zudem ist zu berlcksichtigen, dass die Beschrankung der Beherber-
gung in anderen Bundeslandern und die stark eingeschrankte Moglichkeit zu Auslands-
reisen dazu fuhren, dass sich Touristen in den Gebieten konzentrieren, in denen touris-
tische Reisen mit Unterbringung noch moglich sind. Wirde also Schleswig-Holstein die
touristische Beherbergung zulassen, wurde dies zwangslaufig zu vermehrten Reisen
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nach Schleswig-Holstein fihren. Die damit einhergehenden vermehrten Kontakte und
hohere Menschendichte wirden zwangslaufig zu erhohten Ansteckungsgefahren fuhren.
Hygienekonzepte und die allgemeinen Regelungen zum Schutz der Ausbreitung der
Pandemie wirden eine Ansteckungsgefahr lediglich reduzieren, aber nicht ganzlich aus-
schliel3en.

Eine Differenzierung nach dem Zweck der Beherbergung ist aus Gleichbehandlungs-
grunden gerechtfertigt, da die Untersagung der Unterbringung flr Gaste, die aus berufli-
chen, medizinischen oder zwingenden sozial-ethischen Grinden reisen, einen schwer-
wiegenderen Eingriff darstellen wirde im Vergleich zu touristisch oder aus anderen pri-
vaten Zwecken Reisenden.

Die Vorschrift gilt fur samtliche Beherbergungsbetriebe wie beispielsweise Hotels, Pen-
sionen, Ferienhauser, privat und gewerblich vermietete Ferienwohnungen, Jugendfrei-
zeiteinrichtungen, Jugendbildungseinrichtungen, Jugendherbergen, Schullandheime
und vergleichbare Einrichtungen. Eigentumer von Zweitwohnungen, die ihre eigene
Hauslichkeit nutzen, stellen keinen Beherbergungsbetrieb im Sinne von § 17 dar. Das
gleiche gilt fur Mieter von Zweitwohnungen, die ihre Zweitwohnung auf Grundlage von
langfristig abgeschlossenen Mietvertragen selbst nutzen. Vergleichbar hierzu sind auch
Campingplatze und Wohnmobilstellplatze unter besonderen Bedingungen kein Beher-
bergungsbetrieb und zwar nur dann nicht, wenn dort dauerhaft gecampt wird. In Anleh-
nung an das Bauordnungsrecht muss der Wohnwagen, das Wohnmobil, das Camping-
zeit oder das Campinghaus quasi als eine ortsfeste Anlage zu werten sein. Hiervon ist
auszugehen, wenn sie unbewegt bleiben und der Stellplatz bzw. die Unterkunft langfris-
tig, d. h. fur mindestens 5 Monate, gemietet wird, In diesem Sinne sind auch Sportboot-
hafen keine Beherbergungsbetriebe, sofern die Liegeplatze langfristig vermietet werden.

Da nur der Gast weil3, ob er zu beruflichen, medizinischen oder zu sozial-ethischen Zwe-
cken eine Beherbergung aufsucht, wird von ihm eine Bestatigung verlangt, dass er nur
aus diesen Grunden beherbergt werden soll. Eine falsche Bestatigung ist bul3geldbe-
wehrt. Auch die Beherbergung trotz Kenntnis des Nichtvorliegens dieser Voraussetzun-
gen stellt eine Ordnungswidrigkeit dar.

FUr Beherbergungsbetriebe gelten zunachst die allgemeinen Anforderungen des § 3:
¢ Einhaltung des Abstandsgebotes,
e Einhaltung der Husten- und Niesetikette,
e Moglichkeit zum Waschen oder Desinfizieren der Hande,
¢ an allen Eingangen deutlich sichtbare Aushange,

o flur Toiletten gelten die Vorgaben gemal § 3 Absatz 4 Satz 1. Andere sanitare
Gemeinschaftseinrichtungen wie Sammelumkleiden, Duschraume, Saunen und
Wellnessbereiches sind fur den Publikumsverkehr zu schlielen.
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Samtliche Beherbergungsbetriebe missen zudem ein Hygienekonzept erstellen und
Kontaktdaten erheben. Fur beides gelten die allgemeinen Vorgaben nach § 4.

Gastronomische Dienste durfen nur unter den Voraussetzungen des § 7 angeboten wer-
den. Nach § 7 Absatz 1 Nummer 3 durfen u.a. nur Hausgaste in der Beherbergung essen
und trinken.

Zu § 18 (Personenverkehre)
Zu Absatz 1

Die Regelung in Absatz 1 betrifft die Nutzung des o6ffentlichen Personennah- und Fern-
verkehrs (Bus, Bahn, Schiff, Schulbusse) und Taxen oder damit vergleichbare 6ffentliche
Angebote in Schleswig-Holstein. Die Personenverkehre nach Absatz 1 umfassen insbe-
sondere die Beforderung von Personen im Linienverkehr im Sinne von § 42 Personen-
beforderungsgesetz. Linienverkehr ist eine zwischen bestimmten Ausgangs- und End-
punkten eingerichtete regelmaRige Verkehrsverbindung, auf der Fahrgaste an bestimm-
ten Haltestellen ein- und aussteigen kdnnen. Es geht um die Befriedigung der Nutzerin-
nen und Nutzer nach Verkehrsnachfragen. Das Verkehrsmittel wird nicht auf diejenigen
nach § 1 Personenbeférderungsgesetz begrenzt, sondern umfasst auch Eisenbahnen
und Schiffe, sofern sie im Linienverkehr verkehren. Auch Flugreisen werden von Absatz
1 erfasst, sofern sie im Linienverkehr erfolgen. Das umfasst sowohl die Flugreisen zwi-
schen Stadten nach einem festgelegten Flugplan als auch Urlaubsflugreisen, unabhan-
gig davon, ob die Urlauberin oder der Urlauber eine Pauschalreise bei einem Reisever-
anstalter oder nur den Urlaubsflug gebucht haben. Bei grenziiberschreitendem Perso-
nenverkehr sind die Regelungen des jeweiligen Landes zu berlcksichtigen.

Das Abstandsgebot im Sinne von § 2 Absatz 1 ist auch in allen Verkehrsmitteln moglichst
einzuhalten. Die Unterschreitung des Mindestabstandes ist nach Satz 1 zulassig. Sie
sollten jedoch erst erfolgen, wenn wegen Belegung im ganzen Verkehrsmittel die Unter-
schreitung des Mindestabstandes notwendig wird. Die Unterschreitung des Mindestab-
standes liegt daran begrindet, dass die Kundinnen und Kunden auf die Beférderung im
Linienverkehr angewiesen sind, um beispielsweise rechtzeitig zur Arbeit oder zur Schule
gelangen zu kénnen. Anderenfalls drohen Engpasse und Ansammlungen vor den Ver-
kehrsmitteln ohne Einhaltung des Mindestabstandes, die epidemiologisch zu vermeiden
sind. Auch lasst sich die Auslastung des jeweiligen Verkehrsmittels im Linienverkehr
schwierig planen und eine kurzfristige Ausweitung des Angebotes kaum realisieren. Im
Rahmen einer Abwagung ist ausnahmsweise die Unterschreitung des Abstandsgebotes
erlaubt.

Die Regelung in Satz 2 verpflichtet die Nutzerinnen und Nutzer — im Regelfall die Passa-
giere — von Angeboten des Offentlichen Personennah- und Fernverkehrs (Bus, Bahn,
Schiff, Flugzeuge, Schulbusse) und Taxen oder damit vergleichbare 6ffentliche Angebote
in Schleswig-Holstein zum Tragen einer qualifizierten Mund-Nasen Bedeckung. Dabei

71



wird dem Umstand besonders Rechnung getragen, dass Hygieneanforderungen und Ab-
stande in den genannten Bereichen nicht in allen Konstellationen umfassend eingehalten
werden konnen, um Mitpassagierinnen und Mitpassagiere, Fahrpersonal oder Kontroll-
personal und anderweitiges Personal, dass im 6ffentlichen Personennah- und Fernver-
kehr eingesetzt wird, zu schitzen. Die Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nasen-Be-
deckung entsteht dabei erst mit dem Betreten des Fahrzeugs bzw. an der gedffneten Tur
desselben und gilt fur die gesamte Fahrtdauer. Dies gilt auch fur Passagierinnen und
Passagiere in Fernzligen, Fernbussen oder Fahren, so lange sie sich auf dem Gebiet
des Landes Schleswig-Holstein befinden. Die Ausnahmen gemal § 2a Absatz 1 Satz 3
fur Kinder bis zum vollendeten 6. Lebensjahr und Personen mit Beeintrachtigung sind
dabei zu beachten. Im Ubrigen gilt eine Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen-Bede-
ckung auf Bahnhofen gemal § 2a Absatz 2.

Die Maskenpflicht richtet sich dabei an den Kunden- bzw. Nutzerkreis und nicht an das
Fahrpersonal. Deren Schutz ist durch die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber im Rahmen
des Arbeitsschutzes gesondert herzustellen und wird beispielsweise durch die Installa-
tion von besonderen Schutzvorrichtungen, z. B. durch Trennwande bereits heute sicher-
gestellt.

Mit Satz 3 wird dem Umstand Rechnung getragen, dass im Personennah- und -fernver-
kehr nicht in allen Fallen die Verpflichtung notwendig ist, Mund und Nase zu bedecken.
Dies gilt beispielsweise in Schiffskabinen oder in den Fahrzeugen auf Autofahren, die
uber den Nord-Ostsee-Kanal oder zu den Nordseeinseln fahren, sofern sie ihre Fahr-
zeuge oder Kabinen nicht verlassen und somit keinen Kontakt zu weiteren Personen ha-
ben.

Im Ubrigen finden gemaR Satz 4 die allgemeinen hygienischen Anforderungen fiir Ein-
richtungen mit Publikumsverkehr keine Anwendung.

Zu Absatz 2

Absatz 2 trifft Regelungen gewerblich angebotene Reiseverkehre im touristischen Be-
reich, die in Abgrenzung zu Absatz 1, nicht im Linienverkehr angeboten werden. Fahrten
von Burgerinnen und Burger beispielsweise mit dem eigenen PKW zu touristischen Zwe-
cken werden ausdrticklich nicht erfasst. Auch ist es ihr oder ihm nicht verboten zu reisen.
Entscheidend fur den touristischen Zweck ist die gewerbliche Zielrichtung der Anbieterin
oder des Anbieters, nicht der Nutzungszweck der oder des einzelnen Reisenden. Es geht
um Ausflugsfahrten im Sinne von § 48 Absatz 1 Personenbeforderungsgesetz (PBefG),
wobei die Verkehrsmittel nicht auf diejenigen des Personenbeférderungsgesetzes be-
grenzt sind. Neben den Reisebussen sind auch Bahnen, Schiffe und Flugzeuge von Ab-
satz 2 erfasst. Ausflugsfahrten sind demnach Fahrten, die der Unternehmer nach einem
bestimmten, von ihm aufgestellten Plan und zu einem fur alle Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer gleichen und gemeinsam verfolgten Ausflugszweck anbietet und ausfuhrt. Auch
Gruppenreisen zu Erholungsaufenthalten im Sinne von § 48 Absatz 2 PBefG sind nach
Absatz 2 verboten. Reiseverkehre zu touristischen Zwecken sind kraft ihrer Zielrichtung
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Veranstaltungen mit Freizeitcharakter. Solche sind in § 5 Absatz 2 Satz 2, da sie nicht
der Unterhaltung dienen, mit Inkrafttreten der entsprechenden Corona-BekampfVO seit
dem 2. November 2020 verboten. Aufgrund der stark gestiegenen Infektionszahlen sollen
alle nicht notwendigen Aktivitaten reduziert werden. Das gilt auch flr nicht notwendige
touristische Reisen. Entsprechend mussen die Gaststatten und die Beherbergungen dem
Grunde nach schlie®en und das in allen Landern. Gerade Reisebusse bieten solche seit
dem 2. November 2020 nicht mehr gewollten touristischen Reisen an. § 18 Absatz 2 stellt
das klar.

Auch sind weiterhin touristische Nutzungen von Kreuzfahrtschiffen bzw. die angebotenen
Kreuzfahrten nicht erlaubt. Das Verbot gilt bereits seit dem Inkrafttreten der entsprechen-
den Corona-BekampfVO vom 2. November 2020, weil Kreuzfahrtangebote in der Ge-
samtsumme als Beherbergungsbetrieb, Unterhaltungsveranstaltung und als Freizeitein-
richtung anzusehen sind, die nicht zulassig sind. Zudem gilt es, die Reisen zu touristi-
schen Zwecken zu reduzieren. Das touristische Erlebnis steht bei Kreuzfahrten aus-
dricklich im Vordergrund. § 18 Absatz 2 stellt das klar. Vom Verbot sind nicht Situationen
erfasst, die der Abwehr einer Notlage dienen. Hier gilt der Vorrang des hdherrangigen
internationalen Rechts, was auch das Recht der friedlichen Durchfahrt durch das Kis-
tenmeer einschliellich des Nord-Ostsee-Kanals betrifft.

Zu § 19 (Kritische Infrastruktur)

Die Regelung der kritischen Infrastruktur ist notwendig, weil Erlasse auf Grundlage des
Infektionsschutzgesetzes daran anknupfen, ob Personen oder ihre Angehdrigen zu kriti-
schen Infrastrukturen gehdren. Dies kann als Rechtsfolge nach sich ziehen, dass Notbe-
treuung fur pflegebedurftige Angehdrige oder fur Kinder in Anspruch genommen werden
kann.

Die Bereiche der kritischen Infrastrukturen sind in Absatz 2 enumerativ aufgefihrt.

Zu § 20 (Befugnisse und Pflichten der zustandigen Behorden)
Zu Absatz 1

Absatz 1 gibt den Gesundheitsbehdrden die Moglichkeit, auf Antrag Ausnahmen von den
Ge- und Verboten der §§ 5 bis 18 der Verordnung zuzulassen. Diese Offnungsméglich-
keit ist aus Grinden der VerhaltnismaRigkeit erforderlich. Durch diese Befugnis konnen
die Behorden unbillige Harten im Einzelfall verhindern. Neu in Absatz 1 Nummer 2 wurde
eine Ausnahmemaglichkeit eingefugt fir den Fall, dass Vorschriften der Verordnung der
Pandemiebekdmpfung entgegenstehen. So kann insbesondere Handwerkern, welche
am Aufbau der Impfzentren beteiligt sind, erlaubt werden, Baumarkte aufzusuchen und
zu betreten, um dort Materialien einzukaufen, die zum Aufbau der Impfzentren erforder-
lich sind.
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Zu Absatz 2

Satz 1 weist deklaratorisch auf die Moglichkeit der zustandigen Behorden hin, weiterge-
hende Mallnahmen nach § 28 IfSG zu treffen. In bestimmten Einzelfallen kann es not-
wendig sein, dass die zustandigen ortlichen Behdrden Regelungen treffen missen, die
uber die Regelungen der Verordnung hinausgehen.

Satz 2 nennt als Beispielsfall Betretungsverbote zur Regulierung des Tagestourismus.
So kann der Fall eintreten, dass es wetterbedingt zu einer groRen Ansammlung von Ta-
gestouristinnen und Tagestouristen kommt. Um der Ausbreitung eines moglichen Infek-
tionsgeschehens vorzubeugen, kann es dann erforderlich sein, dass die zustandigen Be-
hérden schnell steuernd eingreifen kdnnen. Einen weiteren Beispielsfall bildet die Be-
schrankung des Bewegungsradius bei hoher Inzidenz.

Sofern die zustandigen Behdrden Allgemeinverfligungen planen, haben sie gemaf Satz
3 diejenigen Regelungsinhalte, die sie zu erlassen beabsichtigen, dem Gesundheitsmi-
nisterium mindestens einen Tag vor der Bekanntgabe mitzuteilen. Das Gesundheitsmi-
nisterium hat dann die Moglichkeit zu prufen, ob die Malinahmen zweck- und verhaltnis-
mafig sind. Es wird zudem in die Lage versetzt, rechtzeitig auf mogliche zielfihrendere
Mafnahmen hinzuwirken.

Zu § 20a (Modellprojekte)

Die zustandigen Behorden konnen bei ausgewiesenen Projekten z.B. aus den Bereichen
Kultur, Sport oder Tourismus Ausnahmen zulassen. Ein Projekt kann sich auf eine Re-
gion beziehen. Im Rahmen von zeitlich befristeten Modellprojekten kdnnen in einigen
ausgewahlten Regionen in Schleswig-Holstein mit strengen SchutzmalRnahmen und ei-
nem Testkonzept einzelne Bereiche des offentlichen Lebens 6ffnen, um die Umsetzbar-
keit von Offnungsschritten unter Nutzung eines konsequenten Testregimes zu untersu-
chen. Zentrale Bedingungen dabei sind llickenlose negative Testergebnisse als Zu-
gangskriterium, IT-gestutzte Prozesse zur Kontaktverfolgung und ggf. auch zum Test-
nachweis, raumliche Abgrenzbarkeit auf der kommunalen Ebene, eine enge Ruckkopp-
lung Uber das zustandige Gesundheitsamt, welches zuvor das Modellprojekt genehmigt
hat, und klare Abbruchkriterien im Misserfolgsfalle.

Zu § 21 (Ordnungswidrigkeiten)

Aufgrund § 73 Absatz 1a Nummer 24 Infektionsschutzgesetz kdnnen in der Verordnung
bulRgeldbewehrte Tatbestande formuliert werden. Dies erfolgt, soweit es flr eine wirk-
same Durchsetzung der fur den Infektionsschutz wesentlichen Ver- und Gebote uner-
lasslich ist.

74



Zu § 22 (Inkrafttreten; AuBerkrafttreten)

Die Geltungsdauer der Verordnung ist auf wenige Wochen begrenzt. Aufgrund der mit
der Verordnung verbundenen Grundrechtseingriffe ist es notwendig, dass die Einschran-
kungen nur so lange gelten, wie dies unbedingt erforderlich ist. Eine Geltungsdauer von
wenigen Wochen flr die Verordnung hat sich bewahrt. Nach diesem Zeitraum lasst sich
daher abschatzen, welchen Einfluss die getroffenen Malinahmen auf die Entwicklung der
Infektionszahlen haben.

75



	Landesverordnung zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2 
	(Corona-Bekämpfungsverordnung – Corona-BekämpfVO) 
	Vom 16. April 2021 
	§ 1 
	Grundsätze 
	§ 2 
	Allgemeine Anforderungen an die Hygiene; Kontaktbeschränkungen 
	§ 2a 
	Mund-Nasen-Bedeckung 
	§ 2b 
	Alkoholverbot 
	§ 3 
	Allgemeine Anforderungen für Einrichtungen mit Publikumsverkehr, bei Veranstaltungen und Versammlungen 
	§ 4 
	Besondere Anforderungen an die Hygiene 
	§ 5 
	Veranstaltungen 
	§ 6 
	Versammlungen 
	§ 7 
	Gaststätten 
	§ 8 
	Einzelhandel 
	§ 9 
	Dienstleistungen 
	§ 10 
	Freizeit- und Kultureinrichtungen 
	§ 11 
	Sport 
	§ 12 
	Schulen und Hochschulen 
	§ 12a 
	Außerschulische Bildungsangebote 
	§ 13 
	Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, Bestattungen 
	§ 14 
	Stationäre Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen sowie Mutter-/Vater-Kind-Einrichtungen 
	§ 14a 
	Krankenhäuser 
	§ 15 
	Einrichtungen und Gruppenangebote der Pflege 
	§ 15a 
	Einrichtungen der Eingliederungshilfe und der Gefährdetenhilfe sowie Frühförderstellen 
	§ 16 
	Einrichtungen und Angebote der Kinder- und Jugendhilfe 
	§ 17 
	Beherbergungsbetriebe 
	§ 18 
	Personenverkehre 
	§ 19 
	Kritische Infrastrukturen 
	§ 20 
	Befugnisse und Pflichten der zuständigen Behörden 
	§ 20a 
	Modellprojekte 
	§ 21 
	Ordnungswidrigkeiten 
	§ 22 
	Inkrafttreten; Außerkrafttreten 
	Begründung der Landesregierung zur Corona-Bekämpfungsverordnung vom 16. April 2021 gemäß § 28a Absatz 5 Satz 1 IfSG: 
	A. Allgemein 
	B. Im Einzelnen 
	Zu § 1 (Grundsätze) 
	Zu § 2 (Allgemeine Anforderungen an die Hygiene; Kontaktbeschränkungen) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu § 2a (Mund-Nasen-Bedeckung) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 1a 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu § 2b (Alkoholverbot) 
	Zu § 3 (Allgemeine Pflichten bei Einrichtungen mit Publikumsverkehr, bei Veranstaltungen und Versammlungen) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu § 4 (Besondere Anforderungen an die Hygiene) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu § 5 (Veranstaltungen) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu § 6 (Versammlungen) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu § 7 (Gaststätten) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 1a 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu § 8 (Einzelhandel) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu § 9 (Dienstleistungen) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu § 10 (Freizeit- und Kultureinrichtungen) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu § 11 (Sport) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu § 12 (Bildungseinrichtungen und -angebote) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu § 12a (Außerschulische Bildungsangebote) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu § 13 (Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, Bestattungen) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu § 14 (Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen sowie Krankenhäuser) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu § 14a (Krankenhäuser) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu § 15 (Einrichtungen und Gruppenangebote der Pflege) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu § 15a (Einrichtungen der Eingliederungshilfe, der Gefährdetenhilfe sowie Frühförderstellen) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu § 16 (Einrichtungen und Angebote der Kinder- und Jugendhilfe) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu § 17 (Beherbergungsbetriebe) 
	Zu § 18 (Personenverkehre) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu § 19 (Kritische Infrastruktur) 
	Zu § 20 (Befugnisse und Pflichten der zuständigen Behörden) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu § 20a (Modellprojekte) 
	Zu § 21 (Ordnungswidrigkeiten) 
	Zu § 22 (Inkrafttreten; Außerkrafttreten) 




